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Vorwort. 


Gebietsteile Oſtpreußens ſind 1914/15 zeitweilig von ruſſiſchen Heeres⸗ 
teilen beſetzt geweſen. Dabei haben Feind und Freund erhebliche Vermögenswerte 
vernichtet. Ein großer Teil der Bewohner mußte flüchten, Hab und Gut opfern. 
Große Sorge herrſchte um Oſtpreußens Zukunft, Erinnerungen an frühere 
Kriegszeiten und die folgende Not wurden wach. 

Nach der Befreiung kehrten über alles Erwarten ſchnell die Bewohner 
zurück und nahmen ihre Tätigkeit wieder auf, mit kräftiger Hand unterſtützt 
vom Staate und mehreren Perſonengruppen. Aus Schilderungen über die erſte 
Zeit des Wiederaufbaus, d. h. der primitivſten Wirtſchaftseinrichtung, muß jeder 
erſehen, daß die Bewohner Oſtpreußens ein hartes Geſchlecht ſind, das ſich von 
Schickſalsſchlägen nicht leicht überwältigen läßt und deſſen Liebe zum Grund und 
Boden der Väter es auch ganz Außerordentliches zu ertragen befähigt. 

Eine Gemeinſchaft, die ſtets in Hülle und Fülle gelebt hat, wäre kaum 
imſtande geweſen, ſich ſo gut und voller Hoffnung auf eine beſſere Zukunft in 
die beſonders ſchweren Folgen zu ſchicken, die der Krieg ihrer engſten Heimat 
brachte. Aber Oſtpreußen war ſtets ein Land, das wirtſchaftlich ſchwer kämpfen 
mußte, und dieſer Kampf hat ſeine Bewohner geſtählt. 

Abgeſehen von den direkten Kriegsſchäden, hat Oſtpreußen, trotz zähen 
Fleißes der nicht im Felde ſtehenden Bevölkerungskreiſe, materielle Schäden 
erlitten, die ſich in vollem Ausmaße erſt in den kommenden Jahren überblicken 
laſſen. Die Zeitumſtände haben es mit ſich gebracht, daß der Boden, das 
Grundelement der Produktion unſerer agrariſchen Provinz, nicht pfleglich be— 
handelt werden kann. Weiter nötigen die ſich verringernden Futter- und Vieh⸗ 
beſtände infolge der damit eng verknüpften zurückgehenden Düngerproduktion 
zu einer erheblich ſtärkeren Inanſpruchnahme der im Acker befindlichen, erſt in 
langer Arbeit geſchaffenen Werte. Auch in manchen anderen oſtpreußiſchen 
Produktionszweigen wird ähnlich wie in der Landwirtſchaft vom Vermögensbeſitz 
gezehrt. 

In den bereits vorliegenden Teilen der Denkſchrift ſind einzelne 
Grundlagen des Wirtſchaftslebens von Oſtpreußen eingehend geſchildert. 
Es fehlt aber noch eine Darſtellung, die das Zuſammenwirken der einzelnen 
volkswirtſchaftlichen Tatſachen und Vorgänge in unſerer Provinz zum Gegen— 


ſtand hat und einen Überblick über den Erfolg der oſtpreußiſchen Wirtſchaft 
ermöglicht. Es wird deshalb hier der Verſuch unternommen, einen Einblick in 
Wohlſtandsverhältniſſe unſerer Provinz zu gewinnen. Aus dem oben Geſagten 
wird man ſchon entnehmen können, daß ſich allzu Günſtiges nicht ergibt, wenn 
auch gerade die letzten Friedensjahre erhebliche Fortſchritte zeitigten und der 
Lohn langer Mühen zu erwarten war. 

Wenn es in der Volkswirtſchaft eines größeren Gebietes gelingt, Über⸗ 
ſchüſſe zu erzielen, die den, im weiteſten Sinne, notwendigen Verbrauch zur 
Erhaltung der Einwohner und der Produktionsmittel überſteigen, können Ver⸗ 
beſſerungen eingeführt, Erzeugungsmöglichkeiten weiter ausgenutzt und neue 
geſchaffen werden. Erſt dann kann die Vermögensbildung fortſchreiten und bei 
günſtiger Verteilung ſich der allgemeine Wohlſtand heben. 

Wir gehen hier von den Einkommens- und Vermögensverhältniſſen aus, 
kommen dann zur Vermögensbildung und dem Vermögensverfall. Dabei werden 
Sparkaſſenweſen und Konkurſe behandelt, Bankweſen und Zwangsverſteige⸗ 
rungen aber nur kurz geſtreift, weil dieſe Gebiete ſchon in Teil IV bzw. Teil 1 
der Denkſchrift bearbeitet ſind. Ein dritter Abſchnitt bringt einen Überblick 
über die Lebens⸗ und Feuerverſicherung. Die Hagelverſicherung, die für die 
Erhaltung des Wohlſtandes in unſerer landwirtſchaftlichen Provinz gleichfalls 
große Bedeutung hat, iſt in Teil II der Denkſchrift bereits eingehend berück⸗ 
ſichtigt. 

Herrn Profeſſor Dr. A. Heſſe ſage ich meinen ergebenen Dank für die 
mannigfache Förderung meiner Arbeit. 


z. Zt. Völtzendorf, im September 1917. 
Herbert Goeldel. 
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A. Allgemeines. 


Einer Feſtſtellung des oſtpreußiſchen Volkseinkommens und vermögens 
ſtellen ſich große Schwierigkeiten entgegen. Es würde zu weit führen, hier alle 
Fragen zu erörtern, die ſich bei der Behandlung einer ſolchen Aufgabe ergeben. 
Es ſei deshalb nur auf einige Hauptpunkte hingewieſen, die uns, wie wir ſehen 
werden, veranlaſſen, das Thema enger zu umgrenzen. 

Bei dem Verſuch einer Feſtſtellung von Volkseinkommen und -vermögen 
zeigt ſich zunächſt, daß das im Beſitz von Staat und Kommunen befindliche, 
allgemeinen Verwaltungszwecken dienende Vermögen und die Nutzgewährungen 
daraus kaum zu erfaſſen ſind, da letztere teils unentgeltlich, teils gegen Gegen— 
leiſtungen erfolgen, die nicht im Verhältnis dazu ſtehen. 

Auch die Verſchuldung des öffentlichen Beſitzes verurſacht Erſchwerniſſe. 
Es entſteht eine kaum lösbare Verquickung, da Schuldenzinſen, die für den 
öffentlichen Beſitz bezahlt werden, ſich als Einkommen von Privatperſonen 
wiederfinden, bei der Feſtſtellung von Volkseinkommen und vermögen un— 
beſtimmbare Teile des öffentlichen Beſitzes alſo unberückſichtigt bleiben müſſen, 
um Doppelzählungen zu vermeiden. | 

Die Größe des unbeſtimmbaren Volksvermögens hängt auch von der Ge— 
ſtaltung der Volkswirtſchaft ab. Wenn die öffentliche Verwaltung ihren Auf— 
gabenkreis ausdehnt und die unentgeltlichen oder nur teilweiſe bezahlten 
Leiſtungen vermehrt, ſo kann das Einkommen und Vermögen ſtatiſtiſch geringer 
erſcheinen trotz einer eigentlichen Verbeſſerung der Lage. 

Der hauptſächlich finanziellen Erwerbszwecken dienende öffentliche Beſitz 
iſt allerdings als Beſtandteil des Volksvermögens wieder beſſer zu erfaſſen. Sein 
Wert und die Einkünfte daraus laſſen ſich leichter beſtimmen, wenn auch der 
Reinertrag durch die Eigenart der Betriebe und etwaige Nebenzwecke, die ver— 
folgt werden, beeinflußt wird.“) 8 

1) A. Wagner, Zur Methodik der Statiſtik des Volkseinkommens⸗ und Volksver⸗ 
mögens, Zeitſchrift des Preuß. Stat. Landesamts, 1904, II. 

Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 1 
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Zu den Hinderniſſen, die ſich ſchon der Beantwortung der Frage nach 
Volkseinkommen und vermögen fürs Staatsganze entgegenſtellen, treten noch 
beſondere Schwierigkeiten bei dem Verſuch der Löſung der gleichen Aufgabe für 
einen Gebietsteil. Manche Angaben, die man für Deutſchland!) oder Preußen 
allenfalls noch erhalten kann, ſind für unſere Provinz allein nicht zu bekommen. 

In dieſem Abſchnitt unſerer Abhandlung wollen wir uns daher darauf 
beſchränken, das Pri vateinkommen und vermögen in Oſtpreußen nach Mög⸗ 
lichkeit feſtzuſtellen. Es iſt dabei zu bedenken, daß dieſes hinter dem geſamten 
Volkseinkommen und »vermögen einerſeits zurückbleibt, weil eben das öffentliche 
Vermögen und Einkommen unberückſichtigt iſt. Andererſeits ſind hier aber 
Rechte Privater gegen andere Privatwirtſchaften und öffentliche Körperſchaften 
miterfaßt, die bei einer Feſtſtellung des Volksvermögens nur, ſoweit ſie ſich 
gegen das Ausland richten, beachtet werden würden. 

Für die Behandlung der geſtellten Aufgabe liegt ſtatiſtiſches Material vor, 
das zur Veranlagung und Erhebung einzelner Steuern gewonnen iſt. Der fis⸗ 
kaliſche Zweck der Gewinnung ruft allerdings Bedenken hervor. Zu den 
Schwierigkeiten, die jeder Einſchätzung von Objekten und den aus ihnen hervor⸗ 
gehenden Einkünften ſich entgegenſtellen, kommt noch der Wunſch der Bevölke⸗ 
rung, geringe Steuern zu zahlen. So ergeben ſich trotz des entgegenſtehenden 
Willens der Behörden, die geſetzlichen Beſtimmungen voll durchzuführen, leicht 
in der Statiſtik Werte, die hinter der Wirklichkeit zurückbleiben. 

Das Material der einzelnen Steuern iſt auch noch von ſehr verſchiedenem 
Werte. Die Grundſteuerergebniſſe werden z. B. hier nicht herangezogen, da die 
Einſchätzung zu dieſer Steuer bereits im Jahre 1861 vorgenommen iſt und im 
Laufe der Zeit den größten Teil ihres Wertes verloren hat. 

Wohl wäre die preußiſche Statiſtik über die ländliche Verſchuldung 
im Jahre 1902, Band 191 J 1, 2, II, III, für die Erkenntnis der Wohlſtands⸗ 
verhältniſſe der agrariſchen Provinz Oſtpreußen von beſonderem Werte, aber auch 
ſie entſpricht ſchon wenig den wahren Verhältniſſen, da gerade die Zeit nach 
1902 erhebliche Veränderungen in den Vermögens- und Einkommensverhältniſſen 
unſerer Provinz gebracht hat. Überdies ſind die Ergebniſſe dieſer Statiſtik 
in Teil J der Denkſchrift, A. Heſſe, Der Grundbeſitz in Oſtpreußen, S. 72 ff. 
eingehend bearbeitet worden. 

Als relativ beſtes ſtatiſtiſches Material für die Behandlung von Ein⸗ 
kommens⸗ und Vermögensverhältniſſen in unſerer Provinz bleiben uns die 
allgemeine Einkommenſteuer von 1891 und die Ergänzungsſteuer von 1893, 
deren Veranlagungsergebniſſe für die einzelnen Jahre ſeit 1892 bzw. für die 
Jahre 1895, 1896, 1897/98, 99 und von hier an für je dreijährige Zeiträume 
bis 1914/16 in der Statiſtik der preußiſchen Einkommens⸗ und Ergänzungs⸗ 
ſteuerveranlagung vorliegen. Hervorzuheben iſt, daß nur die Ergebniſſe der 

1) Helfferich, Deutſchlands Volkswohlſtand 1888-1913. Berlin 1915. 


Heſſe, Das deutſche Volksvermögen, Jahrbücher für Nationalökonomie und Sta⸗ 
tiſtik. Bd. 105. Jena 1915. 
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Veranlagung in der erſten Inſtanz und nicht die Abänderungen durch Berufung, 
Einſpruch oder Beſchwerde berückſichtigt ſind. Hierauf wird ſpäter noch ein— 
zugehen ſein. 

In beiden Statiſtiken ſind auch getrennte Werte für Stadt und Land an⸗ 
gegeben. Dabei iſt der politiſche Begriff als Grundlage genommen. Eine ſolche 
Trennung hat für unſere Provinz aber eine andere Bedeutung als für den Staat, 
da ſich bei uns der politiſche Begriff Stadt und Land von dem ſonſt üblichen 
ſtatiſtiſchen Begriff: ſtädtiſch — Gemeinden mit 2000 und mehr Einwohnern, 
ländlich = Gemeinden mit bis 2000 Einwohnern, weniger als dort unterſcheidet. 

Es entfallen Prozent der Bevölkerung: 

1. nach der Einkommenſteuerveranlagung 1910 (politiſcher Begriff): 
in Oſtpreußen in Preußen 
um die Städte 92,1 46,96 
das Land 67.9 58,04 


2. nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 (ſtatiſtiſcher Begriff): 
in Oſtpreußen in Preußen 
auf die Gemeinden mit 2000 und mehr Einwohner 33,0 61,5 
auf die Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohner 67,0 38,5 

Die Zahlen zeigen, daß bei uns fein weſentlicher Unterſchied beſteht. In 
Preußen entfällt dagegen bei der politiſchen, alſo hier maßgebenden Einteilung 
auf das Land der größere Teil der Bevölkerung, 53,04 %, während bei der rein 
ſtatiſtiſchen Teilung die ſogenannte ländliche Bevölkerung nur 38,5 %), alſo 
bedeutend weniger als die ſtädtiſche, bildet. 

Da der politiſche Begriff an und für ſich kaum in irgend einer Weiſe die 
Einkommens- und Vermögensverhältniſſe beeinflußt, wohl aber die Größe einer 
Gemeinde für die hier in Betracht kommenden Verhältniſſe von Bedeutung und 
es auch volkswirtſchaftlich wichtig iſt, einen Einblick in die Entwicklung der Ein— 
kommens⸗ und Vermögensverhältniſſe in großen und kleinen Siedlungen zu 
gewinnen, wäre es wünſchenswert, eine Einteilung nach den Begriffen ſtädtiſcher 
und ländlicher Bevölkerung vorzunehmen, die für die Reichsſtatiſtik ſchon maß⸗ 
gebend ſind. Dort werden eben wirkliche Größenklaſſen gebildet. Die preußiſche 
Statiſtik hat anſcheinend derartigen Bedenken auch ſchon teilweiſe nachgegeben, 
da ſeit einigen Jahren der Begriff „Land“ von ihr in 2 Rubriken, Gemeinden 
bis und über 2000 Einwohner gebracht wird. Damit ſind die Mängel aber nicht 
abgeſtellt. Die Städte bleiben außerhalb dieſer Größeneinteilung, und es iſt nicht 
ohne weiteres zu ſagen, welchen Prozentſatz ihrer Bevölkerung man den Ge— 
meinden bis 2000 Einwohnern in den einzelnen preußiſchen Gebietsteilen hinzu— 
zufügen hat. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß bei einer vollſtändig durchgeführten 
Bearbeitung der Veranlagungsſtatiſtik allein nach Größenklaſſen einzelne Rich— 
tungen in der Einkommens- und Vermögensentwicklung in Stadt und Land 
noch deutlicher hervortreten als es jetzt der Fall iſt. 

Zunächſt erſcheint es weiter notwendig, ſich mit den Grundſätzen, nach 
denen das Urmaterial für die Veranlagungsſtatiſtiken beſchafft wird, vertraut 

1 * 


4 


zu machen. Finanzielle und bei der Steuererhebung zu berückſichtigende ſoziale 
Forderungen haben hier nebenſächliche Bedeutung. Sie ſind nur ſoweit zu be⸗ 
handeln, daß man erkennt, inwieweit der Geſetzgeber ihnen nachgegeben hat, 
wieweit dadurch etwa das ſtatiſtiſche Urmaterial beeinflußt iſt. Auch ſonſtige 
Fehler, die ſich bei der Beurteilung der wirklichen Einkommens⸗ und Ver⸗ 
mögensverhältniſſe nach den erwähnten Veranlagungsſtatiſtiken ergeben können, 
ſind nach Möglichkeit aufzudecken. Weiter ſoll noch hervorgehoben ſein, daß wir 
es hier bei allen Angaben mit dem Geldwert vor dem Kriege zu tun haben 
und man daher bei Vergleichen mit der Jetztzeit beſonders vorſichtig ſein muß. 

Die Statiſtik der preußiſchen Einkommen- und Ergänzungsſteuerveran⸗ 
lagung unterſcheidet bei der durch die Perſonenſtandsaufnahme ermittelten 
Geſamt bevölkerung zwiſchen Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtänden einerſeits und Angehörigen andererſeits. 
Diejenigen der erſten Gruppe, die zur Steuer wirklich herangezogen werden, 
heißen Zenſiten. Zählt man zu dieſen ihre Angehörigen, ſo hat man die 
veranlagte Bevölkerung. 


B. Einkommenſteuerſtatiſtik. 


Die allgemeine preußiſche Einkommenſteuer beſteht nach dem Geſetz vom 
24. Juni 1891. Novellen vom 19. Juni 1906, 18. Juni 1907 und 26. Mai 1909 
haben Abänderungen geſchaffen. 

Die ſubjektive Steuerpflicht erſtreckt ſich nicht nur auf phyſiſche, ſondern 
auch nichtphyſiſche Perſonen, wie z. B. Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, deren 
Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, Vereine und Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H. Sie iſt ſo allgemein, daß ſich aus den Beſtimmungen über 
der Einkommenſteuer nicht unterliegende Perſonen bemerkenswerte Mängel der 
Statiſtik für unſere Abhandlung kaum ergeben. 

Anders ſteht es dagegen mit der Begrenzung der objektiven Steuerpflicht. 
Ein ſchwerwiegender Nachteil für unſere Betrachtung iſt die Steuerfreiheit der 
Einkommen bis zu 900 /. Da dieſe Beſtimmung aber keine geſetzliche Ab⸗ 
änderung erfahren hat, iſt ſie wenigſtens nicht beſonders hinderlich für den Ver⸗ 
gleich der Reſultate in den einzelnen Erhebungsjahren. 

Als Einkommen gelten nach 8 6 (bis 1906 § 7) des Geſetzes die geſamten 
Jahreseinkünfte des Steuerpflichtigen in Geld und Geldeswert aus: Kapital⸗ 
vermögen, Grundvermögen, Pachtungen und Mieten, einſchließlich des Miets⸗ 
werts der Wohnung im eigenen Hauſe, Handel und Gewerbe, einſchließlich des 
Bergbaues, gewinnbringender Beſchäftigung ſowie aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen und Vorteile irgend welcher Art, abzüglich der Werbungskoſten. Zu 
dieſen werden auch Deichlaſten, indirekte Abgaben, die zu den Geſchäftsunkoſten 
zu zählen ſind und gewiſſe direkte Kommunalſteuern gerechnet. In Gutsbezirken 
werden die realen Kommunalſteuern und die neben ihnen beſtehenden Gutslaſten 
bis zu einer beſtimmten Höhe gleichfalls angerechnet. Ebenſo zählen die jähr⸗ 
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lichen Abſetzungen für Abnutzung der Gebäude, Maſchinen uſw. ſowie die Beiträge 
zu den Berufskammern zu den Werbungskoſten ($ 8). 

Als ſteuerbares Einkommen der Aktiengeſellſchaften uſw., ſowie der Konſum⸗ 
vereine gelten die unter die Mitglieder verteilten Überſchüſſe, zuzüglich der Be- 
träge, welche zur Tilgung des Grundkapitals oder von Schulden ſowie zur Ver— 
beſſerung uſw. verwendet werden nach Abzug von 3½ % des eingezahlten 
Aktienkapitals. An ſeine Stelle tritt bei eingetragenen Genoſſenſchaften die 
Summe der eingezahlten Geſchäftsanteile der Mitglieder. Als ſteuerpflichtiges 
Einkommen der Geſellſchaften m. b. H. gilt der erzielte Geſchäftggewinn. Zur 
Vermeidung der Doppelbeſteuerung wird von den Geſellſchaftern einer in 
Preußen ſteuerpflichtigen Geſellſchaft m. b. H. derjenige Teil der auf fie ver- 
anlagten Einkommenſteuer nicht erhoben, der auf Gewinnanteile von Geſell— 
ſchaften m. b. H. entfällt.“) 

Frei von der Einkommenſteuer ſind unter anderem ſeit 1906 die aus einer 
Krankenverſicherung dem Verſicherten zuſtehenden Leiſtungen und die Zinſen der 
bei landſchaftlichen und anderen öffentlichen Kreditinſtituten angeſammelten 
Amortiſationsfonds von tilgbaren Schulden, ſoweit die Erhebung dieſer Fonds 
noch unzuläſſig iſt ($ 5). 

Abziehbar vom Einkommen find die Schuldenzinſen, von dem Steuer— 
pflichtigen geſetz- oder vertragsmäßig zu entrichtende Verſicherungsbeiträge, 
ſoweit fie zuſammen den Betrag von 600 M nicht überſteigen, Prämien bis zur 
gleichen Höhe für Lebensverſicherung des Steuerpflichtigen oder eines nicht 
ſelbſtändig zu veranlagenden Haushaltungsangehörigen; ferner ſeit 1906 die auf 
Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur allmählichen Tilgung 
eines auf ſeinem Grundbeſitze haftenden Schuldkapitals zu entrichtenden Bei- 
träge, inſoweit dieſe 18 des Kapitals und den Betrag von 600 M jährlich 
nicht überſteigen (§ 8). 

Außerdem ſind aber noch Einkommenſteuerpflichtige in den unteren und 
mittleren Einkommensklaſſen zu niedrigeren Steuerſätzen veranlagt, als ihrem 
Einkommen entſpricht. Teilweiſe ſind ſie ſogar völlig von der Steuer befreit, 
wenn ſie einer beſtimmten Anzahl von Kindern bzw. anderen Familienangehörigen 
Unterhalt zu gewähren haben. Ebenſo werden außergewöhnliche Belaſtungen 
durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, Verpflichtung zum Unterhalt mittel— 
loſer Angehöriger, andauernde Krankheit, Verſchuldung und beſondere Unglücks— 
fälle durch Herabſetzung der Steuerſtufen berückſichtigt. Durch dieſe Beſtim— 
mungen hat das ſtatiſtiſche Material für unſere Zwecke erheblich gelitten. Weiter 
macht es ſich bei unſerer Abhandlung ſtörend bemerkbar, daß im Jahre 1906 
und 1909 dieſe geſetzlichen Anordnungen abgeändert ſind, die fortlaufende Ver— 
gleichung der ſtatiſtiſchen Ergebniſſe alſo auch noch erſchwert wird. 

Im Jahre 1891 iſt im § 18 des Einkommenſteuergeſetzes beſtimmt, daß 
für jedes nicht ſelbſtändig zu veranlagende Familienmitglied unter 14 Jahren 


1) Gerlach, Einkommenſteuer, Handw. der Staatswiſſenſchaften. 3. Aufl., 3. Bd., S. 699f. 
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von dem ſteuerpflichtigen Einkommen des Haushaltungsvorſtandes, wenn das⸗ 
ſelbe den Betrag von 3000 „ nicht überſteigt, bei der Veranlagung der Betrag 
von 50 / in Abzug zu bringen iſt, mit der Maßgabe, daß bei drei oder mehr 
Familienmitgliedern dieſer Art auf jeden Fall eine Ermäßigung um eine Stufe 
ſtattfindet. Die Novelle vom 19. Juni 1906 hat die Möglichkeiten der Steuer⸗ 
ermäßigung bedeutend erleichtert und erweitert. Nach § 19, der an die Stelle 
von $ 18 tritt, werden bei Einkommen bis zu 3000 M zwar auch weiterhin 
50 MH für jedes auf Grund geſetzlicher Verpflichtung zu unterhaltende Familien⸗ 
mitglied vom Einkommen abgezogen, aber ſo, daß in jedem Fall bei 3 oder 4 
ſolcher Angehöriger Ermäßigung um eine Stufe, bei 5 oder mehr um mindeſtens 
zwei Stufen eintritt. Außerdem wird nach der Novelle des Jahres 1906 noch 
bei Einkommen von über 3000 — 6500 % der Steuerſatz um eine Stufe bei 
3 oder 4, um zwei Stufen bei 5 oder mehr zu unterhaltenden Angehörigen 
ermäßigt. Im Jahre 1909 haben die Beſtimmungen eine abermalige Ab⸗ 
änderung erfahren. Der Steuerſatz wird mit der wirklichen Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen in beſſeren Einklang gebracht und die Veranlagung 
vereinfacht. Es werden nicht mehr 50 % für jeden zu unterhaltenden An⸗ 
gehörigen in den beſtimmten Einkommensklaſſen abgezogen, ſondern einfach, 
wenn ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen 6500 / nicht überſteigt, Kindern 
oder anderen Familienmitgliedern auf Grund geſetzlicher Verpflichtung Unterhalt 
gewährt, die Steuerſätze 

um eine Stufe, bei Vorhandenſein von 2 

V) a „ .Do0r 

u DIET is 5 J „%% 
ſolcher Familienmitglieder erniedrigt. 
Bei Einkommen von über 6500-9500 M wird ni Steuerſatz 

um eine Stufe, wenn der Steuerpflichtige 3 

„wei Stufen 1 4 oder 5 
Kindern uſw. Unterhalt gewährt, . Für je zwei weitere ſolcher Familien⸗ 
angehöriger tritt in beiden Einkommensklaſſen, bis 6500 % und über 6500 
bis 9500 AH, eine Herabſetzung um eine weitere Stufe ein. Tritt nach dieſen 
Beſtimmungen Erniedrigung unter den Steuerſatz von 6 M ein, ſo erfolgt 
Befreiung von der Staatsſteuer. Bei der Feſtſtellung der hierfür maßgebenden 
Perſonenzahl werden die Ehefrau und diejenigen Kinder und Angehörigen 
über 14 Jahre nicht mitgerechnet, die im landwirtſchaftlichen oder gewerblichen 
Betriebe des Steuerpflichtigen dauernd tätig ſind, oder ein Einkommen von 
mehr als der Hälfte des ortsüblichen Tagelohns nach ihrer Altersklaſſe und 
ihrem Geſchlecht haben. Nach dem § 19 des Geſetzes von 1891 erfolgt ferner 
bei einem ſteuerpflichtigen Einkommen bis zu 9500 M eine Ermäßigung bis zu 
höchſtens drei Stufen, wenn der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belaſtungen, 
wie ſchon oben angeführt, zu tragen hat. Dieſe Beſtimmung iſt im Jahre 1909 
inſoweit abgeändert, als die Einkommensgrenze für die Anwendung dieſes 
Paragraphen (ſeit 1906 § 20) auf 12500 / erhöht wird. 
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Die ſo geänderten geſetzlichen Anordnungen für die Ermäßigung bzw. 
Befreiung von der Staatsſteuer laſſen ſchon erwarten, daß die Einwirkung auf die 
Veranlagung höchſt verſchiedenartig ſein muß. Wenn auch in allen Fällen die Wir⸗ 
kung die iſt, daß das veranlagte Einkommen hinter dem wirklichen zurückbleibt. 

Die folgenden Zahlenreihen und die graphiſche Darſtellung, S. 25, laſſen 
die wachſende Bedeutung der genannten Paragraphen hervortreten. 

In Oſtpreußen find Zenſiten gemäß $ ... des Einkommenſteuergeſetzes:!) 


im Jahre freigeſtellt | ermäßigt | freigeſtellt | ermäßigt 
| 5 15 | 5 10 
1896/97 3015 21 289 324 4248 
1901 5 290 24272 | 506 6 402 
1905 5143 25 089 404 6 957 
1906 5.067 25 505 515 7308 
8 19 Ss 20 
1907 6.043 33 061 573 6 860 
1908 6 296 36 231 778 8678 
1909 8145 40 239 1187 10 732 
1910 16 969 43 608 584 6 532 
1911 19 580 45 832 751 1913 
1912 20 876 48 423 1 087 8 644 
1913 22 095 50 272 1 050 9787 
1914 22 086 52 548 1076 11047 


Bei dem Vergleich der Ergebniſſe für die einzelnen Jahre fällt beſonders 
die ſehr geſteigerte Zahl der Freigeſtellten auf Grund des § 19 nach der Geſetzes⸗ 
änderung von 1909 ins Auge. Von 1910 an ſind alſo erheblich öfter als vorher 
Zenſiten, die ein Einkommen von über 900 % haben, in der Veranlagung3- 
ſtatiſtik unberückſichtigt geblieben. 

Eingehender zeigt Tabelle 1 die Wirkung der 88 19 und 20 ſeit 
1910 in Oſtpreußen. Im Jahre 1914 ſind bei uns von den 195 846 eigentlich 
wegen Einkommen von über 900 / ſteuerpflichtigen Einzelſteuernden und 
Haushaltungsvorſtänden 23 162 vollkommen freigeſtellt und 63 595 ermäßigt 
angeſetzt. Von 44,29% der eigentlich Steuerpflichtigen iſt alſo das Einkommen 
teilweiſe überhaupt nicht, teilweiſe nur niedriger in der Veranlagungsſtatiſtik 
enthalten. Tabelle 1 zeigt, daß 22 086 nach § 19 und 1076 nach § 20 freigeſtellt 
ſind. Von den Ermäßigten entfallen 43558 in die Gruppe mit über 900 
bis 3000 AM, 8221 in die Gruppe mit über 3000-6500 Al, 769 in die Gruppe 
mit über 6500 — 9500 % und 11047 auf Grund des § 20 Ermäßigte in die 
Gruppe bis 12 500 % Einkommen. 


1) Nach den Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im preußiſchen 
Staate 1895—1912 und den ſtatiſtiſchen Jahrbüchern für den preußiſchen Staat. 
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Aus der Aufſtellung ergibt ſich, daß die Ermäßigungen im Vergleich zum 
Staat in unſerer Provinz häufiger vorkommen. Hauptſächlich der § 20, der 
beſondere, die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen weſentlich 
beeinträchtigende, wirtſchaftliche Verhältniſſe berückſichtigt, kommt häufiger bei 
uns zur Anwendung. So genießen auf Grund dieſer Beſtimmungen 1914 
6,26% der Steuerpflichtigen mit Einkommen bis 12 500 % in Oſtpreußen 
eine Vergünſtigung, während es im Staate nur 2,79% ſind. 

Vergleicht man das letzte Jahr mit den vorhergehenden bis 1910 herab, 
ſo ergibt ſich ein faſt gleichbleibender Prozentſatz der Zenſiten, die Befreiung 
bzw. Ermäßigung auf Grund des § 19 erlangt haben. Von den Steuer⸗ 
pflichtigen mit Einkommen über 900 — 3000 M find es in Oſtpreußen etwa 
40% (in Preußen etwa 35,5%). Bei den Steuerpflichtigen mit Einkommen 
von über 3000 6500 MN etwa 41% (37%) 1) und bei denen mit über 6500 bis 
9500 / etwa 23,5% (19%). 

Die Anwendung des § 20 hat dagegen in Oſtpreußen von Jahr zu Jahr 
zugenommen. Während 1910 noch 4,65% (2,44% ) der Zenſiten bis 12 500 M 
Einkommen nach § 20 befreit bzw. ermäßigt veranlagt ſind, werden 1914 die 
ſchon oben erwähnten 6,26% (2,79 %ͤ) erreicht. Ob dieſe häufigere Anwen⸗ 
dung auf größere Bereitwilligkeit der Steuerbehörden, erhöhte Geſetzeskenntnis 
der Zenſiten oder ein häufigeres Auftreten der für den § 20 maßgebenden un⸗ 
günſtigen Umſtände zurückzuführen iſt, bleibe hier unentſchieden. 

Wir haben bis jetzt hauptſächlich Beſtimmungen und Anderungen des 
Einkommenſteuergeſetzes beſprochen, die auf die Zahl der Zenſiten und die von 
ihnen aufzubringenden Steuern mindernd wirken müſſen. 1906/07 iſt aber 
eine wichtige Neuerung?) eingeführt, die eine beſſere Erfaſſung der unteren Ein⸗ 
kommen bis 3000 % bewirkt, ſich in der Veranlagungsſtatiſtik alſo in einer 
Erhöhung der Zahl der Steuerpflichtigen bemerkbar machen wird. Nach § 23 
iſt derjenige, der für die Zwecke ſeiner Haushaltung oder bei Ausübung ſeines 
Berufs oder Gewerbes andere Perſonen dauernd gegen Gehalt oder Lohn be⸗ 
ſchäftigt, verpflichtet, über dieſes Einkommen, ſofern es den Betrag von 3000 M 
jährlich nicht überſteigt, dem Gemeinde-(Guts⸗)Vorſtande ſeiner gewerblichen 
Niederlaſſung oder in Ermangelung einer ſolchen ſeines Wohnſitzes auf deſſen 
Verlangen Auskunft zu erteilen. 

Um Naturalbezüge, insbeſondere freie Wohnung ne freie Station beſſer 
erfaſſen zu können, müſſen dieſe ohne Wertangabe namhaft gemacht werden. 
Für die hauptfächlich landwirtſchaftlichen Provinzen iſt dies von beſonderer Be⸗ 
deutung. Durch den neuen § 23 ſind die Schwierigkeiten, die in der Durch⸗ 
führung der Geſetzesparagraphen liegen, vermindert worden. Trotzdem entgeht 
auch jetzt noch ein, zwar auch ſchätzungsweiſe nicht angebbarer, Prozentſatz der 

) In der Folge werden die eingeklammerten Zahlen, wenn nicht ausdrücklich etwas 
anderes geſagt iſt, die entſprechenden Werte für Preußen darſtellen. 

2) Heſſe, Die Auskünfte der Arbeitgeber für Steuerzwecke und ihre Verwendung 


für die Einkommen⸗ und Lohnſtatiſtik. Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. 
3. Folge, Bd. 33. 
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Einkommen über 900 % dem Steuerfiskus und damit der ſtatiſtiſchen Feſt⸗ 
ſtellung überhaupt. Angeſtellte und längere Zeit bei demſelben Arbeitgeber 
beſchäftigte Perſonen werden, wenn das Einkommen in barem Geld allein 
beſteht, nun eher richtig veranlagt. Aber ſchon, wenn Perſonen Naturalbezüge 
erhalten, ſteht im allgemeinen das wirkliche Einkommen über dem veranlagten, 
trotz der neuen Geſetzesfaſſung. Es iſt dabei allerdings zu bedenken, daß die 
ausſchließliche Berückſichtigung des Geldanſchlages bei herrſchender Natural⸗ 
wirtſchaft zu Irrtümern führen kann und der Geldausdruck leicht eine zu 
günſtige Vorſtellung von der Lage der Wirtſchaft erweckt. Mit den Naturalien 
können nicht ohne weiteres wie mit wirklichem Gelde beliebige andere Genuß⸗ 
mittel verſchafft oder Zahlungsverbindlichkeiten erledigt werden.“) (Die Kriegs⸗ 
zeit hat hierin allerdings eine erhebliche Anderung gebracht.) Auch bei den Per⸗ 
ſonen, deren Veranlagung durch die Angaben der Arbeitgeber entſcheidend be⸗ 
einflußt wird (Fabrikarbeiter, kleinere Beamte), ſind die Nebenbezüge, die ſie 
ſelbſt oder ihre Angehörigen haben, faſt regelmäßig nicht feſtzuſtellen. 

Noch bedeutend ſchwieriger iſt das Problem bei den bald hier, bald dort 
Tätigen und den zahlreichen ſelbſtändigen kleinen Beſitzern, Gewerbe- und Handel⸗ 
treibenden. Die Veranlagungsbeſtimmungen, die bei Einkommen von mehr als 
3000 / zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichten, während bei Einkommen 
von über 900-8000 M eine ſolche Verpflichtung nur nach beſonderer Auf⸗ 
forderung des Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion beſteht, machen ſich 
bei dieſen Zenſiten beſonders bemerkbar. Bei den kleineren Selbſtändigen wird 
das Einkommen größtenteils auf Schätzung beruhen, und bei denen, die ſelbſt 
Angaben machen, iſt hervorzuheben, daß die oft unter dem wirklichen Ein⸗ 
kommen bleibenden Angaben keinesfalls allein auf beabſichtigte Steuerhinter⸗ 
ziehung zurückzuführen ſind. Unkenntnis führt oft zu niedrigeren Angaben. 
Beſonders wird Einkommen häufig zu Verbeſſerungen verwandt, das den Zen⸗ 
ſiten als Einkommen gar nicht zum Bewußtſein kommt. Geordnete Buchführung, 
die auch bei den Landwirten allmählich immer mehr Eingang findet, wird die 
Möglichkeit zu einer genaueren Angabe des Einkommens erhöhen. Denn der⸗ 
jenige, der nicht auf feſte Bezüge für ſeine Lebenshaltung angewieſen iſt, hat 
keine richtige Vorſtellung von ſeinem Privatverbrauch, wenn er nicht genau Buch 
führt. Beabſichtigte Steuerhinterziehung iſt aber auch in Betracht zu ziehen. 
So wird Einkommen aus Kapitalvermögen bisweilen überhaupt verſchwiegen, 
und da Sparkaſſen und Banken ihre Kenntnis von Guthaben nicht zur Ver⸗ 
fügung der Steuerbehörden zu ſtellen haben, iſt einer ſolchen Hinterziehung ſchwer 
auf die Spur zu kommen. Ebenſo werden auch viele Gewinne aus Gelegenheits⸗ 
ſpekulationen nicht angegeben, während die etwaigen Verluſte aus derartigen 
Geſchäften ſich ſchon eher in den Steuererklärungen finden. 

Das aus der Statiſtik für das einzelne Jahr ſich ergebende Veranlagungs⸗ 
ſoll entſpricht auch nicht dem Einkommen gerade des betreffenden Jahres. Bis 
zur Novelle vom 19. Juni 1906 wird bei der Veranlagung zwiſchen feſtſtehenden 


1) R. Meyer, Einkommen, Handw. d. Staatswiſſenſchaften 1911, Bd. III, S. 664. 
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und ihrem Betrage nach unbeſtimmten oder ſchwankenden Einnahmen unter- 
ſchieden. Erſtere werden ihrem Betrage nach für das Steuerjahr, letztere nach 
dem Durchſchnitt der drei unmittelbar vorangegangenen Jahre berechnet. 
Nötigenfalls wird der mutmaßliche Jahresertrag in Anſatz gebracht. Seit 1906 
iſt für die Veranlagung der Beſtand der einzelnen Einkommensquellen bei 
Beginn des Steuerjahres maßgebend. Im allgemeinen erfolgt die Veranlagung 
der phyſiſchen Perſonen nach dem Ergebnis des dem Steuerjahre unmittelbar 
vorangehenden Kalenderjahres (ſeit 1909 des Kalender- oder Wirtſchaftsjahres) 
und, inſoweit für eine Einkommensquelle ein Jahresergebnis nicht vorliegt, 
nach dem mutmaßlichen Jahresertrage. Geſchäftsgewinn aus Handel, Gewerbe 
und Bergbau, ebenſo auch der Ertrag aus Land- und Forſtwirtſchaft auf eigenem 
oder gepachtetem Grundbeſitze, wird nach dem Durchſchnitte der drei dem Steuer— 
jahre unmittelbar vorangegangenen Wirtſchaftsjahre veranlagt, wenn ordnungs— 
mäßige Bücher geführt werden. Sonſt wird der mutmaßliche Jahresertrag ver- 
anſchlagt. Alles in allem genommen, gibt die Veranlagung ein Bild, das haupt⸗ 
ſächlich dem Vorjahre entſpricht. Die allgemeine Lage der letzten drei Jahre 
wird ſich auch noch in gewiſſem Grade bemerkbar machen. Nur das feſte Ein- 
kommen aus Gehältern und Zinſen wird dem wirklichen Ergebnis im Ver— 
anlagungsjahre entſprechen, wenn nicht große wirtſchaftliche Ereigniſſe alle an— 
geſtellten Berechnungen hinfällig machen. 

Es iſt ſchon oben angeführt, daß nur die Veranlagungsergebniſſe in erſter 
Inſtanz, nicht alſo auch Veränderungen, die durch Berufung, Einſpruch oder 
Beſchwerde an dem Veranlagungsſoll herbeigeführt werden, in der Statiſtik 
berückſichtigt ſind. 

Wohl aber ſind die aus den ſogenannten Beanſtandungen ſich ergebenden 
Anderungen bereits enthalten, die für die Genauigkeit, die bei der Abgabe der 
Steuererklärungen angewandt wird, bezeichnend ſind und uns daher auch hier 
beſchäftigen müſſen. Den Umfang der Beanſtandungen vom Jahre 1898 bis 
1913 zeigt die Aufſtellung 2. 

Bis zum Jahre 1905, in dem die neue Bezirkseinteilung in Oſtpreußen 
durchgeführt wird, ſind die Zahlen für die Provinz im ganzen angegeben, ſpäter 
für die Regierungsbezirke einzeln; Zahlen für Preußen ſind zum Vergleich 
herangezogen. Dabei tritt ein erheblicher Unterſchied zwiſchen den Werten für 
Oſtpreußen und denen für den Staatsdurchſchnitt hervor. In Oſtpreußen ſind 
im Jahre 1905 26,3 % aller gemäß § 24 und $ 25 des Einkommenſteuergeſetzes 
abgegebenen Steuererklärungen, d. ſ. Erklärungen der Steuerpflichtigen, die 
bereits mit einem Einkommen von mehr als 3000 % zur Einkommenſteuer 
veranlagt ſind und derjenigen Steuerpflichtigen, an die der Vorſitzende der Ver⸗ 
anlagungskommiſſion eine beſondere Aufforderung gerichtet hat, nach Verſtändi— 
gung oder Beanſtandung berichtigt. Dabei iſt das Einkommen dieſer GSteuer- 
pflichtigen um 35,9 % erhöht. Für Preußen betragen die entſprechenden Werte 
23,7 % bzw. 28,4%. Es ſind alſo in Oſtpreußen 2,6 %% der Steuererklärun⸗ 
gen mehr berichtigt, und dieſe Einkommen find auch um 7,5% höher nach der 


12 


Berichtigung bei dem ſchon an und für ſich größeren Anteil angeſetzt als im 
Staatsdurchſchnitt. 

Geht man auf die einzelnen oſtpreußiſchen Regierungsbezirke ein, ſo zeigt 
ſich, daß in Allenſtein mit Ausnahme des Jahres 1912 ſtets die meiſten erfolg⸗ 
reichen Beanſtandungen ſtattfinden und auch das Einkommen um einen beſon⸗ 


Tabelle 2. Die Beanſtandung der Steuerklärungen.“) 


Oſtpreußen Preußen 


Zahl der abgegebe- Von dieſen Steuer⸗ Das Einkommen der Von den | der 


Jahr nen Steuererklärun⸗ erkärungen ſind nach Steuerpflichtigen, Steuerer⸗ „ 
gen gemäß $8 24, Verſtändigung oder deren Erklärungen klärungen Erklärungen 


25, bzw. 25, 26 des Beanſtandung be⸗ berichtigt wurden, ift| find berichtigt 


Einkommenſteuerge⸗ richtigt worden höher veranlagt um berichtigt 585 
ſe be 8 anlagt um 
Oo | Oo —*2 2 

1898 15 184 315 31,9 24,6 27,1 
1899 15 519 29,5 33,5 26,1 28,0 
1900 — — — — — 
1901 16 164 27,4 33,9 24,8 30,9 
1902 16 902 30,2 31,9 24,9 28,2 
1903 16 990 27,4 39,5 23,9 26,1 
1904 17 059 27,2 35,8 24,0 27,2 
1905 17 888 26,3 35,9 23,7 28,4 


Königs⸗ Gum⸗ Allen⸗ Königs⸗ Gum⸗ Allen⸗ Königs⸗/ Gum⸗ | Allen- 
berg | binnen | ftein berg | binnen | ftein berg | binnen ſtein 
1906 10 969 4565| 3 224 23,1 32,5 | 37,7 || 32,5 | 35,9 | 46,8 23,5 29,2 
1907 3 — 5 ru — — — 
1908 12 295 5062| 3 555 21,2 32,9 | 37,7 || 36,7 | 47,3 | 56,9 23,7 30,5 
1909 12 474 5 332 3765 21,6 | 33,3 | 40,3 || 36,8 | 41,5 | 58,8 24,6 28,5 
1910 14 649 6 529 4 767 23,9 36,4 37,0 30,7 | 40,9 52,4 25,7 29,8 
1911 18 215 6 944 5072 27,3 34,1 36,3 || 35,1 | 38,7 51,0 25,7 30,0 
1912 16 727 8883| 5462 23,9 | 36,4 34,1 35,6 | 37,6 49,5 26,4 29,6 
1913 |17869| 10 245 6 093 24,0 | 36,7 | 382 || 36,7 | 39,3 | 53,2 27,5 30,7 


— — — 


ders großen Anteil erhöht angeſetzt wird. Von 1908 bis 1913 ſind in dieſem 
Bezirke jährlich zwiſchen 34,1—40,3 % der Steuererklärungen geändert worden 
und das zu dieſen Erklärungen gehörige Einkommen iſt um 49,5 —58,8 % in 
denſelben Jahren erhöht. Es folgt Gumbinnen und in weitem Abſtand der 
Regierungsbezirk Königsberg, in dem in denſelben Jahren zwiſchen 21,2— 27,3%, 
der Steuererklärungen geändert und das entſprechende Einkommen dann um 
30,7 — 36,8 % höher veranlagt worden iſt. Für Preußen halten ſich die Ver⸗ 
hältniszahlen in den Jahren 1908—1913 zwiſchen 23,7 und 27,5 für die Zahl der 

1) Zuſammengeſtellt nach den Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern 
im preußiſchen Staat. 
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berichtigten Steuererklärungen und zwiſchen 28,5 und 30,7 für die erhöhte An— 
ſetzung des Einkommens bei dem berichtigten Teil der Zenſiten. 

Aus den im Vergleich zum Staatsganzen höheren Zahlen iſt noch nicht ohne 
weiteres auf ein weniger entwickeltes Steuergewiſſen zu ſchließen. Die genaue 
Höhe des Einkommens iſt auf dem Lande eben bedeutend ſchwieriger anzugeben 
als in den Städten, und Oſtpreußen, beſonders hier wieder der Regierungsbezirk 
Allenſtein, iſt ein faſt rein agrariſches Gebiet. Der ſelbſtändige Landwirt, auch 
der mit einem Einkommen von über 3000 %, hat nicht durchweg eine geregelte 
Buchführung. Hierzu kommt die große Schwierigkeit und Meinungsverſchieden⸗ 
heit über die Einſchätzung von Naturalbezügen, Verbeſſerungen des Bodens, der 
Gebäude uſw. Auch bei dem ausgeſprochenen Willen zu richtigen Angaben der 
Steuerbehörde gegenüber ſind ſehr leicht Beanſtandungen und oft folgende Be— 
richtigungen möglich. Aber eine notwendige Abänderung von beiſpielsweiſe 
38,2°/, Samtlicher abgegebenen Steuererklärungen für das Jahr 1913 im Regie⸗ 
rungsbezirk Allenſtein und eine um 53,2% erhöhte Anſetzung des Einkommens 
dieſer berichtigten Erklärungen deuten doch darauf hin, daß die Sorgfalt bei der 
erſtmaligen Abgabe der Erklärungen gering iſt. 

Da die Berichtigungen auf Grund der Beanſtandungen in der Statiſtik, 
die wir der Einkommensermittlung zugrunde legen, berückſichtigt ſind, haben 
ſie für uns hier nur ſoweit Bedeutung, als man aus ihrer großen Zahl ſchließen 
darf, daß noch manche Fehler vorhanden ſind, die den Steuerbehörden entgehen 
und die das veranlagte Einkommen hinter dem wirklichen zurückbleiben laſſen. 

Auch eine Überſicht über die anhängig geweſenen Unterſuchungen wegen 
Zuwiderhandlungen gegen das Einkommenſteuergeſetz in Oſtpreußen für die 
Zeit vom Oktober 1907 bis September 1913 ſei hier noch gegeben. 


Anhängig geweſene Unterſuchungen wegen Zuwiderhandlungen gegen das 
Einkommen⸗ und das Ergänzungsſteuergeſetz in Oſtpreußen.!) 


i ängi 

Strafverfahren ſind anhängig gemacht We e 
r 8 den Spalten 
wegen Zuwiderhandlungen gegen tee 

. Straffällen 
ee über⸗ 87 8e | Sa | SM eme glei Zu 
t Abs. 1 Abſ. 2 Abſ. 1 Abſ. 2 oder die | widerhand- 
haup des des des des „ Hun Fangen 

zur 5 e. borſchrift as Erg. ⸗ 

Eink.⸗ Eink.⸗ Erg.⸗ Erg. Al 47 f Eine 

Geſetzes Geſetzes Geſetzes Geſetzes Erg.⸗Geſ. 


1 2 3 1 5 6 7 8 


Vom 1. Okt. 1907 bis 30. Sept. 1908 26 17 8 — 1 — 3 
e 1909 25 19 6 — ie 21 6 
„ 1910417270 25 11 1 — 33 4 
eee 5 32 13 18 5 — 1 3 
n 1010819170 36 21 — — 18 14 
e eee 48 17 1 1 1 11 


1) Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im preußiſchen Staate. 
Nr. 51—56. 
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Im Zeitraum Oktober 1912 bis Ende September 1913 find z. B. in 
65 Fällen Strafverfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen § 72 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes anhängig gemacht worden. 11 dieſer Verfahren beſchäftigen 
ſich zugleich mit Verſtößen gegen das Ergänzungsſteuergeſetz. Hinzu kommen 
noch 3 Fälle, in denen es ſich allein um Strafverfahren gegen das Ergänzungs⸗ 
ſteuergeſetz handelt. 

Andererſeits darf hier aber auch nicht vergeſſen werden, daß es Anzeichen 
dafür gibt, daß die Veranlagung in manchen Fällen zu hoch iſt oder wenigſtens 
die geſetzlichen Beſtimmungen nicht voll im Intereſſe des Steuerzahlers zunächſt 
ausgelegt werden. Dies beweiſt die Anwendung der Rechtsmittel gegen die Ver⸗ 
anlagung und das dabei erzielte Ergebnis, das ſich aus der Tabelle 3 für die 
Jahre von 1907—1912 erkennen läßt. 


Im allgemeinen macht der Steuerpflichtige, wie ſich aus der Sachlage von 
ſelbſt ergibt, von den Rechtsmitteln Gebrauch und nur in ganz wenigen Fällen 
werden dieſe, wie die Tabelle 3 zeigt, von dem Vorſitzenden der Veranlagungs⸗ 
bzw. Berufungskommiſſion in Anwendung gebracht. Das Endergebnis iſt eine 
niedrigere Feſtſtellung des Einkommens und eine Steuererhebung, die hinter 
der Veranlagung zurückbleibt. Die amtliche Statiſtik der Einkommen⸗ und 
Ergänzungsſteuer⸗Veranlagung enthält dieſe Abänderungen nicht. 

In der Aufſtellung iſt auch zum Ausdruck gebracht, wieviel % der zur 
Einkommenſteuer veranlagten Zenſiten durch Berückſichtigung der angewandten 
Rechtsmittel eine Anderung in der Heranziehung zur Steuer erfahren haben. 
Ein Vergleich zwiſchen unſerer Provinz und dem Staate ergibt, daß bei uns im 
allgemeinen mehr Zenſiten eine Berichtigung erlangen als in Preußen. 

Im Jahre 1912, dem letzten Jahre, für das dieſe Verhältniſſe zurzeit zu 
ermitteln ſind, ſind infolge der Anwendung von Rechtsmitteln in erſter 
Inſtanz in Oſtpreußen 11,49 (11,37) % aller Zenſiten, die in der Veran⸗ 
lagungsſtatiſtik mit Einkommen von mehr als 900-3000 / eingeſetzt find, 
anders als ſich aus der Veranlagungsſtatiſtik ergibt, endgültig zur Steuer heran⸗ 
gezogen worden. In der zweiten Inſtanz iſt dies noch bei 0,81 (0,21) % der 
Fall. Bei den Zenſiten mit mehr als 3000 / Einkommen ſind es in erſter 
Inſtanz 4,74 (4,49) %, in zweiter Inſtanz 0,32 (0,15) %,. 

Im ganzen beträgt in Oſtpreußen für das Jahr 1912 die Ermäßigung des 
Jahresbetrages der Steuer durch den Gebrauch der Rechtsmittel in erſter Inſtanz 
169 856 M, die Erhöhung 12634 M. In zweiter Inſtanz iſt eine nochmalige 
Ermäßigung um 7536 , eingetreten. Leider läßt ſich aus den Statiſtiken nicht 
entnehmen, um wieviel das veranlagte Einkommen niedriger angeſetzt iſt und 
wieviel von der Steuerermäßigung etwa nur auf erweiterte Anwendung der 
88 19 und 20 des Einkommenſteuergeſetzes entfallen. Dieſe letztere Herabſetzung 
wäre für uns hier ja von viel geringerer Bedeutung. 

Es ſei auch noch erwähnt, daß zweifellos Fälle vorkommen, in denen das 
Einkommen höher angegeben wird, als der Wirklichkeit entſpricht, um den eigenen 
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Kredit zu verbeſſern. Hierbei dürfte es ſich aber immer nur um Ausnahmen 
handeln. 

Überblicken wir die Mängel des ſtatiſtiſchen Materials, ſo ergibt ſich, daß 
wir es mit Zahlen zu tun haben, die das Einkommen ſicherlich geringer erſcheinen 
laſſen, als der Wirklichkeit entſpricht. Dieſes Zurückbleiben hinter dem Tatſäch⸗ 
lichen wird prozentual, wenn auch nicht abſolut, ſtärker bei den kleineren als bei 
den größeren Einkommen ſein. Die Angaben ſind am genaueſten bei den Steuer⸗ 
pflichtigen, die Erklärungen angegeben haben. Es iſt hier aber keineswegs etwa 
die Grenze bis und über 3000 % wirkliches Einkommen als maßgebend anzu⸗ 
ſehen. Sicherlich gehören manche der mit bis 3000 M Veranlagten eigentlich 
zu den Klaſſen mit über 3000 M Einkommen. Ihre größeren Einkünfte find 
aber den Steuerbehörden und vielleicht den Zenſiten ſelbſt als ſolche nicht bekannt 
und liegen von ihnen daher keine Erklärungen vor. Als ſicher muß weiter ange⸗ 
nommen werden, daß unter den Steuerfreien, auch abgeſehen von den Befreiten, 
noch zahlreiche Perſönlichkeiten mit über 900 MH ſteuerpflichtigem Einkommen 
ſind. Trotz dieſer Einwände iſt die Veranlagungsſtatiſtik wertvoll.!) Beſonders 
ein Einblick in die Entwicklung der Einkommensverhältniſſe wird durch die 
genannten Mängel weniger behindert, da die Fehlerquellen in den einzelnen 
Jahren ſich gleichen und nur bei Geſetzesänderungen Unterbrechungen in den 
Vergleichsmöglichkeiten eintreten. Recht deutlich zeigt ſich dies weiter unten bei 
den graphiſchen Darſtellungen Seite 24, 25. Aus denſelben Gründen iſt auch ein 
Vergleich mit anderen Gebieten des preußiſchen Staates oder dem Staatsdurch⸗ 
ſchnitt bzw. kleinerer Gebietsteile Oſtpreußens untereinander wohl möglich und 
von volkswirtſchaftlichem Intereſſe. 


C. Ergänzungsſteuerſtatiſtik. 


Die Ergänzungsſteuer von 14. 7. 1893 mit den Novellen vom 19. 6. 1906 
und 26. 5. 1909 iſt eine die Einkommensſteuer ergänzende Vermögensſteuer. 
Ihr unterliegen nur die phyſiſchen Perſonen, die als Inländer preußiſche Staats⸗ 
angehörige ſind oder als Reichsangehörige oder Reichsausländer ihren Wohnſitz 
in Preußen haben, und ferner alle Perſonen ohne Rückſicht auf die Staatsange⸗ 
hörigkeit nach dem Werte ihres preußiſchen Grundbeſitzes und des in land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen, bergbaulichen und gewerblichen Unternehmungen in Preußen 
verwendeten Anlage- und Betriebskapitals. Befreit ſind preußiſche Staats⸗ 
angehörige mit außerhalb Preußens liegendem Wohnſitz oder einem Dienſtſitz 
außerhalb Preußens und preußiſchem Wohnſitz ſowie ſolche Perſonen, die ohne 
Wohnſitz in Preußen ſich länger als 2 Jahre im Auslande aufhalten — M. von 
Heckel, Vermögensſteuer, Handw. d. Staatswiſſenſchaften 3. Aufl. 1911 —. 

Die Befreiungen phyſiſcher Perſonen von der Ergänzungsſteuer nach 
ſubjektiven Merkmalen betreffen, wie die obigen Ausführungen zeigen, nur be⸗ 


) Siehe hierzu: Perls, Die Einkommenentwicklung in Preußen ſeit 1896. 
Berlin 1911, S. 25, 26. | 
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ſonders geartete Fälle. Die Veranlagungsſtatiſtik büßt dadurch wenig an Wert 
für die Behandlung unſerer Aufgabe ein. 

Wenden wir uns nun der objektiven Steuerpflicht zu. Als ſteuerbares 
Vermögen wird das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen angeſehen. 
Dazu gehören nach § 4 des Ergänzungsſteuergeſetzes: 

1. Grundſtücke (Liegenſchaften und Gebäude) nebſt allem Zubehör, Berg- 
werkseigentum, Nießbrauchs⸗ und andere ſelbſtändige Rechte und Ge— 
rechtigkeiten, welche einen in Geld ſchätzbaren Wert haben; 

2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft einſchließlich der 
Viehzucht, des Wein-, Obſt⸗ und Gartenbaues, dem Betriebe des Berg- 
baues oder eines Gewerbes dienende Anlage und Betriebskapital; 

3. das ſonſtige Kapitalvermögen. 

Von der Beſteuerung ſind jedoch ausgeſchloſſen, außerhalb Preußens ge— 
legene Grundſtücke und Anlage- und Betriebskapitalien, die außerhalb Preußens 
dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, des Bergbaues oder eines ſtehenden 
Gewerbes dienen. 

Zum ſteuerbaren Vermögen zählen nicht: Möbel, Hausrat und andere 
bewegliche körperliche Sachen, inſofern ſie nicht als Zubehör eines Grundſtücks 
oder als Beſtandteile eines Anlage- und Betriebskapitals anzuſehen ſind. 

Dagegen werden zu einer Fideikommißſtiftung gehörige Vermögen dem 
Fideikommißbeſitzer, ungeteilte Nachlaßmaſſen den Erben nach Verhältnis ihres 
Erbteils, die zum Anlage- und Betriebskapital einer nicht einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen Erwerbsgeſellſchaft gehörigen Werte den einzelnen Teilhabern nach 
ihrem Anteil, das Vermögen der Ehefrau dem Ehemanne, dasjenige der Haus— 
haltungsangehörigen dem Haushaltungsvorſtande, wenn ihm die Nutzung zu— 
ſteht, zugerechnet. 

Von dem Aktivvermögen ſind dingliche und perſönliche Schulden abzu⸗ 
ziehen. Desgleichen der Kapitalwert, der vom Steuerpflichtigen oder aus einer 
Fideikommißſtiftung zu entrichtenden Jahresgelder, Renten, Altenteile und 
ſonſtigen periodiſchen geldwerten Leiſtungen, mit Ausnahme der Haushaltungs— 
ſchulden. 

Neben ſchon erwähnten Einſchränkungen der objektiven Steuerpflicht iſt 
von erheblichſter Bedeutung die Freilaſſung derjenigen Perſonen, deren ſteuer— 
bares Vermögen den Geſamtwert von 6000 M nicht überſteigt. 

In einzelnen Fällen bedingt aber ſelbſt ein höheres Vermögen noch keine 
Steuerpflicht. Nach 8 17 Nr. 2 des Ergänzungsſteuergeſetzes werden diejenigen, 
deren ſteuerpflichtiges Einkommen den Betrag von 900 H nicht überſteigt, bei 
ſteuerbarem Vermögen bis 20000 MH freigelaſſen. Das gleiche iſt auch noch 
nach 8 17 Nr. 3 bei Einkommen bis 1200 MN der Fall, wenn die Steuerpflichtigen 
weibliche Perſonen, die minderjährige Familienangehörige zu unterhalten haben, 
oder vaterloſe minderjährige Waiſen und Erwerbsunfähige ſind. 

Selbſt bei Vermögen bis 52 000 M tritt nach § 19 Abſ. 2 eine, allerdings 
auf höchſtens 2 Stufen beſchränkte, Ermäßigung der Ergänzungsſteuer ein, wenn 


Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 2 
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der Steuerpflichtige auf Grund des ſchon erörterten § 20 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes eine Ermäßigung der Einkommenſteuer erlangt hat. In den unterſten 
Vermögensſtufen kann alſo auch auf Grund dieſer Beſtimmung eine völlige Be⸗ 
freiung eintreten. Weiter werden nach § 19 Abſ. 1 Perſonen bei Vermögen bis 
32 000 / in beſtimmter Weiſe ermäßigt angeſetzt, je nachdem, ob fie zur Ein⸗ 
kommenſteuer überhaupt nicht oder nur den erſten 4 Stufen der Steuer veranlagt 
ſind. Die folgenden Zahlen weiſen auf die Bedeutung dieſer Beſtimmungen hin: 


Ergänzungsſteuerfreiſtellungen und Ermäßigungen in Oſtpreußen.“) 


Freigeſtellt ſind gemäß 
Jahr § 17 Abs. 2 8 17 Abſ. 3 8 19 Abſ. 2 
des Ergänzungsſteuergeſetzes 


Ermäßigt ſind 
gemäß § 19 Abſ. 1 


1905 8 484 72 4 11371 
1908 8 828 53 5 12 423 
1911 8490 25 1 19 941 
1914 10 008 19 1 21502 


Bei der letzten Veranlagung für 1914/16 ſind in unſerer Provinz nach 
§ 17 Nr. 2 und 3 10027 Perſonen freigelaſſen und nach $ 19 Abſ. 1 21 502 
ermäßigt angeſetzt. Da in Oſtpreußen 72876 Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 
vorſtände zur Ergänzungsſteuer wirklich herangezogen ſind, iſt die Zahl der Frei⸗ 
geſtellten und Ermäßigten als ſehr erheblich anzuſehen und für die richtige Er⸗ 
faſſung der Vermögen von über 6000 / von großer Bedeutung. Für das 
preußiſche Staatsgebiet ergibt ſich, daß von den 1940495 Ergänzungsſteuer⸗ 
zenſiten 414 6192) ermäßigt angeſetzt find und 243 2792) trotz eines ſteuerpflich⸗ 
tigen Vermögens von über 6000 % überhaupt nicht berückſichtigt werden, weil 
ſie auf Grund der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen ſteuerfrei bleiben. 

Wenn wir die Ergebniſſe der Veranlagung zur Ergänzungsſteuer heran⸗ 
ziehen, um einen Einblick in die Vermögensverhältniſſe unſerer Provinz zu ge⸗ 
winnen, ſo müſſen wir vorweg nach dem eben Ausgeführten feſtſtellen, daß es 
ſich bei weitem nicht um eine vollkommene Erfaſſung des Privatvermögens 
handelt. Beſonders ſind zwei Mängel nochmals hervorzuheben: 1. der ganze 
Hausrat, alſo faſt alles, was im perſönlichen Gebrauch einer Perſon ſteht, bleibt 
völlig unberückſichtigt, 2. die ſämtlichen Beſitzer eines Vermögens bis 6000 MH 
ſind nicht miterfaßt. | 

Weiter muß angenommen werden, daß ein Teil der Vermögen, die wenig 
über 6000 % betragen, der Veranlagung entgeht. Ein Deklarationszwang 
beſteht nicht, vielmehr liegt es einem Schätzungsausſchuß ob, die nötigen Wert⸗ 
ermittlungen vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige nicht freiwillig tatſächliche 
Angaben macht. Es iſt alſo wahrſcheinlich, daß viele von den Vermögen, die 

1) Statiſtiſches Jahrbuch für den preußiſchen Staat, 1907, 1908, 1913, 1914. 

2) Statiſtiſches Jahrbuch für den preußiſchen Staat 1914, S. 553. 
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nur wenig über die eigentliche geſetzliche Grenze der Steuerfreiheit reichen, ſich 
der Beſteuerung entziehen und auch noch bei größeren Vermögen hier und da 
Beſtandteile verheimlicht werden. 

Ferner bleibt, ſelbſt wenn man den guten Willen der Steuerpflichtigen 
ohne weiteres vorausſetzt, die Wertermittlung der Vermögensobjekte höchſt 
ſchwierig. Für unſere agrariſche Provinz iſt dabei die 1909 neu eingeführte, zum 
erſtenmal bei der Ergänzungsſteuerveranlagung 1911 angewandte, Beſtimmung 
von Wichtigkeit, daß bei der Einſchätzung von Grundſtücken, die dauernd land— 
oder forſtwirtſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, einſchließlich der 
dazu gehörenden, denſelben Zwecken dienenden Gebäude und des Zubehörs, der 
Ertragswert zugrunde gelegt wird, der aus dem 25fachen Reinertrage gebildet 
wird, den die Grundſtücke als ſolche nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung bei 
gemeinüblicher Bewirtſchaftung im Durchſchnitte nachhaltlich gewähren können. 

In einigen Fällen gibt die Veranlagungsſtatiſtik aber auch Vermögens— 
werte an, die über die Wirklichkeit hinausgehen. Darauf weiſt die Tabelle S. 15 
hin, aus der die Anwendung der Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur 
Ergänzungsſteuer und die dabei erzielten Ergebniſſe für die Zeiträume 1908/10 
und 1911/13 zu erſehen ſind. Für die letzte Veranlagung ſind dieſe Angaben 
bisher nicht veröffentlicht. Es ſei deshalb auf die Periode 1911/13 eingegangen. 
Wegen der Verſchiedenartigkeit der Rechtsmittel muß hier zwiſchen den Er- 
gänzungsſteuerpflichtigen mit bis 3000 M und über 3000 / Einkommen unter— 
ſchieden werden. Von den erſteren find 7,39 (6,50) % durch berückſichtigten Ein- 
ſpruch und 0,35 (0,14) % durch Berufung anders zur Ergänzungsſteuer herange— 
zogen, als der Veranlagungsſtatiſtik entſpricht. Von den letzteren ſind 4,09 
(3,75) % durch erfolgreiche Berufung und 0,14 (0,04) % durch Beſchwerde ver— 
ändert zur Steuer herangezogen. Es handelt ſich faſt ausſchließlich um Herab— 
ſetzung des Steuerbetrages, denn einer ſolchen um 31 757,8 M ſteht nur eine Er— 
höhung um 641,8 MH gegenüber. 

Auch auf die Zahlen S. 13 ſei hier noch hingewiesen, die einen Überblick 
über die wegen Zuwiderhandlungen gegen das Ergänzungsſteuergeſetz anhängig 
geweſenen Unterſuchungen geben. 


Zweites Kapitel. 
Einkommen der phyſiſchen Perſonen. 


A. Geſamtgebiet. 


J. Entwicklung und Stellung zu den übrigen Provinzen. 


Um einen Einblick in die Einkommensentwicklung!) zu gewinnen, wollen 

wir zunächſt die Verteilung der Einzelſteuernden und Haushal— 

1) über die Entwicklung im 19. Jahrhundert ſiehe: Pape, Die Entwicklung des allge- 

meinen Wohlſtandes in Oſtpreußen ſeit dem Anfange des 19. Jahrhunderts. Königsberg, 1909. 
2* 
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tungsvorſtände auf die Einkommensklaſſen in den Erhebungsjahren von 
1892 bis 1914 betrachten. 


In Tabelle 4 ſind Klaſſen 
mit bis 900 , Einkommen 
über 900 — 3000 A Einkommen 
„ 3000 — 6000 „ " 
„ 6000 - 9 500 „ 15 
„ l 909500 „ 
„ 30 500100 000 „ 1 
über 100000 „ 1 
und eine Klaſſe der auf Grund der 88 19 und 20 des Einkommenſteuergeſetzes 
Freigeſtellten gebildet. Vom Jahre 1906 an ſind an die Stelle der Einkommens⸗ 
klaſſen von 3000 bis 6000 und 6000 bis 9500, ſolche von 3000 bis 6500 und 
6500 bis 9500 % getreten. Eine Folgerung, die ſich aus der Erweiterung der 
Steuerermäßigung auf Einkommen bis 6500 M durch das Geſetz vom Jahre 1906 
ergibt. 


Weiter iſt für jedes der Jahre die Seelenzahl nach der Perſonenſtands⸗ 
aufnahme angegeben und feſtgeſtellt, daß zwiſchen 2,86 bis 3,00 Perſonen auf 
je einen Haushaltungsvorſtand und Einzelſteuernden l(einſchließlich derſelben) in 
den Veranlagungsjahren kommen. Der Unterſchied iſt alſo nicht ſehr erheblich. 
Außer den abſoluten Zahlen ſind die relativen Werte für die einzelnen Klaſſen 
berechnet und zum Vergleich die preußiſchen Verhältniſſe herangezogen. 


Für 1892--1894 iſt aus der amtlichen Statiſtik nicht zu entnehmen, 
wieviel Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände nur ein Einkommen bis 
900 % haben. Die Zahlen find deshalb aus dem Verhältnis der einkommen⸗ 
ſteuerfreien Haushaltungsvorſtände uſw. zur Geſamtbevölkerung im Jahre 1896 
berechnet. Hier ſoll vom Jahre 1895, dem erſten Jahre, für das alle Werte vor⸗ 
liegen, ausgegangen und der 20jährige Zeitraum bis 1914 betrachtet werden. 
1895 find 87,08 (75,24) % der Haushaltungsvorſtände und Einzelſteuernden 
in der Einkommensgruppe mit bis 900 A, 1914 find noch 72,51 (49,13) % in 
der gleichen Lage. Die in den Klammern ſtehenden Zahlen für Preußen zeigen 
den großen Unterſchied der Einkommensverhältniſſe und auch die verſchiedene 
Entwicklung an. Während in unſerer Provinz ſich der Anteil der Einzelſteuernden 
und Haushaltungsvorſtände mit bis 900 M nur um 14,57 vermindert hat, be⸗ 
trägt die Abnahme im Staate 26,11. 


Noch deutlicher zeiger die graphiſchen Darſtellungen 1 u. 2 Seite 24, 25 die 
Entwicklung. Hier tritt auch der Einfluß der Novellen von 1906 und 1909, be⸗ 
ſonders der der erſteren, ſtark hervor. Ein Anzeichen dafür, daß alle Verände⸗ 
rungen in der Verteilung der Einkommensklaſſen mit Vorſicht zu beurteilen find 
Wir haben es eben nicht mit Zahlenmaterial zu tun, das allein zu wiſſenſchaft⸗ 
licher Erkenntnis gewonnen iſt. Einwandfrei ergibt ſich aber, daß der Anteil 
der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände mit bis 900 M Einkommen 
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viel langſamer abnimmt, als im Staatsdurchſchnitt. Beſonders von 1897 bis 
1901 hat ſich der Prozentſatz bedeutend weniger verringert, als in Preußen. 
Und auch noch bis 1906 iſt der genannte Anteil bei uns faſt gleich geblieben, 
während ſich im Staate eine erhebliche Abnahme zeigt. Seit 1906 beginnt aller⸗ 
dings auch in Oſtpreußen ein ſtarkes Zurückgehen des Anteils der niedrigſten 
Einkommensklaſſe ſich bemerkbar zu machen, wenn man auch den erſten Sprung 
vom Jahre 1906 auf 1907 als eine Folge der Geſetzesnovelle anſehen muß. Es 
zeigt ſich aber, daß der Einfluß der Geſetzesänderung in Oſtpreußen weniger weit 
geht, als im Staatsdurchſchnitt. Bei uns ſind 1907 1,56% der Einzelſteuernden 
und Haushaltungsvorſtände weniger in der Klaſſe bis 900 / Einkommen als 
1906. In Preußen dagegen 4,19%. 


Auch nach dem Jahre 1907 iſt die Entwicklung in unſerer Provinz weit 
langſamer als in Preußen. Aber eine ſtärker ausgebildete Gleichmäßigkeit im 
Verlauf der beiden Kurven iſt doch feſtzuſtellen. Faſt entſprechend der Abnahme 
der wegen Einkommen bis 900 A nicht der Einkommenſteuer Unterliegenden 
hat der Anteil derjenigen mit über 900 bis 3000 % zugenommen. Auch hier 
tritt der Unterſchied zwiſchen der Entwicklung in Oſtpreußen und Preußen 
hervor. Im Staate ſchon von 1896 an eine bemerkenswerte Zunahme, in Oſt— 
preußen ein ſehr langſames Anſteigen und erſt von 1906 an eine erheblichere 
Erhöhung des Anteils. Auch bei dieſer Klaſſe macht ſich die Einwirkung der 
Geſetzesänderungen ſehr bemerkbar, beſonders derjenigen von 1906 (graphiſche 
Darſtellung 1). 


Die Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände der übrigen Ein— 
kommensklaſſen, auch wenn man alle Klaſſen mit über 3000 % Einkommen 
zuſammenfaßt, und die Freigeſtellten nehmen einen Prozentſatz ein, der ſo gering 
iſt, daß in der graphiſchen Darſtellung 2 ein zehnfacher Maßſtab gewählt iſt, um 
den Verlauf gut verfolgen zu können. Es zeigt ſich, daß die beiden entſprechenden 
oſtpreußiſchen und preußiſchen Kurven eine ſtark ausgeprägte Parallelität auf: 
weiſen und beide einen größeren Sprung nach oben von 1909 auf 10 machen, 
alſo beſonders auf die Novelle von 1909 reagieren, während die von 1906 nicht 
hervortritt. Bei den Einkommen von mehr als 900 bis 3000 M iſt es gerade 
umgekehrt. Die in Kapitel I, B beſprochene Art der Geſetzesabänderung läßt das 
auch erwarten. Der Anteil der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände 
mit über 3000 A Einkommen ſteigt dauernd, wenn man von ganz unweſentlichen 
Senkungen in 2 Jahren bis 1903 abſieht. 


Die Veränderungen in der Größe der Relativzahl der Freigeſtellten 
ſind völlig von den geſetzlichen Maßnahmen abhängig und im ganzen nicht etwa ein 
Ergebnis beſonderer wirtſchaftlicher Geſchehniſſe. Eine weſentliche Bedeutung 
hat dieſer Anteil erſt ſeit 1910 gewonnen, in welchem Jahre von den Einzel⸗ 
ſteuernden und Haushaltungsvorſtänden 2,58 (4,03) % gegen 1,10 (2,49) % 
im Jahre 1909 freigeſtellt ſind. Im Jahre 1914 beträgt der Prozentſatz 
3,25 (3,56). Der Verlauf der Kurven läßt die Einzelheiten deutlich hervortreten. 
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Tabelle 4. Verteilung der Einzelſteuernden und Haushaltungs⸗ 


] 


in der Einkommensklaſſe uſw. 18921) 1895 1900 1905 19065) 


In Oſtpreußen beträgt die Zahl der Einzel⸗ 


bis 900 %¶ ůi1 . 1 560 920 573 804 560 120 3 ] 7 ae 
trotz Einkommen von über 900 % | 

keinettelt nu sen ns 2 500 3310 4 566 5 547 5 582 

mit mehr als 900— 3800M .. 68 019 70 532 77 715 84 926 87 486 

n)CGVVVVVVVFT 7678 7994 9442 10 208 11282 

% 50009 1776 1942 2 351 2699 2193 

„% 9500 09500 „ 1136 1196 1 638 1671 1788 

5 5 „ 30500 100 000, 135 151 225 210 255 

„ ee e 17% 14 24 17 1% 


Geſamtzahl | 642181 | 658943 656 081 | 657925 | 663511 


Seelenzahl nach der Veranlagung. . 1 918 986 1925 803 1949 033 1972 900 1 973 520 
Auf einen Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtand kommen Perſonen 2,98 2,92 2,97 3,00 2,97 


Der Prozent⸗ 


BIS / ar rat 87,34 87,08 85,37 84,00 83,63 
trotz Einkommen von über 900 M 
e a Ra Ne nee 0,39 0,50 0,70 0,84 0,84 
mit mehr als 900 — 380 M .. 10,59 10,70 11,85 12,91 13,19 
a ka 8.000 76000 1,20 1,21 1,44 1,55 1,70 
000050 0,28 0,29 0,36 0,41 0,33 
1 5 hh se,, 0,18 0,18 0,25 0,25 0,27 
„ „ „30509100900 0,02 0,02 0,03 0,03 0,04 
V5 100 000 „ 0,00 0,0 0,00 0,00 0,00 
* 3 000 „ 1,68 1,70 2,08 2,24 2,34 
In Preußen beträgt der Prozentſatz der Einzel⸗ 
bi / d, e 76,00 75,24 70,74 65,18 63,80 
trotz Einkommen von über 900 M 
freigeſtellt „„ 1,47 1,70 2,13 2,45 2,45 
mit mehr als 900 — 3000 „% 19,60 20,18 23,81 28,67 29,94 
„ 8000 6000 1,89 1,88 2,13 2,41 2,62 
A Ni „ 6000—- 950 „I. . 0,51 0,50 0,58 0,64 0,51 
„, , EN. 0,43 0,41 0,49 0,52 0,54 
20500100000. ; 2, 0,08 0,08 0,10 0,11 0,11 
„„ 100.000 2.28%; 0,02 0,01 0,02 0,02 0,02 
, RS. 3000.52 0, 2,93 2,88 3,32 3,70 3,80 


1) Für 1892 find die abſoluten Zahlen für die Einzelſteuernden und Haushaltungs- 
vorſtände mit unter 900 / Einkommen nach dem Verhältnis der entſprechenden Bevölke⸗ 
rungsteile zur Geſamtbevölkerung im Jahre 1896 berechnet. 

2) Von 1906 an find ſtatt der Einkommensgruppen von 3000 6000 und 6000-9500 % 
ſolche von 3000 6500 und 65009500 & gebildet. 
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vorſtände auf die Einkommensklaſſen in den Jahren 1892—1914. 


1907 1908 1909 1910 1911 1912 1913 1914 


ſteuernden und Haushaltungsvorſtände: 
553 139 545 105 535 436 526 498 527 487 521 014 518 061 516 510 


6616 7074 7 400 17 553 20 331 21 963 23 145 23 162 
97883 | 107123 | 112900 | 115438 | 120116 | 125784 | 135347 144 961 
11 820 12 407 13 280 16 404 17 676 18711 19 733 20 705 


2 280 2341 2 390 2 667 2755 2 989 3194 3 395 

1956 2 034 2 023 2 190 2357 2547 2793 3116 

286 299 297 295 328 363 443 448 

28 37 34 31 34 | 39 52 | 59 

674008 | 676420 | 673760 | 681076 691084 693 410 | 702768 | 712 356 

1976121 |1963077 |1975185 |1986930 2008 415 2012 683 2026 488 2034 499 
2,93 2,90 2,93 2,92 2,91 2,90 2,88 2,86 


ſatz beträgt: 


82,07 80,59 79,47 | 77,30 76,33 75,14 73,72 72,51 


098 1.05 110 | 2238 


2,94 3,17 3,29 3,25 

14,52 15,84 16,76 16,95 17,38 18,14 19,26 20,35 
1,75 1,83 1,97 2,41 2,56 2,70 2,81 2,91 
0,34 0,35 0,35 0,39 0,40 0,43 0,45 0,48 
0,29 0,30 0,30 0,32 0,34 0,37 0,40 0,44 
0,04 0,04 0,04 0,04 0,05 0,05 0,06 0,06 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
2,42 2,52 2,66 3,16 3,35 3,55 3,72 3,89 


ſteuernden und Haushaltungsvorſtände: 
59,61 57,22 56,21 | 54,49 53,44 | 51,98 50,50 49,13 


2,47 2,42 2,49 4,03 4,12 4,02 3,80 3,59 
33,97 36,29 37,09 36,80 37,61 39,00 40,53 41,81 
2,72 2,82 2,96 8,37 3,49 3,60 3,78 3,90 
0,51 0,53 0,53 0,56 0,58 0,60 0,62 0,66 
0,56 0,57 0,58 0,60 0,61 0,63 0,66 0,72 
0,12 0,12 0,12 0,12 0,13 0,13 0,14 0,15 
0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 
3,94 4,07 4,22 4,68 4,84 4,99 5,18 5,46 
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Darſtellung 1. Von den Einzelſteuernden und Haushaltungs⸗ 
vorſtänden entfallen in den Jahren 1892 bis 1914 auf die 
Klaſſen mit: 
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Darſtellung 2. Von den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden 
entfallen in den Jahren 1892 bis 1914 auf die Einkommensklaſſen: 
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Oſtpreußen hat in jeder der Klaſſen mit über 900 N Einkommen Werte, 
die hinter dem Staatsdurchſchnitt zurückbleiben, und hat die Entwicklung dieſe 
Unterſchiede ſogar noch vergrößert. 

Mit den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden, die ein ſteuer— 
pflichtiges Einkommen von über 900 // (ohne die Freigeſtellten) haben, alſo den 
Zenſiten, beſchäftigt ſich umſtehende Tabelle, die für 7 Jahre zwiſchen 1892 und 
1914 angibt, wie groß die abſolute Zahl der Zenſiten und ihr Anteil an der Geſamt— 
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bevölkerung iſt. Es ergibt ſich, daß letzterer in Oſtpreußen überhaupt von 
4,10 (8,15) % für 1892 auf 8,49 (18,64) % im Jahre 1914 angeſtiegen iſt. 
Während dieſer Wert bei uns aber nur um 4,39 zugenommen hat, iſt für Preußen 
eine Steigerung um 10,49 feſtzuſtellen. Auch der Anteil der Zenſiten mit über 
3000 / Einkommen iſt von 0,56 (1,06) % 1892 auf 1,36 (2,15) % im Jahre 
1914 angewachſen, die Entwicklung bleibt aber hinter dem Staatsdurchſchnitt 


Es beträgt in Oſtpreußen (Preussen) im Jahre: 


Politiſche Einteilung 


1892 | 1896 1900 | 1905 1910 1913 1914 
| 
IJ. die Zahl der phyſiſchen Zenſiten ohne Angehörige: 
a) abſolute Zahl: 
in den Städten 38 06241519 47 220 | 54112 82 524 98 819 107 000 
auf dem Lande 40699 | 41859 | 44175 45 619 54 500 62 743 65684 
überhaupt » t 78 761 83 378 | 91395 99 731 137 024 161 562 172 684 
5 b) vom Hundert der Bevölkerung: 
in den Sade 7,93 8,19 8,70 943 | 12,92 | 14,64 | 15,40 
11,92 12,33 14,41 i 28,86 94,43 
Auf dem nde 2,83 2,89 3,14 3,26 4,04 4,64 4,90 
5,68 5,81 6,86 7,86 10,87 12,47 13,22 
ß 4,10 4,27 4,69 5,06 6,90 7707 8,49 


8,15 8,46 10,09 | 13,11 | 15,94 | 17,96 | 18,64 


II. die Zahl der mit mehr als 3000 & veranlagten phyſiſchen Zenſiten 
vom Hundert der Bevölkerung: 


,,, 1,56 1,63 1,85 1,92 2,45 2,80 2,91 
2,01 1,98 228 DV 2,89 3.45 8,29 
Kür den t mn 0,23 0,23 0,26 0,27 0,44 0,54 | 0,56 
0,44 0,43 0,50 0,58 0,83 1,00 1,09 
iiberhaupt an 3 0.2. 20 2000 0,56 0,59 0,70 0,75 1,09 1,29 1,36 


1,06 1,06 1,24 1,38 1,80 2,03 2,15 


zurück, und da außerdem unſere Bevölkerung ſich wenig, die des Staates aber 
ſehr ſtark, vermehrt hat, müſſen die Unterſchiede als noch bedeutender angeſehen 
werden. 

In Tabelle 5 iſt weiter die Verteilung der veranlagten Zenſiten und auch 
der zur Einkommenſteuer herangezogenen Bevölkerung für ſämtliche Veran⸗ 
lagungsjahre aufgeführt. Das Sinken des Anteils der mit geringem Ein⸗ 
kommen Veranlagten tritt deutlich hervor. 

Wir haben uns bis jetzt hauptſächlich mit der Verteilung der Einzel⸗ 
ſteuernden und Haushaltungsvorſtände allein beſchäftigt. Die Angehörigen ſind 
bisher faſt ſtets außer acht gelaſſen. Wenn wir dieſe einſchließen und Ein⸗ 
kommensgruppen bilden, gewinnen wir ein Bild von den Einkommensverhält⸗ 
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niſſen der Geſamtbevölkerung. Es ift von der größten Bedeutung, feſt⸗ 
zuſtellen, ob eine beſonders große Zahl von Haushaltungsangehörigen in den 
niedrigen Einkommensklaſſen die Lage verſchärft, oder ob ein gewiſſer Ausgleich 
dadurch hervorgerufen wird, daß gerade in den ſchlechteſten Einkommensklaſſen 
weniger Angehörige mit zu erhalten ſind als in den beſſeren. 

Für die Jahre 1896, 1900, 1905, 1910 und 1914 ſind die Ergebniſſe in 
Tabelle 6 nebeneinander geſtellt. Neben den abſoluten Zahlen der Bevölkerung 
in den einzelnen Einkommensgruppen iſt der Prozentſatz zum Ausdruck gebracht, 
den die Gruppen von der Geſamtbevölkerung einnehmen. Weiterhin iſt angegeben, 
wieviel Köpfe auf einen Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand (einſchließ⸗ 
lich desſelben) entfallen. Eigenarten Oſtpreußens werden durch Gegenüberſtellung 
der Relativzahlen für Preußen vor Augen geführt. 

Bei der Betrachtung der Bevölkerungsverteilung iſt das Hauptergebnis bei 
uns und ebenſo im Staatsdurchſchnitt ein günſtigeres als wir es vorher bei der 
Verteilung der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände gewonnen haben. 
Die folgende Aufſtellung für die Jahre 1896, 1905 und 1914 zeigt, daß die Unter⸗ 
ſchiede erhebliche ſind. 

Es entfielen mehr () oder weniger (— / der Geſamtbevölkerung als 
der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände allein: 


1896 1905 1914 
auf die Gruppen en 15 Oft 155 t⸗ 
pr 5 5 Preußen 1 1 Preußen pr 15 5 Preußen 
mit Einkommen von mehr 
als 900 , — 4,46 — 7,89 73,771 8,0 By u 
der Freigeſtellten . ＋ 0,47 1,71 T 0,89 2% 3. I 77 5 
mit Einkommen von: | 
900 — 3000 # | +3,70 | +5,43 | 2,74 | +5,14 | + 3,00 | 6,69 
3000— 6500 „ +054117 141 
„ * 0 06s 0 | +070 00% 
9500-30500 „ 0,02 | +0,10 | 0,01 +0,11 | + 0,02 | + 0,13 
30500—100000 „ +0,01 | +0,02 | + 0,01 | + 0,02 | # 0,01 | + 0,03 
über 100000 „ — 0,01 — — ＋ 700 


Die Gruppe mit Einkommen unter 900 / tritt ganz beſonders hervor, in 
die von der Geſamtbevölkerung im Jahre 1896 4,46% weniger entfallen als 
nach der Verteilung der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände zu erwarten 
wäre. 1905 iſt dieſer Unterſchied auf 3,77% geſunken, ſteigt dann aber, wohl 
mit eine Folge der Geſetzesänderung, auf 6,73% im Jahre 1914, während ſich 
im Staatsdurchſchnitt ſogar 12,42 % ergeben. Für alle Gruppen mit über 
900 / Einkommen ergibt ſich ein größerer Anteil der Bevölkerung, als man 
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nach der Verteilung der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände annehmen 
würde. 

Auf den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand berechnet, entfallen 
(Tabelle 6) in der Gruppe mit bis 900 NM Einkommen ſtets die wenigſten Köpfe 
der Geſamtbevölkerung, 1914 2,59 (1,90). Am meiſten Perſonen, im Jahre 
1914 5,59 (5,61), kommen auf den Freigeſtellten. Das Geſetz veranlaßt durch 
ſeine Beſtimmungen eine dahin gehende Ausleſe. 

In der Gruppe mit 900 bis 3000 % Einkommen entfallen auf einen 
Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand im Durchſchnitt 3,28 (2,94) Köpfe 
der Geſamtbevölkerung. In der folgenden Einkommensklaſſe von 3000 bis 
6500 M ift der Haushalt noch größer, 3,39 (3,28) Perſonen. Dagegen iſt in 
den höheren Einkommensgruppen im ganzen ein Sinken der Kopfzahl auf den 
Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand feſtzuſtellen. Die Ergebniſſe 
ſtimmen in den Grundzügen mit denen für Preußen überein. Der Durch⸗ 
ſchnittshaushalt iſt aber in unſerer Provinz mit verſchwindenden Ausnahmen 
größer als im Staate. Der größte Unterſchied iſt bei der Bevölkerung in der 
Klaſſe mit bis 900 % Einkommen vorhanden, in der unſer Durchſchnittshaushalt 
im Jahre 1914 den im Staatsdurchſchnitt um 0,69 Köpfe übertrifft. 

Bei der Verteilung der Geſamtbevölkerung ergibt ſich zwar ein günſtigeres 
Bild als bei der Verteilung der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände 
allein. Aber die bei uns gegenüber dem Staatsdurchſchnitt größere Familie läßt 
beſonders in den unterſten Gruppen die Einkommensverhältniſſe noch ärmlicher 
erſcheinen. 

Um einen überblick darüber zu gewinnen, wie ſich Oſtpreußen ins Staats⸗ 
ganze eingliedert, iſt hier der Prozentſatz der mit über 900 M und über 3000 M 
Einkommen für das Jahr 1914 veranlagten Bevölkerung in den einzelnen Pro⸗ 
vinzen und den oſtpreußiſchen Regierungsbezirken angeführt. 

Von der Geſamtbevölkerung ſind für das Jahr 1914 zur Einkommenſteuer 
Zenſiten und Angehörige herangezogen !): 


mit über 900 % 


Gel e über⸗ mit mehr als 
ebiet aup inko 
(ohtte Frezgeſtellte 3000 „ Einkommen 
9 Op 
Reg.⸗Bez. Königsberg 30,10 | 5,34 
„%ũ Wü, 8% 26,07 3,99 
4 „ Allenſte nnn 26,00 3,65 
„/ 0. u 27,85 4,51 
Welpen, m... a 31,33 4,71 
%%%fkrT ..... 71.21 8,19 


Brand un; 0..€ 61,31 9,88 


Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung 1914. S. XIV. 
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mit über 900 , 


i Einkommen über⸗ mit mehr als 
Gebiet (obne SEEN helle) 3000 „ Einkommen 
Oo 2 
ö 
Pom an 41,34 5,71 
e e ee 32,22 4,82 
eat ee re 41,29 0,23 
Sachſen e 55,60 6,82 
Schleswig⸗ Holſtein r 60,64 8,28 
% Zn... 56,82 7,50 
De nern 71,50 6,14 
e e 58,31 8,35 
Rheinprovinz. 1 68,35 7,60 
Hohenzollernſche Lande ee 51,15 6,29 
c 55,42 6,91 


Danach hat Oſtpreußen für beide Einkommensgruppen, 27,85% und 
4,51%, die ungünſtigſten Werte. Es folgen in beiden Fällen die Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen. Der größte Prozentſatz der Geſamtbevölkerung entfällt 
dagegen auf die Einkommensgruppe von über 900 // in Weſtfalen, 71,50%, 
im Stadtkreis Berlin, 71,21°/,, und in der Rheinprovinz, 68,35%). Bei der 
Einkommensgruppe von über 3000 / erſcheinen als günſtigſte Gebiete Branden— 
burg, 9,88 %, Heſſen-Naſſau, 8,35%, und Schleswig-Holſtein, 8,28%. 

Zieht man die Zahlen für alle preußiſchen Regierungsbezirke zum Ver⸗ 
gleich heran, ſo zeigt ſich, daß in Allenſtein und Gumbinnen der Anteil für die 
Bevölkerungsgruppe mit über 900 und über 3000 A Einkommen überhaupt am 
niedrigſten iſt. Der Regierungsbezirk Königsberg — die Provinzialhauptſtadt 
trägt weſentlich dazu bei — ſteht nicht ganz ſo ungünſtig beim Vergleich da. 
Hier hat ein größerer Teil der Bevölkerung ein Einkommen von über 900 M 
als in den beiden anderen oſtpreußiſchen Bezirken und als in Marienwerder, und 
der Anteil der über 3000 % Einkommen beſitzenden Bevölkerungsgruppe ſteht 
an 26ter Stelle unter den 37 Regierungsbezirken — Statiſtik der Preußiſchen 
Einkommenſteuerveranlagung für das Steuerjahr 1914 Seite XIV —. 


II. Veranlagungsergebniſſe für das Jahr 1914. 


Die letzte Volkszählung vom 1. Dezember 1910 erfaßt in unſerer Provinz 
eine ortsanweſende Bevölkerung von 2064175 Perſonen, während die Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme für die Steuerveranlagung 1914 2034499 Köpfe nachweiſt. 
Unter dieſen wollen wir zunächſt auf die 712 356 Einzelſteuernden und Haus— 
haltungsvorſtände (Tabelle 7) eingehen, die 35,02 (39,43) % der Geſamtbevölke— 
rung bilden. 
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Tabelle 7. Die Verteilung des Einkommens in Oſtpreußen nach der Veranlagung 
für das Steuerjahr 1914. 
; > 8. Geſamte Bevölkernng 
St = in den Städten, Einzelſteuernde und Haushaltungs | (Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 


vorſtände vorſtände nebſt Angehörigen) 
nach dem Einkommen geordnet 


in den ländl. Gemein⸗ 
den über 2000 Einw., 


SI 


2 II = in den ländl. Gemein⸗ vom Hundert vom Hundert aller Hundertteile 
den bis 2000 Einw., über⸗ dene | eee, der 
2 = auf dem Lande zuſammen, haupt Bevölkerung vorſtände der Köpfe en 
ü- überhaupt Dft- 1 Oſt⸗ überhaupt 5 1) 
| preußen | Preußen preußen Preußen Be Preußen 
A. Einkommenſteuerfrei: | Do 
St 181 885 26,18 19,23 60,61 | 42,95 344108 48,53 | 28,73 
a) weil das Einfommen | LI 8950 22,53 | 14,46 61,23 | 38,98 20142 50,71 | 23,74 
den Betrag von 900 Ms XII | 325 675 25,05 | 21,67 81,90 65,12 974206 74,93 | 52,96 
nicht überſchreitet. L 334 625 24,98 | 19,50 81,17 56,65 994348 74,22 44,17 
ü 516 0 25,39 19,37 72,51 49,13] 1 338 456 65,79 36,71 
St 11 198 E r 55867 8,04 5,64 
. ART 909 2,29 1,45 6,22 | 3,90 4851 12,21 8,33 
b) 1 19 und 20 frei- 21 11055 0,85 181 278 544 68 646 528 10065 
L 11 964 || 0,89 1,70 2,90 4,94 73 497 5,48 | 9,9 
11 23162 1,14 | 1,42 || 3,25 3,59] 129 364 || 6,86 | 7,87 
St 193 083 || 27,79 | 20,34 64,34 | 45,43 399 975 57, 193 083 27,79 |20,34 6434 14543 | 399975 5757 3487 34,37 
L1 9 859 24,82 15,91 67,45 42,88 24 993 62,92 32,07 
Zuſammen A. LIII 336 730 25,90 23,48 84,68 70,56] 1042852 80,21 63,61 
L 346 589 25,87 21,20 84,07 61,60 1067845 79,70 54,13 
1 539 672 26,53 20,79 75,76 52,73 | 1467820 72,15 44,58 
B. Zur Einkommensſteuer ver⸗ 
anlagt in der Einkommens⸗ 
gruppe von mehr als: | 
St 86 806 12,50 21,14 28,93 47,22 233 660 33,65 55,69 
21 4124 10,38 | 19,54 28,22 | 52,67 12758 32,11 | 62,08 
900—3000 M LII 54.031 || 4,16 | 8,94 13,59 | 26,88 228574 17,59 | 33,07 
L 58155 4,34 12,13 14,11 35,24 241 332 18,02 41,79 
1 144 961 7,13 16,48 20,35 41,81 474992 23,35 48,51 
St 14525 2,09 | 2,27 || 4,84 | 5,07 44179 || 6,36 | 6,93 
L1 478 1,20 | 1,25 | ie ON 1524 || 3,84 | 4,50 
3000—6500 J LII 5702 || 0,44 | 0,68 ı| 1,44 | 2,05 24.394 || 1,88 | 2,74 
L 6 180 0,46 | 0,85 || 1,50 | 2,48 25 918 1,94 | 3,27 
1 20 705 || 1,02 | 1,54 || 2,91 | 3,90 70097 3,45 5,04 


1) Statiſtik der preuß. Einkommenſteuerveranlagung für das Steuerjahr 1914. S. V, XII, XIII. 
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St 
L 1 


in den Städten, 

in den ländl. Gemein⸗ 
den über 2000 Einw., 

LI = in den ländl. Gemein⸗ 


Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 
vorſtände 


vom Hundert vom Hundert aller 

Einzelſteuernden 

u. Haushaltungs⸗ 
vorſtände 


Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 


den bis 2000 Einw., über⸗ der 
2 = auf dem Lande zuſammen, haupt Bevölkerung 
ü überhaupt Oſt⸗ 1% Oſt⸗ 
preußen | Preußen preußen 
St 2758 || 0,40 | 0,42 || 0,92 
RI 77 || 0,19 | 0,18 | 0,53 
6500—9500 M L II 560 || 0,04 | 0,08 || 0,14 
* 637 0,05 | 0,11 || 0,15 
ü 3395 0,17 , 0,26 || 0.48 
St 2553 || 0,37 | 0,48 || 0,85 
L1 66 || 0,17 | 0,17 | 0,45 
9500—30 500 % ZI 497 || 0,04 | 0,07 0,12 
Q 563 0,04 0,10 0,14 
u 3116 | 0,15 | 0,28 || 0,44 
St 320 0,05 0,10 0,11 
LJ 12 || 0,03 | 0,03 || 0,08 
30 500 100 000 LI 116 | 0,01 | 0,02 0,03 
L 128 0,01 | 0,02 0,03 
1 448 0,02 | 0,06 0,06 
St 38 0,005 0,02 || 0,01 
L1 77 — 0,01 — 
100 000 #% LII 21 || 0,001) 0,005 0,005 
L 21 0,001 0,01 || 0,005 
ü 59 0,003! 0,01 || 0,008 
St | 107000 1541 [24,43 || 35,66] 5457| 2941710 || 4243| 65,68 
24 4757 11,98 21,19 32,55 
Zuſammen B. LIILI 60927 || 4,69 | 9,79 15,32 
L 65 684 || 4,90 13,22 15,93 
1 172 684 || 8,49 18,64 24,24 
St 300 083 43,20 44,78 100,00 
L1 14 616 36,80 37,10 100,00 
Zuſammen A und B. ! 2II| 397657 30,59 33,27 100,00 
ö 2 412 273 ||30,77 | 34,42 100,00 
u 712 356 35,02 39,43 100,00 


1) 
Preußen 


0,95 
0,49 


0,32 
0,66 


1,07 
0,47 
0,20 
0,29 
0,72 


0,22 
0,09 
0,05 
0,06 
0,15 


0,04 
0,02 
0,01 
0,02 
0,03 
54,57 
57,12 
29,44 
38,40 
47,27 


100,00 
100,00 
100,00 
100,00 
100,00 


Geſamte Bevölkerung 
(Einzelſteuernde und Haus haltungs⸗ 
vorſtände nebſt Angehörigen) 


nach dem Einkommen geordnet 


Anzahl 
der Köpfe 
überhaupt 


8306 
231 

2 101 
2332 
10 688 


7533 

191 
1698 
1889 
9422 


931 
26 


70 

70 

171 
294 710 
14 730 
257 239 
271 969 
566 679 


694 685 
39 723 

1 300 091 
1 339 814 
2 034 499 


2 8 


Hundertteile 
der 

Bevölkerung 
Oſt⸗ 1 
preußen Preußen 
1,20 1,26 
0,58 0,63 
0,16 0,28 
0,17 0,39 
0,52 0,81 
1,08 1,40 
0,48 0,59 
0,13 0,22 
0,14 0,33 
0,46 0,85 
0,13 0,29 
0,07 0,11 
0,03 0,06 
0,03 0,07 
0,07 0,18 
0,01 0,06 
— 0,03 
0, ‚005 0,02 
0,005, 0,02 
),008| 0.031! 171 0,008 0.04 
42,43 65,63 
37,08] 67,93 
19,79 36,39 
20,30 45,87 
27,85 55,42 
100,00 | 100,00 
100,00 100,00 
100,00 100,00 
100,00 | 100,00 
100,00 100,00 
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Bemerkenswert ift hierbei, daß die Einzelſteuernden und Haushaltungs⸗ 
vorſtände in den einzelnen Einkommensklaſſen verſchieden hoch an der entſprechen⸗ 
den Bevölkerungsgruppe beteiligt ſind. Beſonders groß iſt der Anteil bei der 
einkommenſteuerfreien Bevölkerung (ohne Freigeſtellte), von der 38,59 (52,72) % 
Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände ſind. Es zeigt ſich hier auch, daß die 
preußiſchen Zahlen erheblicher vom Staatsdurchſchnitt als die oſtpreußiſchen von 
Oſtpreußens Durchſchnitt abweichen. Die hohen Werte bei den Einkommen⸗ 
ſteuerfreien ſind mit durch die geſetzlichen Beſtimmungen hervorgerufen, da jede 
Einzelperſon, insbeſondere auch jedes Kind für ſich veranlagt wird, ſofern ein 
der Verfügung des Vaters nicht unterliegendes Einkommen vorhanden iſt. Es 
ſind alſo viele als Einzelſteuernde aufgeführt, die tatſächlich in einer Haushaltung 
mitleben und nur ein eigenes, meiſtens recht beſcheidenes Einkommen beziehen. 
Dieſe vermehren beſonders die Zahl der ſteuerfreien Einzelſteuernden. Es ge⸗ 
hören hierher z. B. Jugendliche, die noch im Haushalt mitleben, Geſellen, junge 
Kaufleute, weibliche Angeſtellte, Arbeiter und Arbeiterinnen uſw. Ebenſo ſind 
als Einzelſteuernde mit Einkommen unter 900 / auch Perſonen aufgeführt, die 
außerhalb des elterlichen Haushalts leben, aber von den Eltern unterhalten 
werden, weil fie noch kein ausreichendes Einkommen haben (3. B. Studenten, in 
der Vorbildung zu einem Beruf befindliche Töchter uſw.). Viele dieſer Perſonen 
gehören eigentlich nicht zu denen mit niedrigſtem Einkommen und iſt bei ihnen 
oft von Dürftigkeit keine Rede.“) 


Von den oſtpreußiſchen Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden ſind 
516 510 = 72,51 (49,13) % einkommenſteuerfrei, weil ihr Einkommen den Be⸗ 
trag von 900 M nicht überſteigt. In dieſer Zahl find allerdings auch einige 
wenige enthalten, die als Exterritoriale uſw. Steuerfreiheit genießen. Weiter 
ſind 28 162 — 3,25 (3,59) % nach den ſchon eingehend behandelten §8 19 u. 20 
trotz eines Einkommens von über 900 / nicht zur Steuer herangezogen. Dieſe 
ſind zu den eigentlich ſteuerpflichtigen 172 684 Zenſiten mit Einkommen von 
über 900 / hinzuzuzählen, fo daß es 195 846 Perſonen mit dem eben erwähnten 
Einkommen bei uns gibt = 27,49 (50,86) % der Einzelſteuernden oder 9,63 
(20,06) % der Geſamtbevölkerung. Mit über 3000 M find 27723 Perſonen 
(ſiehe hierzu Aufſtellung S. 46) veranlagt = 3,89 (5,46) % aller Einzelſteuern⸗ 
den und Haushaltungsvorſtände oder 1,36 (2,15) % der Bevölkerung. Aus 
der Tabelle 7 iſt leicht die weitere Verteilung auf die einzelnen Einkommens⸗ 
klaſſen und aus den hier und in der Aufſtellung für den Staat hinzugefügten 
Zahlen, der außerordentliche Unterſchied zuungunſten unſerer Provinz in allen 
Einzelheiten erſichtlich. 

Zählen wir die Angehörigen zu den bisher betrachteten Perſonen, ſo be⸗ 
kommen wir einen Einblick in die Verteilung der Geſamtbevölkerung auf die 
einzelnen Einkommensgruppen (Tabelle 7). 


1) Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung für das Steuerjahr 1914. 
Berlin 1914. S. XIII, XIV. 
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Einkommenſteuerfrei find geblieben: 92 Exterritoriale uſw. und 1 338 364 
Perſonen, weil ihr Einkommen 900 M nicht überfteigt, zuſammen alſo 1338456 
Perſonen — 65,79 (86,71) % der Bevölkerung. Auf Grund der 8$ 19 und 20 
gehören 129 364 — 6,36 (7,87) % zu der Gruppe der Freigeſtellten. Zur Ein— 
kommenſteuer herangezogen find 566 679 — 27,85 (55,42) %. In Oſtpreußen 
gehören alſo einſchließlich der Freigeſtellten, 696043 Perſonen — 34,21 
(63,29) % der Geſamtbevölkerung zu den Gruppen mit über 900 / Einkommen. 
Während bei uns nur etwa ein Drittel der Bevölkerung ſich in der eben be— 
ſprochenen Lage befindet, ſind es im Staatsdurchſchnitt faſt zwei Drittel. 

Zu den Gruppen mit über 3000 % Einkommen gehören 91 687 Perſonen 
4,51 (6,91) % der Bevölkerung. Weitere Angaben find aus der Tabelle 7 
zu entnehmen. Das Zurückbleiben der Einkommensverhältniſſe in unſerer Pro— 
vinz tritt ſtark vor Augen. 


III. Geſamteinkommen. 


Weiter iſt die Frage nach der Geſamthöhe des Einkommens der veranlagten 
Zenſiten zu beantworten. Für die Zenſiten mit über 3000 AH Einkommen iſt die 
geſamte Einkommensſumme einfach aus der Statiſtik einzuſetzen. Für die mit 
900-3000 % iſt es dagegen aus dem arithmetiſchen Mittel der die einzelnen 
Steuerſtufen begrenzenden Einkommensbeträge berechnet. 


Steuerbares Geſamteinkommen der Zenſiten im Jahre 1914.9. 


Reg.⸗Bezirk Reg.⸗Bezirk Reg.⸗Bezirk \ 
Politiſche Einteilung Königsberg Gumbinnen Allenſtein . 
Mb Mb MN I 
DEE ee ne 173 731514 49 835 805 | 43583312 | 267 150 631 
in den ländlichen Gemeinden über 
J eee 2 993 533 6327 994 694 721 10 016 248 
in den ländlichen Gemeinden bis 
rn . Sul. 50 837 933 39 115 503 | 27 962 504 | 117 915 940 
auf dem Lande zuſammen 53 831 466 45 443 497 28 657 225127 932 188 
% DER . . . 227 562 980 95 279 302 72 240 537395 082 819 


Aus den obigen Zahlen iſt zu entnehmen, daß das ſteuerbare Geſamtein— 
kommen in Oſtpreußen im Veranlagungsjahre 1914 395 082 819 M beträgt. 
Davon entfällt der größte Teil auf den Regierungsbezirk Königsberg, 
mit 227 562 980 M. Er folgt Gumbinnen mit 95 279 302 // vor Allenſtein mit 
72 240 537 M. 

Das Durchſchnitts einkommen zeigt folgende Aufſtellung. Danach 
kommen auf 1 Zenſiten 2288 (2285) //. Zählt man zu den Zenſiten die An- 
gehörigen, fo entfallen 697 (769) Hauf den Kopf der veranlagten Bevölke— 
rung bei uns. In der ſchon erwähnten Aufſtellung iſt aber auch noch das Ein— 
kommen auf den Kopf aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändigen Einzel— 


1) Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung für das Steuerjahr 1914. S. XV. 
3 * 
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perſonen ausſchließlich und einſchließlich der Angehörigen angegeben. Bei der 
Berechnung ist für jeden nach $ 19 oder 20 des Einkommenſteuergeſetzes Freige⸗ 
ſtellten und für jeden Zenſiten, deſſen Veranlagung ausgeſetzt war, ein Durch⸗ 
ſchnitts einkommen von 900 M und für jeden ſteuerfreien Haushaltungsvorſtand 
oder ſelbſtändigen Alleinſtehenden ein ſolches von 450 zugrunde gelegt.!) Es 
ergibt ſich dann für Oſtpreußen 1914: 
1. Errechnetes veranlagtes Einkommen der 172 684 
Zeiiſiten . 395082819 MH 
2. Einkommen der 23 162 Freigeſtellten (3.900 M) 20 845 800 „ 
3. Einkommen der 516 510 ſteuerfreien Haushaltungs⸗ 
vorſtände und Einzelperſonen (à 450 %) . . 232 439 500 „ 
Alſo Geſamteinkommen: 648 368 119 M 
Es entfallen demnach 910 (1334) H auf den Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtand oder 319 (526) M auf den Kopf der Bevölkerung. Geht man 
auf die Regierungsbezirke ein, ſo ergibt ſich in beiden Fällen das höchſte Ein⸗ 
kommen in Königsberg. Am niedrigſten iſt es dagegen auf den Einzelſteuernden 
und Haushaltungsvorſtand mit 828 M in Gumbinnen, auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung berechnet mit 243 / in Allenſtein. 


Das Durchſchnittseinkommen der Zenſiten und der Geſamtbevölkerung nach der 
Veranlagung für das Jahr 1914.) 


Es beträgt das Einkommen in Mark auf den Kopf 
überhaupt in den Städten | auf dem Lande 


Gebiet 5 i i a 
aus⸗ ein⸗ aus⸗ ein⸗ aus⸗ ein⸗ 
ſcließlich ſchießlich ſchließlich ſchließlichſſchließlich ſchließlich 
der Angehörigen 
a) aller phyſiſchen Zenſiten mit über 900 / Einkommen: 


Reg.⸗Bez. Königsberg. . | 2447 832 2550 974 2163 565 
„Gumbinnen 218 613 2501 862 1860 466 
e ae,, 7.2049 524 2301 744 1750 362 

Provinz e „ 697 2497 906 1948 470 

S „ 769 2503 932 1909 550 

b) aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändigen Einzelperſonen: 

Reg.⸗Bez. Königsberg.. 992 384 1229 562 721 287 
%% , Sumbiinen. 828 286 1187 496 692 224 
, Allenſten 833 243 1097 411 685 178 

Provinz Oſtpreußen 910 319 1197 DER 702 216 


Stig, 1581 708 1033 355 


1) Siehe hierzu: Statiſt. Jahrbuch für den Preuß. Staat 1914, S. 294, Anmerk. 1. 
2) Die Zahlen für die Provinz und das Land mußten errechnet, die übrigen konnten 
dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch für den preußiſchen Staat 1914, S. 294 entnommen werden. 
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Gehen wir nun auf die Perſonen mit über 3000 % Einkommen ein. 
Bei dieſen Zenſiten läßt ſich nämlich auch ein Einblick in die Beſtandteile des Ein— 
kommens gewinnen, wie folgende Aufſtellung zeigt. 


Das Einkommen der phyſiſchen Perſonen mit mehr als 3000 % Einkommen 
im Jahre 1914.) 


Art 


Einkommen aus: 
Kapitalvermögen 
Grundvermögen 
einſchl. Betriebs⸗ 
kapital. 
Handel, Gewerbe, 
Bergbau 
gewinnbringender 
Beſchäftigung 
ulm. . 5 
Einkommen zuſ. 


Abzug anSchulden⸗ 
zinſen, Renten 
uſo rn 
Verbleibendes 
ſteuerpflichtiges 
Einkommen 


118 739 5550 79,41 


Reg.⸗Bezirk Reg.⸗Bezirk 

Königsberg Gumbinnen 
% des 0% des 
Geſamt⸗ Geſamt⸗ 
brutto⸗ brutto⸗ 
ein kom⸗ einkom⸗ 


Mb mens Ab mens 


81 524 570 21,08 9 042 426 16,22 


Reg.⸗Bezirk Oſtpreußen 


Allenſtein % des Geſamt⸗ 
% des ; brutto⸗ 
Geſamt⸗ einkommens 
brutto⸗ — yai-= st anan 
einkom⸗ Oſt⸗ 

22 mens 2 preußen Preußen 


5 486 388 14,29 46 053 384 18,90 | 26,38 


39 121 752 26,16 17 165 396 30,80 9 995 993 26,03 | 66 283 141 27,20 | 18,34 


33 613 441 22,4813 017 708 23,35 | 8 876 232 23,11 55 507381 22,78 | 25,19 


| 


| 


4 273207 2028 16 513004| 20,63 l14 044 216| 36657] 75 830.427 31.12| 30,10 


. 1149 532 970.100,00 155 738 534/100,00 138 402 829 


100,00 1243 674 333 100 100 


30 793 415 20,59 13 201 332 23,68 | 8 647 467 22,52 52 642 214 21,60 | 14,10 


42 537 202| 76,32 


29 755 362 77,48 [191 032 119 78,40 | 85,90 


Das Einkommen iſt nach feiner Herkunft in 4 Gruppen geteilt. Es wird 


unterſchieden zwiſchen Einkommen aus: 1. Kapitalvermögen, 2. Grundvermögen 
einſchließlich Betriebskapital, 3. Handel, Gewerbe, Bergbau, 4. gewinnbringender 
Beſchäftigung. 

Von dem durch die Steuererklärung feſtgeſtellten Bruttoeinkommen der 
phyſiſchen Perſonen mit über 3000 % Einkommen in Oſtpreußen entfallen 
18,90 (26,38) % auf die erſte, 27,20 (18,34) % auf die zweite, 22,78 (25,19) 
% auf die dritte, und 31,12 (30,10) % auf die vierte Gruppe. Der Haupt⸗ 
anteil entfällt demnach bei uns und in Preußen auf das Einkommen aus ge- 
winnbringender Beſchäftigung. Zu zweit folgt als Quelle bei uns das Grund— 
vermögen, während im Staate das Einkommen aus Kapitalvermögen dieſe 
Stelle einnimmt. An letzter Stelle ſteht in Oſtpreußen das Einkommen aus 
Kapitalvermögen, in Preußen das aus Grundvermögen. 


1) Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung für das Steuerjahr 1914. 
S. XVII, XVIII. 
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Bei dieſer Betrachtung ift zunächſt zu bedenken, daß es ſich um das Brutto⸗ 
einkommen handelt, daß das ſteuerpflichtige Einkommen alſo erſt nach Abzug er⸗ 
heblicher Summen erſichtlich wird. 


Von dieſem abzuziehenden Teil entfallen auf: 


1. Schuldenzinſen N I 
2. auf beſonderen Rechtstiteln ernte Renten und 

dauernde Laſten fp 
3. Beiträge zu den Kranken-, Unfall⸗ usw. Kaſſen für 

die eigene Perſonß N: 708077. „ 
4. Lebensverſicherungsprämien für Werft her des 

Steuerpflichtigen bis zu 600 // 4155044 „ 
5. Schuldentilgungsbeiträge bis zu 600 H . . 467 806 „ 


Im ganzen find es 52 642 214 M 
— 21,60 (14,10) % des Geſamtbruttoeinkommens. 


Weiter iſt beſonders zu beachten, daß es ſich nur um die Perſonen mit über 
3000 / Einkommen handelt, alſo um die beſſergeſtellten Zenſiten. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß ſich das Geſamteinkommen aller Zenſiten und in noch höherem 
Grade das geſamte privatwirtſchaftliche Einkommen überhaupt erheblich anders 
auf die 4 Einkommensgqguellen verteilt. 


Zu dieſem Schluß kommt man, wenn man ebenſo wie für die ganze Pro⸗ 
vinz auch in den 3 oſtpreußiſchen Bezirken das Einkommen der Zenſiten mit 
über 3000 M nach feinem Urſprunge betrachtet. Da ergibt ſich z. B., daß im Be⸗ 
zirk Allenſtein 36,57 % dieſes Einkommens auf gewinnbringender Beſchäftigung 
uſw. beruhen. Ein Prozentſatz, den unter den preußiſchen Regierungsbezirken 
nur noch Trier, 40,27 %, überbietet. Die Erklärung für dieſen hohen 
Prozentſatz iſt darin zu ſuchen, daß im Bezirk Allenſtein in der Klaſſe mit über 
3000 KH Einkommen ſich nur eine beſonders dünne Oberſchicht der Bevölkerung 
befindet. Immerhin bleibt die Tatſache beſtehen, daß zu den beſſeren Einkommen 
Oſtpreußens und ganz beſonders des Bezirks Allenſtein gewinnbringende Be⸗ 
ſchäftigung uſw. einen ſehr hohen Betrag zuſteuert, daß alſo die Beamtenklaſſen, 
Arzte, Rechtsanwälte uſw. mehr als durchſchnittlich an den höheren Einkommens⸗ 
klaſſen hier beteiligt ſind. 


Trotz all dieſer Zahlen läßt ſich über die volkswirtſchaftliche Herkunft des 
Einkommens wenig ſagen. Beſonders ſchwierig iſt die Trennung zwiſchen Ein⸗ 
kommen aus Kapitalvermögen und Grundvermögen durchzuführen. Beiſpiels⸗ 
weiſe werden Schuldenzinſen für belaſtetes Grundvermögen als Einkommen aus 
Kapitalvermögen der Gläubiger erſcheinen. Und wenn trotz der ſtarken Verſchul⸗ 
dung des Grundbeſitzes das Einkommen aus Kapitalvermögen in unſerer Provinz 
gering iſt, iſt anzunehmen, daß Oſtpreußen in beſonders ſtarkem Maße Zins⸗ 
zahler an außeroſtpreußiſche Gebiete iſt. 
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IV. Einkommensverhältniſſe in den Kreiſen. 


Für die Beurteilung der Einkommensverhältniſſe in den Kreiſen liegt wenig 
ſtatiſtiſches Material vor, da nur in beſonderen Fällen vom ſtatiſtiſchen Amt in 
den ſtatiſtiſchen Jahrbüchern für den preußiſchen Staat und in der Feſtſchrift des 
Königl. preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus Angaben veröffentlicht ſind. Für die 
Giadtfreije allein bietet die Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveran— 
lagung mehr. 

Vorausgeſchickt ſei, daß ein Einblick in die Entwicklung der Einkom— 
mensverhältniſſe in den einzelnen Landkreiſen nicht zu gewinnen iſt. Zwar 
liegen ſchon für den Durchſchnitt der Steuerjahre 1899/03 Werte über die Ein- 
kommensverhältniſſe vor, die ſpäteren Angaben laſſen ſich aber nur ſchwer damit 
vergleichen. In den folgenden Tabellen ſind nur Zahlen für das 20. Jahrhundert 
gebracht. Zunächſt iſt (Tabelle 8) für den Jahresdurchſchnitt 1905/07, für die 
Städte und das Land getrennt, die abſolute Höhe des veranlagten ſteuerpflichtigen 
Einkommens in 1000 % angeführt. Es wird erſichtlich, durch welche Kreiſe in 
unſerer ländlichen Provinz das erhebliche Überwiegen des veranlagten ſtädtiſchen 
Einkommens zuſtande kommt. Hierauf noch näher einzugehen, erübrigt ſich. In 
der gleichen Aufſtellung iſt für den Jahresdurchſchnitt 1905/09 angegeben, wieviel 
Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände allein und einſchließlich ihrer Ange— 
hörigen vom Tauſend der Bevölkerung ein Einkommen von über 900 M in den 
Städten und auf dem Lande haben. Eine weitere Abteilung der Tabelle bringt 
Zahlen für das Steuerjahr 1914 und zeigt, wieviel vom Tauſend der Geſamt— 
bevölkerung und vom Tauſend aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändigen 
Einzelperſonen auf die Einkommensgruppen bzw. Klaſſen über: 900 /, 3000 M, 
6500 und 9500 / entfallen. Bedauerlich iſt, daß ſich die Zahlenreihen für die 
verſchiedenen Jahre nicht miteinander vergleichen laſſen, da ſich 1905/09 nur die 
Angaben für Stadt und Land getrennt und 1914 nur für beide vereint finden. 
Beſonders intereſſieren uns hier die Ergebniſſe für das Veranlagungsjahr 
1914. Zunächſt ſind in der Aufſtellung 9 Seite 45 die Kreiſe nach der Höhe 
des Anteils geordnet, der vom Tauſend der Geſamtbevölkerung auf die Einkom— 
mensgruppen über 9003000 / und über 3000 M entfällt. Die Karten 1 u. 2 
auf Seite 42 führen das Gleiche vor Augen. 

Betrachten wir zunächſt den Anteil der Gruppe mit über 900-3000 & Ein— 
kommen. Er iſt bei den 4 Stadtkreiſen am größten und Königsberg ſteht unter 
ihnen an erſter Stelle mit 493 % der Geſamtbevölkerung. Faſt die Hälfte der 
Königsberger entfällt alſo auf die genannte Einkommensgruppe. Von den Land— 
kreiſen ſtehen Memel, Allenſtein-Land und Oſterode mit über ein Drittel ihrer 
Bevölkerung an den erſten, dagegen Darkehmen, Gerdauen, Heydekrug, Labiau 
und Niederung an den letzten Stellen mit nur bis ein Fünftel der Bevölkerung 
in der erwähnten Gruppe. 

Bei der Einkommensgruppe von über 3000 / zeigt ſich zunächſt, daß auch 
hier die 4 Stadtkreiſe an erſter Stelle ſtehen. Aber Königsberg-Stadt wird vom 
Kreiſe Tilfit-Stadt, in dem 113% „ auf dieſe Gruppe entfallen, überboten. Es fol— 
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Tabelle 8. Die Einkommensverhältniſſe 


Im Jahresdurchſchnitt Vom Tauſend der Bevölkerung 
1905/07 betrug das auf | hatten im Jahresdurchſchnitt 
die phyſiſchen Zenſiten | 1905/09 Haushaltungsvorſtände 
insgeſamt veranlagte und ſelbſtändige Einzelperſonen!) 


Gebiet ſteuerpflichtige hinkommen] ein Einkommen von über 900 .% 

in den auf Nn in den Städten auf dem Lande 

Städten Lande ausſchl. einſchl. ausſchl. einſchl. 

1000 % der Angehörigen 
1. Memel. . 3 5104 2259 115 357 52 221 
2; Königsberg⸗Stadtkreis x 73 219 — 136 357 — 155 
3. Königsberg⸗Landkreis — 4 746 — — 47 184 
4, Fiſchhauſen 1730 3283 101 345 48 178 
en, 767 2.057 94 317 27 111 
// re 2 044 2111 86 280 33 126 
N erdaſ en 849 1883 89 287 32 127 
8. Rastenburg 2 752 1943 91 286 32 124 
. e,, 2 424 1759 90 304 29 112 
10. PBr.eplau vn. ner} 1102 2617 89 306 32 131 
I eit „a0. 1475 2 606 91 286 34 132 
1 i 2... 3772 2404 77 264 51 255 
18..Setleberg urn. 1825 2813 92 301 46 235 
14, Mohrungen 1398 2258 93 331 33 141 
15. Pr.⸗Holland. a 1181 2 438 86 289 42 171 
I. Reg.⸗Bez. Königsberg ü 99 639 35 179 119 336 39 161 
16. Heid eng — 2 675 — — 41 160 
17. Niederung REN — 4 036 = — 43 163 
18. Tilſit⸗Stadtkreis . 10 066 — 120 350 „ 
19. Tilſit⸗ Landkreis — 3237 — — 53 235 
/ ale 822 3 396 78 252 44 189 
2 Pillen 1063 2 464 104 326 38 153 
22. Stallup nn 1308 3715 111 329 54 218 
23. Gumbinnen a 4 086 2 535 120 338 41 180 
24. Inſterburg⸗Stadtkreis . 6 996 — 113 352 1 — 
25. Inſterburg⸗Landkreis — 2 758 — — 40 176 
neee, 676 1948 95 293 40 170 
2. Angerburg 929 1333 81 276 31 133 
28. D/ “T 1329 1484 78 245 32 151 
29. We 1018 | 1658 96 295 38 191 
II. Reg.⸗Bez. Gumbinnen 28 291 31238 109 328 | 42 178 
; 3 103 2218 109 345 40 193 
sl n , 1775 1369 108 365 34 167 
39, Johannisburg „„ 1329 1313 103 369 30 166 
, ,, 1307 1750 86 319 33 175 
34. Orfeisbhur f, 1750 167 102 372 28 158 
= 11 1 5 2332 1745 84 319 41 216 
36. enſtein⸗ a reis 0 

37. Allenſtein⸗KLandkreis 6 704 1866 96 326 32 180 
38. Neidenbira u... 7% 1797 1992 101 331 30 148 
39, e 0.0.0... 4.026 2 828 112 387 37 193 
III. Reg.⸗Bez. Allenſtein 24 123 16 759 100 346 33 176 
Provinz Dftpreußen . . . 152 053 83 176 113 336 38 171 
Staat Preußen 7517995 3 064 741 206 597 104 402 


1) Gleichviel, ob fie zur Einkommenſteuer veranlagt oder gemäß SS 19 und 20 des 
Einkommenſteuergeſetzes freigeſtellt worden ſind. 
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in den oſtpreußiſchen Kreifen.?) 


Nach dem Veranlagungsergebnis für das Steuerjahr 1914 entfielen vom Tauſend 


aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſt⸗ 


der Geſamtbevölkerung ſtändigen Einzelperſonen 


auf die Einkommensgruppe 


über N ak > über 4 2 1 
900 M über über über 900 °M über über über 
einſchl. der 3000 # 6500 #6 9500 einſchl. der 3000 A 6500 . 9500 M 

I e IE Fr TREE 

428 39 9,9 4,9 289 29 7,6 4,1 

589 96 31,8 18,1 450 76 24,3 13,8 

320 35 9,0 5,4 256 28 7,5 4,5 

315 35 72 87 244 30 5,9 3,0 

196 23 3,7 1,9 162 21 4,2 2,0 

248 36 5,3 2,6 213 30 5,0 2,2 

220 29 5,9 3,4 173 24 4,8 3,0 

244 42 9,9 4,8 218 34 8„3 3,9 

267 41 114 5,2 200 29 1,9 3,8 

228 25 4,6 2,0 170 21 4,1 1,9 

242 29 7,0 32 182 24 5,8 3,0 

335 62 10,9 4,6 238 39 8,0 4,0 

311 46 gl 1,6 220 30 377 1,4 

250 28 5,9 2,9 180 20 4,1 2,1 

242 T re 28 1187 VEREIN AIR IE N de 

a e I 77 | oo 53 14,3 7,7 297 45 12,4 6,8 

199 21 3.5 1,8 161 18 3,3 1,6 

197 29 4,6 2,3 169 23 4,0 1,9 

571 | 113 27,4 13,0 446 | 87 23,3 11,9 

331 26 3,9 1,4 198 17 2,8 1,3 

295 28 4,4 2,0 215 22 37 1,8 

231 28 4,0 1,9 178 23 3,8 1,8 

334 44 11,0 4,7 264 38 9,8 4,5 

292 50 10,6 4,6 257 45 10,2 4,2 

516 94 25,0 12,1 399 68 | 18,7 8,7 

308 29 4,0 22 233 24 3,3 1,8 

225 25 5,7 33 170 22 5,1 3,0 

255 25 4,3 Br 201 25 5,0 2,1 

251 29 4,9 2,0 202 25 5,4 2,1 

344 ER: 3,5 t 244 22 5,0 31 

307 40 82 3,9 242 34 TTF 7,7 3,7 

316 36 8,1 3,0 263 34 8,0 5.1 

296 37 6,7 31 247 32 6,8 2,8 

235 30 4,7 1,4 203 26 4,6 1,4 

327 28 4,1 1,3 249 24 4,3 17 

321 26 4,1 1,8 256 25 4,4 177 

356 39 5,9 2,6 239 28 4,5 1,9 

483 91 27,0 12,9 404 73 21,4 10,1 

371 18 1,7 0,7 248 15 2,0 0,9 

283 33 4,9 2,8 228 29 5,1 3,0 

394 43 8,7 4,2 326 l r 4,2 

BE aa TB N er IN ugs, 8985 695700 BE 37 79 3,1 269 33 7,0 3 

342 45 10,6 5,4 275 39 9,9 5,1 

633 69 18,7 10,6 509 55 15,7 9,0 


2) Stati ſtiſches Jahrbuch für den preußiſchen Staat. 1907, 1909, 1915. 
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gen 5. Braunsberg 62% 0, 6. Gumbinnen 50%, 7. Heilsberg 46% 0, die bei 
alleiniger Berückſichtigung der Einkommensgruppe von über 9003000 AM exit an 
18., 23. bzw. 20. Stelle ſtehen. 

Der geringſte Anteil der Bevölkerung iſt in der hohen Einkommensgruppe 
in Angerburg, Darkehmen, Pr.⸗Eylau, Labiau, Heydekrug und Allenſtein⸗Land, 
25—18 % 0. Labiau, Heydekrug und Darkehmen befinden ſich auch unter den 
ungünſtigſten Kreiſen bei dem vorher behandelten Einkommen, während Allen⸗ 
ſtein⸗Land, hier der ungünſtigſte Kreis, in der Einkommensgruppe über 900 bis 
3000 #H unter den Landkreiſen an zweitgünſtigſter Stelle ſteht. 


Die Reihenfolge der Kreiſe in den beiden eben beſprochenen Einkommens⸗ 
gruppen zeigt, daß der Einkommensaufbau der Bevölkerung in den Landkreiſen 
relativ überaus verſchiedenartig iſt. Aus der Stellung unter den Kreiſen in der 
einen Einkommensgruppe iſt nicht etwa der Anteil der Bevölkerung in der anderen 
Einkommensgruppe annähernd zu beſtimmen. Am bemerkbarſten macht ſich das 
bei dem oben beſprochenen Kreiſe Allenſtein-Land. Bei der Tabelle und den 
Karten iſt weiter zu bedenken, daß dargeſtellt wird, wieviel vom Tauſend der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung auf die beſtimmten Gruppen entfallen, d. h. zu den phyſiſchen 
Perſonen mit dem jedesmal angegebenen veranlagten Einkommen ſind die An⸗ 
gehörigen hinzugerechnet. Es iſt alſo die zur Geſamtbevölkerung in Beziehung 
geſetzte Größe von der Zahl der zu unterhaltenden Angehörigen beeinflußt. Sehr 
wohl iſt der Fall denkbar, daß in einem Gebiete nur verhältnismäßig wenige 
Perſonen ein beſtimmtes Einkommen haben, daß aber durch ſehr hohe Zahl ihrer 
Angehörigen doch noch eine günſtigere Verhältniszahl ſich ergibt, als in einem 
Gebiet, in dem in Wirklichkeit relativ viel mehr Perſonen ein gleiches Einkommen 
beſitzen. 

Die hier gebotenen Werte vermitteln zwar mancherlei Kenntnis. Es bleibt 
aber doch bedauerlich, daß für die Kreiſe aus den veröffentlichten neueſten An⸗ 
gaben das Verhältnis der Zenſiten allein in einzelnen Einkommensklaſſen zur 
Geſamtbevölkerung nicht feſtzuſtellen iſt. Derartige Zahlenreihen würden bei 
einem Vergleich mit dem vorhandenen Material wohl beweiſen, daß die Größe 
der Haushalte in den Einkommensgruppen in den einzelnen Kreiſen ſich von 
einander unterſcheidet. 

In der Tabelle 8 iſt auch für die Kreiſe angegeben, wieviel vom Tauſend 
aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändigen Einzelperſonen auf die einzelnen 
ſteuerpflichtigen Einkommensgruppen entfallen. Es iſt zunächſt feſtzuſtellen, 
daß der Anteil faſt durchweg kleiner iſt, als bei der vorhergehenden Betrachtung, 
bei der die Angehörigen auf beiden Seiten mit einbezogen ſind. Es muß alſo 
ein größerer Prozentſatz von den Haushaltungsvorſtänden und ſelbſtändigen 
Einzelperſonen als von der Geſamtbevölkerung auf die Gruppe bis 900 M Ein⸗ 
kommen entfallen. Daraus ergibt ſich, daß in dieſer einkommenſteuerfreien 
Gruppe die Zahl der Einzelſteuernden verhältnismäßig groß ſein muß oder um⸗ 
gekehrt die Haushaltungsvorſtände durchſchnittlich weniger Angehörige im 
ſteuertechniſchen Sinne haben als in den einkommenſteuerpflichtigen Gruppen. 


45 


Tabelle 9. Der Anteil der Bevölkerung in zwei Einkommens- und Vermögensgruppen 
an der Geſamtbevölkerung in den oſtpreußiſchen Kreiſen nach der Höhe geordnet. 


Nach dem Veranlagungsergebnis für das Steuerjahr 1914 entfielen vom Tauſend 
der Geſamtbevölkerung: 


auf die Einkommensgruppe auf die Vermögensgruppe 


über 900—3000 / über 6000 - 52 000 % 
(einſchl. der Freigeſtellten) (einſchl. der Freigeſtellten) 


Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände nebſt Angehörigen 


über 3000 % über 52 000 #% 


1. Königsberg⸗Stadt 18 Tilſit⸗Stadt r an Braunsberg . . 69 
2. Tilfit-Stadt . 458 Königsberg⸗Stadt 96 Röſſel 220 Heilsberg . . 54 
3. Inſterburg⸗Stadt. 422 Inſterburg⸗Stadt 94 | Tilfit-Land . 220 Pr.⸗ Holland 37 
4. Allenſtein⸗Stadt 392 Allenſtein⸗Stadt. 91 Allenſtein⸗Kzand . 218 Pillkallen 36 
5. Memel 389 || Braungberg 62] Inſterburg⸗Land 210 Tilſit⸗Stadt 36 
6. Allenſtein⸗Land 353 Gumbinnen 50] Ortelsburg. 204 Inſterburg⸗Stadt 33 
7. Oſterode 351 Heilsberg 46 Braunsberg 200 Königsberg⸗Stadt 33 
8. Oletzko 318 Stallupönen 44 Pr.⸗Holland 198 Stallupönen 33 
9. Röſſel 317 || Ofterode. 43 Heilsberg 178 EBENE OHR 31 
10. Tilſit⸗Käand 305 Raſtenburg. 42 Pillkallen 158 Röſſel 30 
11. Sensburg 299 | Friedland. 41| Ragnit . 156 Allenſtein⸗Stadt. | 27 
12. Drtelsburg . 295 || Memel 39 Memel 155 Gumbinnen 26 
13. Stallupönen 290 || Röſſel 39] Lyck 149 Heiligenbeil 26 
14. Königsberg⸗Land. 285 Lötzen 37 Dfterode. 149 Pr.⸗Eylau 24 
15. Fiſchhauſen . 280 Lyck 36 Stallupönen 149 Ragnit 24 
16. Lyck. | 280 || Wehlau . . 36] Darfehmen. 144 Inſterburg⸗ 9 23 
ER Inſterburg⸗Land 279 Fiſchhauſen 35 Angerburg. 143 Darkehmen 22 
18. Braunsberg. 273 Pr.⸗Holland 35 Heiligenbeil 125 Fiſchhauſen 22 
19. Ragnit 267 Königsberg-Land 35 Goldap . 124 Friedland. 22 
20. Heilsberg. 265 Neidenburg 33] Sensburg 123 Angerburg - 20 
21. Löben . 259 Johannisburg 30 Neidenburg 121 Wehlau . 20 
22. Neidenburg 250 Gerdauen . 29 | Niederung. 121 Lyck. 19 
23. Gumbinnen. 242 | Goldap . 291 Br.-Eylau . 120 Mohrungen 18 
24. Angerburg 230 Heiligenbeil 291 Gumbinnen 120 Niederung - 18 
25. Friedland 226 Inſterburg⸗Land 29] Mohrungen 120 Raſtenburg. 17 
26. Goldap 222 Niederung. 29 Johannisburg 115 Gerdauen 16 
27. Mohrungen. 222 Mohrungen 28] Tilſit⸗Stadt 112 Oletzko . 16 
28. Heiligenbeil . 213 Pillkallen 28 Löten 100 Tilſit⸗Land 16 
29. Wehlau i 212 Ragnit 28] Wehlau . 95 Goldap . 15 
30. Br.-Holland . 207 || GSensburg . 28] Gerdauen . 94 Memel 14 
31. Sohannisburg . 205 Oletzko 26] Königsberg⸗Land 94 Labiau. 13 
32. Pr.⸗Ehlau 203 Ortelsburg. 26] Heydekrug. 92 Oſterode. 13 
33. Pillkallen. 203 Tilſit⸗Land 26] Inſterburg⸗Stadt 89 Neidenburg 12 
34. Raſtenburg 202 Angerburg . 25| Zabiau . 86 Johannisburg 11 
35. Darfehmen . 200 || Darfehmen . 25| Friedland. 83 Allenſtein⸗zand . 10 
36. Gerdauen 191 Pr.⸗Eylau. 25 Raſtenburg 81 Heydekrug. 10 
37. Heydekrug 178 Zabiau . 23] Fiſchhauſen 78 Lötzen 10 
38. Labiau 173 Heydekrug. 21 Königsberg⸗Stadt 69 | Ortelsburg. 9 
39. Niederung 168 Allenſtein⸗Kand . 18 Allenſtein⸗Stadt. 68|| Sensburg . 8 
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In einzelnen Kreiſen entfällt allerdings auf die Einkommensgruppe über 
6500 und über 9500 “ ein größerer Prozentſatz der Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtände als der Geſamtbevölkerung. Im Regierungsbezirk Königsberg 
kommt dies nur in Labiau, im Bezirk Gumbinnen in Angerburg und Goldap vor. 
Im Regierungsbezirk Allenſtein iſt es eine häufigere Erſcheinung, da Lyck, Lötzen, 
Sensburg, Ortelsburg, Allenſtein⸗Land und Neidenburg hierfür in Betracht 
kommen. Die Haushalte ſind alſo in den genannten Einkommensklaſſen ver⸗ 
hältnismäßig klein. 


B. Die Städte. 


I. Allgemein. 


Über die Entwicklung der Einkommensverhältniſſe bietet die Aufſtellung S. 26 
einiges. Im Jahre 1892 find 38 062 Perſonen = 7,93 (11,92) % der ſtädtiſchen 
Bevölkerung phyſiſche Zenſiten, d. h. ſie haben ein ſteuerpflichtiges Einkommen 
von über 900 HM. Der Anteil an der Bevölkerung iſt fortlaufend bis auf 15,40 
(24,43) % im Jahre 1914 angeſtiegen. Aber einer Erhöhung um 7,47 bei uns 
ſteht eine ſolche um 12,51 in Preußen gegenüber. Nicht nur der Stand, ſondern 
auch die Fortbildung der Einkommensverhältniſſe bleiben alſo in den oſtpreußiſchen 
Städten hinter denen der preußiſchen zurück. Der Anteil der Zenſiten mit über 
3000 A Einkommen an der ſtädtiſchen Bevölkerung iſt von 1,56 (2,01) % im 
Jahre 1892 auf 2,91 (3,29) % im Jahre 1914 angewachſen. Dieſer Wert hat 
ſich dem preußiſchen alſo genähert. 

Die folgende Aufſtellung führt die abſoluten Zahlen der Zenſiten mit über 
900 bis 3000 M und über 3000 M, auch nach Stadt und Land getrennt, auf und 
gibt an, wieviel vom Hundert der Zenſiten auf die beiden Einkommensklaſſen 
entfallen. In Oſtpreußen ſind veranlagt phyſiſche Zenſiten: 


Politiſche mit einem im Jahre 
Einteil Einkommen N 
inteilung bon 1892 | 1896 | 1900 | 1905 | 1910 | 1918 | 1914 


in den Städten.] über 900 — 3000 % |30 590 33 274 37 141 43 105] 66 881 79 884 86 806 
über 3000 „7472 8245 10 079 11007 15 643 18 935 20 194 


auf dem Lande. über 900-3000 „ 37 429 38 56640 574 41821 48 557 55 4630 58 155 
über 3000 „ | 3270, 3 293 3 601 3798 Ba 7280 7529 


überhaupt. . über 900—3000 „ 168 019 71840 77 715| 84 926| 115 438 135 347 144 961 
über 3000 „ 10 742 11 538 13 680 14 805] 21 5860 26215) 27723 


vom Hundert der Zenſiten: 
in den Städten.] über 900-3000 80,37 80,14 78,66 | 79,66 | 81,04 | 80,83 | 81,13 
über 3000 „ | 19,63 | 19,86 | 21,34 | 20,34 | 18,96 | 19,17 18,87 
auf dem Lande. | über 900-3000 „ 91,97 92,13 91,85 91,67 | 89,10 | 88,39 | 88,53 
über 3000 „ 8,03 7,87 8,15 833| 10,90 11,61 11,47 


überhaupt. . . | über 900-3000 „ | 86,36 86,16 85,03 85,16 84.25 83,77 | 83,94 
über 3000 „ | 13,64 13,84 14,97 | 14,84 | 15,75 16,23 16,06 
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Die abſolute Zahl iſt in beiden Klaſſen dauernd angeſtiegen. Über die 
Relativzahl iſt zu jagen, daß 1892 19,63 9% der ſtädtiſchen Zenſiten gegenüber 
13.64 % der Zenſiten überhaupt in Oſtpreußen ein Einkommen von über 3000 M 
haben. Dieſer Anteil iſt in einigen Jahren etwas niedriger, in anderen wieder 
höher, ſo daß eine einheitliche Richtung in der Entwicklung nicht feſtzuſtellen iſt. 
1914 find 18,87 % gegenüber 16,06 % in unſerer Provinz überhaupt in der 
genannten Einkommensklaſſe. 

Von der ſtädtiſchen Bevölkerung find 300 083 Perſonen, alſo 43,20 (44,78) %, 
Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände. Von ihnen find 181885 = 60,61 
(42,95) % einfommenfteuerfrei, weil ihr Einkommen den Betrag von 900 HK 
nicht überſchreitet. 11198 = 3,73 (2,48) % find nach den 88 19 und 20 frei- 
geſtellt, und 107 000 = 35,66 (54,57) % gehören zu den eigentlichen Zenſiten. 
In den oſtpreußiſchen Städten haben alſo 118198 Perſonen ein Einkommen 
von über 900 AM = 39,39 (57,05) % der Einzelſteuernden und Haushaltungs⸗ 
vorſtände oder 17,02 (25,54) % der geſamten Stadtbevölkerung und entfallen 
von ihnen 20 194 — 6,73 (7,35) % der Einzelſteuernden und Haushaltungs— 
vorſtände oder 2,91 (3,29) % der ſtädtiſchen Bevölkerung auf die Einkommens— 
klaſſe mit über 3000 J. 

Ziehen wir die Angehörigen mit in unſere Betrachtung, ſo ergibt ſich, daß 
von den 694 685 Perſonen 344 108 = 48,53 (28,73) % zu der Gruppe mit bis 
900 / Einkommen gehören, 55 867 — 8,04 (5,64) % zählen mit zu den Frei- 
geſtellten und 294710 = 42,43 (65,63) % bilden die veranlagte Bevölkerung. 

350 577 Perſonen (einſchließlich der Freigeſtellten) —= 50,47 (71,27) % 
find alſo in den Einkommensgruppen mit über 900 NM. Von ihnen gehören 
61 050 = 8,79 (9,94) % der ſtädtiſchen Bevölkerung in die Gruppe mit über 
3000 / Einkommen. 

Geht man auf die Anteile der ſtädtiſchen Bevölkerung in den einzelnen 
Gruppen ein, jo zeigt ſich, daß diejenige mit 3000 —6500 und 6500-9500 M bei 
uns faſt ebenſo ſtark als in den Städten Preußens beſetzt iſt. Sonſt ſind die 
Differenzen relativ groß. Nähere Angaben ſind aus Tabelle 7 Seite 32, 33 
zu entnehmen. 

Das ſteuerbare Geſamteinkommen der ſtädtiſchen Zenſiten beträgt 
267 150 631 N, Es entfallen alſo 2497 (2503) M auf einen Zenſiten . Hier 
iſt alſo auf den Zenſiten berechnet, das preußiſche Durchſchnittseinkommen größer 
als das oſtpreußiſche. Für Oſtpreußen überhaupt ergab ſich das umgekehrte Ver⸗ 
hältnis wie wir geſehen haben. Da bei uns 15,41% der ſtädtiſchen Bevölkerung 
Zenſiten find, in Preußen aber 24,43 %, iſt der niedrigere Durchſchnittswert 
bei uns als überaus gering zu beurteilen. 

Zählt man zu den Zenſiten ihre Angehörigen, ſo ergeben ſich auf den Kopf 
der veranlagten Bevölkerung 906 (932) M. Für die Regierungsbezirke find die 
entſprechenden Zahlen aus der Tabelle S. 36 zu entnehmen. Ebenſo iſt auch das 
auf den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand entfallende Einkommen dort 
zu erſehen. Es beträgt 1197 (1581) MH; auf den Kopf der ſtädtiſchen Bevölke⸗ 


rung, alſo einſchließlich der Angehörigen, find es 517 (708) . In beiden 
Fällen hat der Bezirk Königsberg die günſtigſten, Allenſtein dagegen die un⸗ 
günſtigſten Verhältniſſe. Auf die Art der Errechnung iſt bei der Behandlung 
des Geſamteinkommens in Oſtpreußen überhaupt näher eingegangen worden. 

Über die Arten des Einkommens bei den Perſonen mit mehr als 3000 HK 
Einkommen geben die folgenden Zahlen Aufſchluß. 


Das Einkommen der phyſiſchen Perſonen mit mehr als 3000 % Einkommen 
in den oſtpreußiſchen Städten im Jahre 1914. 


Art M Of 
Einkommen aus: 

Kapitalvemhgenn . 34 661 376 20,44 
Grundvermögen. . „ 24 539 145 14,47 
Handel, Gewerbe, Here 3 48 388 941 28,54 
gewinnbringender Bejchäftigung . . 61 983 982 36,55 
Geſamtbruttoeinkommen 169 573 444 Bin 100,00 
In Abzug zu bringendes Einkommen 26 943138 [15,89 
Steuerpflichtiges Einkommen 142 630 306 | 84,11 


Danach fließt ebenſo wie in Oſtpreußen überhaupt in den Städten der 
größte Teil des Einkommens, 36,55 %, aus gewinnbringender Beſchäftigung. 
An zweiter Stelle ſteht aber das Einkommen aus Handel, Gewerbe und Berg⸗ 
bau, 28,54 % . Erſt dann folgt das aus Kapitalvermögen, 20,44 % „ und an 
letzter Stelle ſteht das aus dem Grundvermögen, 14,47 %. Von dem hier be⸗ 
handelten Bruttoeinkommen ſind 15,89 % als Schuldenzinſen uſw. abzuziehen, 
jo daß 84,11 % als ſteuerpflichtiges Einkommen verbleiben. 


II. Königsberg i. Pr. 


Von der oſtpreußiſchen ſtädtiſchen Bevölkerung entfallen nach der Steuer⸗ 
veranlagung für das Jahr 1914 37,1% auf die der Stadt Königsberg. Nimmt 
man die ſtädtiſchen Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände allein, ſo 
kommen auf Königsberg ſogar 41 %. Die Einkommensverhältniſſe unſerer 
Provinzialhauptſtadt ſind alſo von erheblichſter Bedeutung für die entſprechen⸗ 
den eben beſprochenen ſtädtiſchen Verhältniſſe unſerer ganzen Provinz. Es ſei 
deshalb hier noch ein Überblick über die Einkommensverhältniſſe!) in der PR 
ſtadt Königsberg gegeben. 


1) Siehe auch: Neuhaus, Die Bewegung der ſteuerpflichtigen Bevölkerung und ihres 
Einkommens in Königsberg i. Pr. Königsberger Statiſtik, Jahrgang 1907. Abt. II. 
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Zenſiten und zur Einkommenſteuer veranlagte Bevölkerung in Königsberg i. Pr. 
in den Jahren 1905—1914. 


Zahl der Zenſiten, ‚ Von 100 Köpfen 
d. b. der Eingel- | Von 100 Zenſiten | Die veranlagte Der der veranlagten 


ſteuernden u. Haus⸗ Hat h. Zen⸗ 
haltungsvorſtände entfallen auf die Medic Bu Bevölkerung ent⸗ 


Bevölkerung 900 - 3000 %% 3000 # Bevölkerung 900 — 3000 K 3000 # 


Jahr] mit über 900 % Einkommensklaſſeſiten und ihre Ans . 
So Einfommen ohne die a! gehörigen fallen auf die Ein⸗ 
Freigeſtellten kommensgruppe 
n bee oe Eherbaue | e er über 


1905 | 21 667 it 77,2 22,8 55 109 28,2 76,4 23,6 
1906 | 24250 11,0 77,2 22,8 62 7851) 28,6 76,2 23,8 
1907 | 30034 13,2 80,7 19,3 77 873 34,2 79,4 20,6 
1908 | 35363 15,3 82,6 17,4 92 091 39,9 81,4 18,6 
1909 | 37163 15,9 82,8 | 17,2 96 830 41,4 81,2 18,8 
1910 | 38726 16,2 81,8 18,2 97 446 40,7 80,3 19,7 
1911 | 39940 16,5 80,8 19,2 | 106.048 43,7 79,4 20,6 
1912 | 42279 17,1 80,6 19,4 | 108260 43,7 79,0 21,0 
1913 | 46757 18,5 81,3 18,7 | 123708 49,0 80,0 20,0 
1914 | 49854 19,4 81,3 18,7 124 543 48,4 80,0 20,0 


Die oben ſtehenden Zahlen zeigen die Entwicklung in den letzten 10 Jahren 
von 1905 an. Die abſolute Zahl der Zenſiten iſt danach von 21667 = 11,1% 
auf 49 854 = 19,4 % der Bevölkerung angewachſen. Beſonders erheblich iſt 
dieſe Anteilsziffer von 1906 auf 1907, 1907 auf 1908 und 1912 auf 1913 ge⸗ 
ſtiegen. Die großen Erhöhungen in den erſtgenannten Jahren dürften auf die 
Geſetzesänderung von 1906 und die Eingemeindungen mit zurückzuführen ſein. 

Betrachtet man dagegen die Verteilung der Zenſiten auf die Einkommens— 
klaſſen mit über 900 —3000 M und über 3000 , jo zeigt ſich, daß der Anteil 
der erſteren zunächſt etwas zugenommen hat, mit ein Zeichen dafür, daß zahlreiche 
Perſonen neu ſteuerpflichtig geworden ſind. Auch hierbei dürfte es ſich teilweiſe 
um Folgen der Geſetzesänderungen handeln, auf die bereits bei der Behandlung 
der Einkommenſteuerſtatiſtik näher eingegangen iſt. 1914 entfallen in Königs⸗ 
berg 81,3 % der Zenſiten auf die Klaſſe mit über 900 —3000 / und 18,7 % 
auf die mit über 3000 % Einkommen. Ein Vergleich mit Oſtpreußen 
(Tabelle 5 S. 27) ergibt, daß hier 83,95 % auf die erſtgenannte Klaſſe ent- 
fallen, die kleineren Einkommen alſo noch mehr überwiegen. 

Zählt man zu den Zenſiten die Angehörigen, ſo hat man die veranlagte 
Bevölkerung, deren Zahl von 55 109 = 28,2 % im Jahre 1905 auf 124543 
— 48,4% h der Geſamtbevölkerung 1914 angeſtiegen iſt. Auch hier ſind beſonders 
große Erhöhungen in den gleichen Jahren wie bei den Zenſiten eingetreten. Ebenſo 

1) Eingemeindung der Vororte am 1. April 1905. Da die Perſonenſtandsaufnahme 
für 1905 aber ſchon vorher ſtattgefunden hat, macht ſich die erhöhte Bevölkerungszahl erſt 
1906 bemerkbar. a 


Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 4 
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iſt die Entwicklung des Anteils der veranlagten Bevölkerung in der Einkommens⸗ 
gruppe mit über 900-3000 M und über 3000 / der des Prozentſatzes der ent⸗ 
ſprechenden Zenſitenklaſſen ähnlich. Aber die Anteile in der letzteren Gruppe ſind 
bei der veranlagten Bevölkerung in allen 10 Jahren erheblicher als bei den Zen⸗ 
ſiten, ein Zeichen, daß in dieſer Einkommensklaſſe die Zahl der Angehörigen 
durchſchnittlich größer iſt als in der tiefſten ſteuerpflichtigen Gruppe von über 
9003000 A. 


Tabelle 10. Die Veranlagung zur Einkommenſteuer in Königsberg Pr. im Jahre 1914. 


Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 
vorſtände 


nach dem Einkommen aach dem Einkommen genug 


| Geſamte Bevölkerung 


Einkommensklaſſe e 
bzw. ⸗gruppe v. H. der Be⸗ ne 1185 v. H. der Be⸗ 
über⸗ völkerung Haushaltungs⸗ über⸗ völkerung 
haupt vorſtände haupt 
Königs⸗ Oſt⸗ | Königs⸗ Oſt⸗ Königs⸗ Oſt⸗ 
berg preußen berg preußen berg preußen 
/ 
A. Einkommenſteuerfrei: | 
a) weil das Einkommen | 
900.9 nicht überſchreitetf 67631 || 26,28 | 25,39 | 54,94 | 72,51 | 105692 || 41,07 | 65,79 
b) nach 88 19 und 20 frei: | 
geſtellt 8620 2,18 620 || 2,18 | 1,14 | 4,56 | 3,25 ] 27146 10,54 6,86 
Zuſammen A 73 251 || 28,46 26,53 59, 50 75,76 | 132838 || 51,61 | 72,15 
B. Zur Einkommenſteuer | 
veranlagt in der Einkom⸗ 
mensgruppe von mehr 
als: 
900— 3 000 M 40 549 15,77 7,13 32,95 | 20,35 99 748 38,76 | 23,35 
3 000 — 6 500 „ 6312 2,45 1,02 5,13 2,91 16 619 6,47 3,45 
6 500 — 9 500 „ 1294 || 0,50 0,17 1,05 0,48 3508 || 1,36 0,52 
9 500 — 80500 „ 1427 0,55 0,15 1,15 0,44 3 903 1,51 0,46 
30 000—100 000 „ 235 0,09 0,02 0,19 0,06 666 || 0,26 0,07 
100000 „ 37 0,01 27 001. | 0008! 00 | 0008| nl ne u: 0,003 || 0,03 0,008 99 0,03 0,008 
Zuſammen B 49 854 19,37 8,49 40,50 24, 24 124 543 || 48,39 | 27,85 
Zuſammen A+-B| 123105 || 47,83 35,02 100,00 100, 0 257 381 100,00 100,00 


Für das Jahr 1914 iſt in Tabelle 10 noch die Verteilung der Einzel⸗ 
ſteuernden und Haushaltungsvorſtände und der Geſamtbevölkerung auf die ver⸗ 
ſchiedenen Einkommensklaſſen bzw. ⸗ gruppen uſw. durch abſolute und relative 
Zahlen eingehend dargelegt. Die beigefügten Anteilsziffern für Oſtpreußen 
laſſen die erheblichen Unterſchiede zugunſten Königsbergs hervortreten.) So 


1) Tabelle 8 S. 40, 41 ermöglicht Bergleide mit den drei andern oſtpreußiſchen 
Stadtkreiſen. Dabei iſt zu beachten, daß in Aufſtellung 8 in der Einkommensgruppe über 
900 #6 die Freigeſtellten eingeſchloſſen find. 
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ind z. B. 19,37 % der Königsberger Bevölkerung mit Einkommen von über 
900 M als Zenſiten veranlagt, bei Einſchluß der Angehörigen gehören 48,39%. 
der Bevölkerung unſerer Provinzialhauptſtadt zu der gleichen Gruppe, während 
es in Oſtpreußen insgeſamt nur 8,49 % bzw. 27,85 % find. Ein weiteres 
Eingehen auf Einzelheiten erübrigt ſich. 


C. Das Land. 


Im Jahre 1892 gibt es 40 699 ländliche phyſiſche Zenſiten in Oſtpreußen 
— 2,83 (5,68) % der Landbevölkerung. Die abſolute Zahl dieſer Zenſiten ift 
fortlaufend bis auf 65 684 4,90 (13,22) % der ländlichen Bevölkerung im 
Jahre 1914 geſtiegen. Der Anteil beträgt demnach bei uns faſt nur ein Drittel 
des preußiſchen (Tabelle S. 26). Weiter ſteht einer Erhöhung um 2,07 bei 
uns, eine ſolche um 7,54 im entſprechenden Staatsdurchſchnitt gegenüber. Auch 
der Anteil der Zenſiten mit über 3000 % Einkommen iſt nur von 0,23 (0,44) % 
der Landbevölkerung im Jahre 1892 auf 0,56 (1,09) % im Jahre 1914 ange⸗ 
wachſen. Unſer Land bleibt alſo in der Entwicklung der Einkommensverhältniſſe 
immer mehr hinter dem Staatsdurchſchnitt zurück. 

Ferner zeigt die Tabelle auf Seite 46, daß 1892 von den auf dem Lande 
veranlagten Zenſiten nur 8,03% ein Einkommen von über 3000 M haben, alſo 
noch nicht halb ſo viel wie in unſeren Städten. Abgeſehen von einem kleinen 
Rückgang im Jahre 1896 iſt dieſer Anteil aber ſtändig angewachſen, ſo daß 1914 
11,47 % in der gleichen Lage ſind. Hier iſt alſo eine günſtigere Entwicklung 
als in den Städten feſtzuſtellen. 

Von der ländlichen Bevölkerung ſind 412 273 Perſonen = 30,77 (34,42) %, 
Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände (Tabelle 7 S. 32, 33). Von ihnen ſind 
334 625 = 81,17 (56,65) % ſteuerfrei, weil ihr Einkommen den Betrag von 
900 AH nicht überſchreitet. 11964 = 2,90 (4,94) % ſind nach den 88 19 und 20 
freigeſtellt und 65 684 = 15,93 (38,40) % ſind eigentliche Zenſiten. Auf dem 
Lande in Oſtpreußen haben alſo 77648 Perſonen ein Einkommen von über 
900 // = 18,83 (43,34) % der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände 
oder 5,79 (14,92) % der Bevölkerung. Unter ihnen find 7529 = 1,82 (3,16) % 
der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände oder 0,56 (1,09) % der länd— 
lichen Bevölkerung mit Einkünften von über 3000 M veranlagt (S. 26). 

Ziehen wir die Angehörigen mit in unſere Betrachtung, ſo ergibt ſich, daß 
von der 1339 814 Perſonen betragenden ländlichen oſtpreußiſchen Bevölkerung 
994348 = 74,22 (44,17) % zu der Gruppe mit bis 900 / Einkommen gehören. 
73 497 = 5,48 (9,95) % zählen zu den Freigeſtellten und 271969 = 20,30 
(45,87) % bilden die veranlagte Bevölkerung. Es gehören alſo einſchließlich 
der Freigeſtellten 345 466 = 25,78 (55,82) % zu den Gruppen mit über 900 HM 
Einkommen und nur 30 637 von ihnen = 2,28 (4,08) % der Bevölkerung ſind 


in der Gruppe mit über 3000 M. „ners 5 
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Geht man auf die Anteile der ländlichen Bevölkerung in den einzelnen 
Einkommensgruppen ein, ſo zeigt ſich, daß dieſe bei uns ſtets weſentlich hinter 
denen im Staate zurückbleiben. 

In einem Teil der Aufſtellungen ſind Angaben für die ländlichen Gemeinden 
mit über und bis 2000 Einwohnern getrennt gebracht worden. Schon bei der 
Beſprechung der ſtatiſtiſchen Grundlagen iſt auf die Bedeutung dieſer Trennung 
eingegangen. Hier ſei nur kurz erwähnt, daß in den ländlichen Gemeinden mit 
über 2000 Einwohnern in unſerer Provinz nur eine Bevölkerung von 39 723 
Perſonen lebt, die im Vergleich zu den 1 300 091 Bewohnern der ſonſtigen länd⸗ 
lichen Gemeinden ſo wenig in Betracht kommt, daß auf die getrennte Behandlung 
hier verzichtet werden kann. 

Das ſteuerbare Geſamteinkommen der ländlichen Zenſiten beträgt 
127 932 188 M, das Durchſchnittseinkommen eines Zenſiten (Tabelle S. 36) 
1948 (1909) . Im Gegenſatz zu den Städten iſt auf dem Lande das Durch⸗ 
ſchnittseinkommen bei uns größer als in Preußen. Es muß aber hierbei be⸗ 
dacht werden, daß von der oſtpreußiſchen ländlichen Bevölkerung nur 4,90 % 
Zenſiten ſind gegenüber 13,22% auf dem Lande in Preußen. 


Zählt man zu den Zenſiten die Angehörigen, ſo ergeben ſich auf den Kopf 
der veranlagten Bevölkerung 470 (550) M. Für die Regierungsbezirke ſind die 
entſprechenden Zahlen aus der erwähnten Aufſtellung zu entnehmen. Ebenſo iſt 
auch das Einkommen auf den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand dorf 
zu erſehen. Es beträgt 702 (1033) M; auf den Kopf der geſamten ländlichen 
Bevölkerung berechnet ſind es ſogar nur 216 (355) M. Danach iſt das Durch⸗ 
ſchnittseinkommen in Oſtpreußen Land noch nicht halb ſo groß als in Oſtpreußen 
Stadt. 

Über die Arten des Einkommens bei den Perſonen mit mehr als 3000 MH 
Einkommen geben die folgenden Zahlen Aufſchluß. 


Das Einkommen der phyſiſchen Perſonen mit mehr als 3000 „7 Einkommen 
auf dem Lande in Oſtpreußen im Jahre 1914. 


Art N, 5 


Steuerpflichtiges Einkommen 48 401 813 


Einkommen aus: 
Kapilalperußg n 11 392 008 15,37 
Grundvermögen. . , 41 743 996 56,33 
Handel, Gewerbe, Baba i 7118 440 9,61 
gewinnbringender Beſchäftigung.. 13846 445 18,69 
Geſamtbruttoeinkommen 74100 889 | 100,00 
In Abzug zu bringendes Einkommen 25699076 34,68 
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Danach fließt auf dem Lande in vollkommenem Gegenſatz zu den Städten, 
wie auch zu erwarten iſt, der größte Teil des Einkommens aus dem Grundver— 
mögen, 56,33 % . An zweiter Stelle folgen die Einkünfte aus gewinnbringender 
Beſchäftigung, 18,69 % . Weiter ſteuert das Kapitalvermögen 15,37 % bei 
und an letzter Stelle ſteht das Einkommen aus Handel, Gewerbe und Bergbau 
mit nur 9,61 %. 

Von dem Geſamtbruttoeinkommen find 34,68 % (Schuldenzinſen uſw.), 
alſo ein bedeutend größerer Teil als in den Städten, in Abzug zu bringen. Als 
ſteuerpflichtiges Einkommen bleiben bei den phyſiſchen Perſonen mit mehr als 
3000 / Einkommen hier alſo nur 65,32% des erfaßten Einkommens übrig. 


| Drittes Kapitel. 
Einkommen der nicht phyſiſchen Perſonen. 


Aus der Veranlagungsſtatiſtik ſind auch Angaben über die Einkommens— 
verhältniſſe der nicht phyſiſchen Perſonen zu entnehmen, auf die hier kurz ein— 
gegangen ſei. 

Im Jahre 1914 find 305 unter $ 1 des Einkommenſteuergeſetzes in feiner 
jetzigen Form fallende nicht phyſiſche Perſonen in Oſtpreußen ermittelt. Von 
dieſen ſind aber 127 wegen eines ſteuerpflichtigen Einkommens von nicht über 
900 / und 7 Geſellſchaften m. b. H., deren Geſellſchafter ausſchließlich aus 
öffentlichen Korporationen beſtehen oder deren Einkünfte ausſchließlich gemein— 
nützigen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecken dienen, im ganzen alſo 
134 ſteuerfrei. Mithin bleiben 171 wirklich ſteuerpflichtig. Bei ihnen beträgt 
im letzten der Durchſchnittsberechnung zugrunde gelegten Geſchäftsjahre: 

1. das eingezahlte Aktienkapital bzw. die Summe der 

Geſchäftsanteile oder des Grundkapitals . . 101 416 384 MH, 

2. die Summe der zur Verteilung von Aktienzinſen, 

Dividenden, Ausbeuten uſw. an die Mitglieder ver— 

wendeten Überihüffe . . 10 859 484 M, 
3. die Summe der zur Sc de 28 Kapitaltilgung, 

zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung, zur 

Bildung der Reſervefonds und zu außerordentlichen 

Abſchreibungen verwendeten Überſchüſe . 2006 456 M, 
4. die Geſamtſumme der bei der Einkommensberech— 

nung berückſichtigten Überſchüſ e.. . 12365 940 M, 

der Abzug von 3 % » - „„ baggeg 

19 9 dem Durchſchnitt der letzten Br 112 Bi n maßgebenden 
Jahre beträgt das Durchſchnittseinkommen 11 269 193 AH. Davon find 
10 162 497 M ſteuerpflichtiges Einkommen. 

Die Tabelle 11 zeigt die Beteiligung der einzelnen Arten der nichtphyſiſchen 
Perſonen an dem Geſamtergebnis. Der Zahl nach nehmen die Geſellſchaften 


Tabelle 11. 
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kommenſteuerveranlagung 1905—1914.!) 


Aktiengeſellſchaften und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien 


. Berggewerfichaften . 


3. Eingetragene Genoſſenſchaften 
mit über den Kreis ihrer Mit⸗ 
glieder hinausgehendem Ge— 
ſchäftsbetriebe i 


Vereine, einſchl. eingetragener 
Genoſſenſchaften, zum gemein⸗ 
ſamen Einkaufe von Lebens⸗ 
oder hauswirtſchaftlichen Be— 
dürfniſſen im großen und Ab- 
laß im kleinen 


Geſellſchaften mit rin 
Haftung 
Stadt 


Nicht phyſiſche Per⸗ J Land 
sonen i, e 


1913 
1912 
7911 
1910 
1909 
1908 
1907 
1906 
1905 


pflichtigen 


phyſiſchen 


enen eee, I onen Einkommen) 


75 


34 


Anzahl der Durch⸗ 
ſchnittsein⸗ 
vorhandenen veranlagten kommen der 
ſteuer⸗ nicht für die Ver⸗ 
phyſiſchen | anlagung 
nicht⸗ Zenſiten [maßgeben⸗ 
(über 900 den Jahre 


10 426 587 
un 793 579 

6 2 49 027 
190 102 2330122 
287 161 10 477 050 
10 792 143 

141 11 269 193 

158 10 140 546 

139 8 987 572 

119 8239 783 

108 6 944 252 

106 6 410 609 

105 6 456 943 

182 106 5 534 916 
— 41 4378411 
— 39 4 616 511 


1) Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung 1905—1914. 


2) Siehe S. 5, Abſatz 1. 


Die nichtphyſiſchen Perſonen in Oſtpreußen nach der Ein⸗ 


Steuer⸗ 
pflichtiges 


Einkommen?) 


nach dem 
Durchſchnitt 
der maß⸗ 
gebenden 
Jahre 


7173 368 


612 572 


46 435 


2330 122 


9 463 340 
699 157 
10 162 497 


9 062 852 
7 747 927 
7028168 
6 225 208 
5818814 
5 947 085 
4 488 072 
2951118 
2 873 962 
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mit beſchränkter Haftpflicht den größten Teil ein. In der Summe des Ein- 
kommens werden ſie aber von den Aktiengeſellſchaften erheblich übertroffen. 

Bei der Verteilung auf Stadt und Land ergibt ſich, daß 161 veranlagte 
nichtphyſiſche Perſonen in den Städten zur Steuer herangezogen ſind. Ihr 
Durchſchnittseinkommen beträgt 10 477 050 M, während ſich das ſteuerpflichtige 
Einkommen auf 9 463 340 M beläuft. 

Für das Land bleiben 10 Perſonen übrig mit 792 143 / Durchſchnitts⸗ 
einkommen der für die Veranlagung maßgebenden Jahre und 699 157 M fteuer- 
pflichtigem Einkommen. In der erwähnten Aufſtellung wird auch ein Einblick 
in die ſämtlichen Veranlagungen ſeit 1905 für unſere Provinz ermöglicht. Hier— 
bei tritt das Anſteigen der Zahl der nichtphyſiſchen Perſonen von 1906 auf 1907, 
eine Folge der Geſetzesänderung von 1906, ſtark hervor. Auch die Jahre von 
1911 an laſſen eine erhebliche Steigerung erkennen. 


Über die Anzahl der nicht phyſiſchen Perſonen in den einzelnen Einkom— 
mensklaſſen im Jahre 1914 geben folgende Zahlen Aufſchluß: 


Im Jahre 1914 ſind veranlagt mit einem Nicht phyſiſche 
Einkommen von Perſonen 


mehr als 900 — 3000 . 
22773000 6 500 „ 
6500 9500 ER 
A 900 — 30500 % . 59 
„ „ 30500 — 100000 „ 
„ „ò100 000 — 500 000 „ 
„ „500 000-1 000000 „ 
Mehr als 10e eee eee 


alſo mit mehr als 900 "m Einkommen 


Viertes Kapitel. 
Vermögen der phyſiſchen Perſonen. 


A. Geſamtgebiet. 
I. Entwicklung und Stellung zu den übrigen Provinzen. 


Es ſind neun Veranlagungen zur Ergänzungsſteuer vorgenommen worden, 
aus denen ſich ein Einblick in die Entwicklung der Vermögensverhältniſſe ge— 
winnen läßt. 

Bei der erſten Veranlagung im Jahre 1895/96 ſind in Oſtpreußen 
47 616 Perſonen zur Ergänzungsſteuer herangezogen, bei der letzten für den 
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Zeitraum 1914/16 dagegen 72 876. Die abſolute Zahl der Zenfiten hat alfo um 
53,05 (68,40) % zugenommen. 

Nimmt man zunächſt die Provinz Oſtpreußen als Ganzes, ſo ergibt ſich 
aus der folgenden Tabelle, daß der Anteil der veranlagten Zenſiten, d. h. der 


Die zur Ergänzungsſteuer veranlagten Zenſiten betragen Hundertteile der 
Geſamtbevölkerung am Anfang der jedesmaligen Zeitſpanne: 


| in den ländlichen Gemeinden auf dem 


| in den 1 2 
5 5 b rn Lande überhaupt 
Zeitraum Städten über 2000 bis 2000 zuſammen 


Einwohner Einwohner 
Oſtpreußen Preußen Oſtpreußen Preußen Oſtpreußen Preußen Oftpreußen Preußen Oftpreußen) Preußen 


1895/1896 | 3,33 | 4,18 - — — 2 2,17 | 344 | 2,47 3,74 
1896/1897 | 3,33 | 4,14 — — — — 2,15 3,43 245 | 3,72 
1897/1898 | 3,39 | 4,11 555 159 8 rm 2,14 | 342 | 2,47 | 3,70 
1899/1901 I 3,41 4,08 955 Ars 5 — 2,18 3,45 2,52 | 3,71 
1902/1904 3,50 | 4,10 = 55 — — 2,16 3,49] 2,54 | 3,75 
1905/1907 | 3,59 | 4,10 1075 — — — 2,16 | 3,56 7280 
1908/1911 | 3,70 | 4,13 ea 757 — ME 2,31 3,80] 2,75 | 3,95 


1911/1913 | 3,89 | 429 | 2,73 | 3,51 || 2,88 | 5,02 | 2,88 4,58] 321 | 4,44 
1914/1916 | 414 | 441 | 3,21 | 3,67 | 3,30 5,54] 329 | 4,98 | 358 | 4,71 


Perſonen mit über 6000 N Vermögen, abzüglich der auf Grund der 88 17 und 19 
Freigeſtellten, an der oſtpreußiſchen Geſamtbevölkerung ſtändig angewachſen iſt. 
Ein kleiner Rückgang bei der zweiten Veranlagung iſt zweifellos auf Urſachen 
zurückzuführen, die in der Neuheit der Ergänzungsſteuerveranlagung beruhen. 
Bei dieſer zweiten Veranlagung für das Jahr 1896/97 ſind 2,45%8kl der Be⸗ 
völkerung als ergänzungsſteuerpflichtig angeſetzt, ein Anteil der für die letzte 
Periode 1914/16 auf 3,58 geſtiegen iſt. Der größte Teil der Erhöhung um 1,13 
entfällt aber auf die Veranlagungsperioden ſeit 1908/11. Die Zahlen für den 
Staatsdurchſchnitt ſind höher, die Richtung der Bewegung aber iſt die gleiche. 
Zwar bringt in Preußen auch noch die dritte Veranlagung 97/98 einen weiteren 
Rückgang des Anteils auf 3,70%, von da an iſt aber eine Steigerung auf 
4,71%, alfo um 1,01, bis zur letzten Periode feſtzuſtellen. Wenn dieſe Er⸗ 
höhung auch etwas geringer als in Oſtpreußen iſt, ſo iſt ſie doch als günſtiger 
zu beurteilen, da die Bevölkerung des geſamten Staates ſich außerordentlich ver⸗ 
mehrt hat, während ſie in Oſtpreußen nur wenig angeſtiegen iſt. Ein weiteres 
Eingehen auf die für die Beurteilung der Wohlſtandsverhältniſſe höchſt wichtigen 
Bevölkerungsfragen iſt hier nicht nötig, da dieſe im dritten Teile der Denkſchrift 
eingehend behandelt ſind. 

Neben der dauernden prozentualen Zunahme der ergänzungsſteuerpflich⸗ 
tigen Zenſiten an der oſtpreußiſchen Bevölkerung iſt aber auch noch feſtzuſtellen, 
daß in der Verteilung der Zenſiten auf die einzelnen Vermögensgruppen eine 
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Anderung eingetreten ift. Die nachſtehende Tabelle gibt für alle Ergänzungs⸗ 
ſteuerperioden an, wie ſich die Zenſiten auf neun Vermögensklaſſen verteilen. 
Der Anteil der unterſten Vermögensgruppe von 6000 bis 20 000 M jteigt zu— 
nächſt bis 1897/98 an, hat hier 56,01 % aller Zenſiten inne und ſinkt dann 
dauernd bis zur letzten Veranlagung auf 45,97 (48,24) %,. 


Ergänzungsſteuerveranlagung in Oſtpreußen.!“) 


Veranlagte Veranlagt ſind zur Ergänzungsſteuer mit einem Vermögen 
Zenſiten von mehr als 
Veran⸗ 9% der] 000 | 20000 32000 | 52000 | 100000 | 200000 | 500000 1000 000 
lagungs⸗ x bis bis bis bis bis bis bis bis 2000000 
Zeitraum | Anzahl Be⸗ 20000 | 32000 | 52000 | 100000 | 200000 | 500000 1000 000 200 00 / # 
völke⸗⸗ , | un M MN MN MN MN MA 


N Prozent der Zenſiten 
1895/1896 47 616 2,47 54,53, 20,05 12,41 7,72 3,31 | 150 | 0,33 | 0,11 | 0,05 
1896/1897 47 879 2,45 155,05| 19,88 12,14 7,70| 325 | 151 | 0,32 | 0,11 | 0,05 


1897/1898 48 396 | 2,47 56,01 19,09 12,03 7,69 3,22 | 1,48 | 0,32 | 0,11 | 0,05 
1899/1901 49 188 2,52 155,97 18,78 11,93 7,58 340 1,55 | 0,35 | 0,11 | 0,05 
1902/1904 49807 2,54 54,72 19,15 12,38 7,94 3,57 1,72 0,36 0,11 | 0,08 
1905/1907 50834 2,58 54,29 19,29 12,38 8,19 3,64 1,66 0,38 | 0,12 0,05 
1908/1910 53 964 | 2,75 52,31 18,81 13,49| 9,05 | 3,90 1,85 | 0,40 | 0,15 | 0,05 


1911/1913 | 64399 3,21 49,92 20,13 14,51 9,45 3,79 | 163 | 037 | 0.14 | 0,08 
1914/1916 

Oſtpreußen 72876| 3,58 45,97 18,65 16,42 11,87 4,60 
Preußen 1940 405 4,71 |48,24| 17,33 1403 1105 531 


1,89 | 0,39 | 0,15 | 0,06 
2,75 | 0,78 | 0,32 | 0,18 


Der Anteil in der folgenden Vermögensgruppe von 20 000 bis 32000 MH 
hat keine großen Anderungen erfahren. Der Prozentſatz ſchwankt um 19%. Für 
1914/16 ſind es 18,65 (17,33) %). Bei den nächſt höheren Vermögen von 
32 000 bis 52 000 und 52 000 bis 100 000 AH ſinkt der auf ſie entfallende 
Prozentſatz der Zenſiten zunächſt bis zur Veranlagung 1899/01 ein wenig bis 
auf 11,93 bzw. 7,58. Dann iſt aber fortlaufend eine Zunahme feſtzuſtellen bis 
auf 16,42 (14,03) bzw. 11,87 (11,05) % bei der neuſten Veranlagung. Auch 
bei den Vermögensgruppen über 100 000 A iſt im allgemeinen eine Steigerung 
des Anteils der Zenſiten, der auf ſie entfällt, zu erkennen. Bei den früheren 
Gruppen tritt dieſe Bewegung allerdings deutlicher hervor. Da die abſolute Zahl 
der Zenſiten in den höheren Vermögensgruppen an und für ſich niedriger iſt, 
iſt dies leicht verſtändlich. 

Bis jetzt haben wir allein die Zenſiten zur Bevölkerung in Beziehung 
geſetzt. Zählen wir zu den Zenſiten ihre Angehörigen, ſo ergeben ſich andere 
Werte. Unſerer Anſicht nach ſind die erſten Zahlen aber für die Erkenntnis der 
Wohlſtandsverhältniſſe wichtiger, da bei dem Anteil der Bevölkerungsgruppen mit 
beſtimmtem Vermögen die Zahl der Angehörigen die Anteilsziffern entſcheidend 


1) Für einen Teil der Jahre konnten die Zahlen den Statiſtiken der preußiſchen Er⸗ 
gänzungsſteuerveranlagungen entnommen werden. 
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beeinflußt und auf dieſe Weiſe Gebiete, bloß weil durchſchnittlich weniger An⸗ 
gehörige auf den Zenſiten entfallen, möglicherweiſe leiſtungsunfähiger erſcheinen 
als Gegenden, in denen die Angehörigenzahl bei den Zenſiten der entſprechenden 
Vermögensklaſſen groß iſt. Die jetzt übliche Statiſtik iſt nicht eingehend genug. 
Sie verurſacht leicht Trugſchlüſſe. Es dürfte ſich für die Beantwortung der 
Fragen der Vermögensbeſteuerung die Notwendigkeit ergeben, für die Ver⸗ 
mögensklaſſen Untergruppen zu bilden nach der Kopfzahl der, wenn auch nicht als 
Beſitzer, ſo doch als Angehörige in Wahrheit am Vermögen teilhabenden 
Perſonen. 
Das könnte etwa in folgender Form geſchehen: 


; Einzel: 
Einzel⸗ h 
ſteuernde ee 
Vermögensklaſſe mit über 52000—100000 % und Haus⸗ haltungs⸗ 
haltungs⸗ ae 
8 ne n⸗ 
vorſtände 1 


a) Einzelſteuernde und Haushaltungsv. ohne Angehörige 


b) n } 5 mit 1—2 Angehörigen 
C) 5 b 8 „ ae 
d) h n f 1 1 80 . 
e) ET 1 x „ 7—8 5 
2 N h \ 92710: U@ET, 
g) „ " " lt mehrn, 


im ganzen Zenſiten bzw. Bevölkerung in der Vermögensklaſſe 


Hieraus wird erſichtlich, daß die Tatſache der Zugehörigkeit zu einer be⸗ 
ſtimmten Vermögensklaſſe noch recht wenig ſagt. Die Einzelſteuernden und 
Haushaltungsvorſtände in Gruppe a beſitzen beiſpielsweiſe im allgemeinen eine 
ganz andere Leiſtungsfähigkeit als die in Gruppe g. 

Da eine ſo eingehende Gliederung der veranlagten Bevölkerung, wie ſchon 
oben geſagt, bisher nicht beſteht, müſſen wir uns mit weniger begnügen. Zählen 
wir zu den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden, die mit über 6000 M 
Vermögen veranlagt ſind, ihre Angehörigen und ſetzen wir dieſe Zahl zur Geſamt⸗ 
bevölkerung am Anfang des jedesmaligen Zeitraumes in Beziehung, ſo ergibt 
ſich, daß bei der Veranlagung 

1895/1896 9,49 (14,05) % 1905/1907 = 10,11 (13,78) % 

1896/1897 = 9,88 (13,97) %, 1908/1910 = 10,75 (14,09) % 

1897/1898 — 10,17 (13,93) % 1911/1913 = 12,71 (16,17) % 

1899/1901 — 10,24 (13,88) % 1914/1916 —14,13 (16,89) % 

1902/1904 = 10,14 (13,81) % 
zur Ergänzungsſteuer herangezogen find. Alſo ſtets weniger als im Staate. 
In Oſtpreußen iſt der Anteil bis 99/01 gewachſen, ſinkt dann bis 05/07 
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und ſteigt weiter raſch an. In Preußen geht er dagegen bis 1905/07 langſam 
herab und erhöht ſich erſt dann ſtark. Das ungleiche Bevölkerungswachstum in 
unſerer Provinz und im Staate iſt mit als Urſache dieſer ungleichmäßigen Ent: 
wicklung anzuſehen. 

Für die letzte Periode 1914/16 wollen wir noch feſtſtellen, wie ſich unſere 
Provinz ins Ganze eingliedert. Es ergibt ſich bei dem Vergleich des ergän- 
zungsſteuerpflichtigen Bevölkerungsteiles in Oſtpreußen mit dem der übrigen 
Provinzen, daß unſer Gebiet wie die folgende Aufſtellung zeigt, an drittletzter 
Stelle ſteht. 


Von der Geſamtbevölkerung ſind Hundertteile im Jahre 1914 zur Ergänzungs⸗ 
ſteuer herangezogen (Zenſiten und Angehörige):!) 


in den 
F ar 5 auf dem “ 
Gebiet | 5 55 5 0 
Städten über 2000 bis 2000 3 
Einwohnern 
1 2 8 5 6 

Reg.⸗Bez. Königsberg 11,23 7,88 | 13,30 13,10 12,26 
nenn 12,57 13,30 | 16,27 16,14 15,33 
Een oa ee 12,88 10,52 17,27 17,22 16,01 
Ditpreußen . r 11,84 10,66 15,46 15,32 14,13 
c 12,57 11,21 19,44 18,81 16,51 
„„ en 6,65 — — — 6,65 
C 13,42 13,02 22,35 18,53 15,88 
e ee 14,86 12,10 20,90 20,42 17,90 
C 14,60 7,99 22,09 21,55 19,08 
FJJCCCCCCCV%/ / 12,45 8,36 15,94 13,63 13,21 
C 14,55 12,44 23,88 21,78 18,12 
J 13,14 22,65 28,38 27,09 20,25 
%%% e 15,61 16,40 30,62 28,87 23,39 
c 12,68 14,06 30,42 19,53 16,46 
VVV%%%%%Ccĩ (0 18,78 18,92 26,87 25,72 22,28 
A 12,74 16,19 31,58 23,18 17,34 
Hohenzollernſche Lande 29,26 27,06 40,04 39,59 38,08 
n N 0 12,98 | 13,87 | 


23,13 | 20,55 | 16,89 


Nur im Stadtkreis Berlin (6,65) und in Schleſien (13,21) iſt ein geringerer 
Prozentſatz der Bevölkerung zur Ergänzungsſteuer herangezogen. Ein wenig beſſer 
als wir ſtehen Brandenburg (15,88) und Weſtfalen (16,46) da. Den höchſten 
Prozentſatz hat Hohenzollern mit 38,08 % zur Ergänzungsſteuer herange- 
zogener Bevölkerung. Es folgen Hannover (23,39) und Heſſen-Naſſau (22,28 
Prozent). 


1) Spalte 2—5 ſiehe Statiſtik der Ergänzungsſteuer-Veranlagung. 1914/16, S. XXVIII. 
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II. Veranlagungsergebniſſe für den Zeitraum 1914/16. 


Wir kommen nun zur Behandlung der oſtpreußiſchen Vermögensverhält⸗ 
niſſe ſelbſt, in die Aufſtellung Tabelle 12 über die Verteilung des Vermögens in 
Oſtpreußen nach der Veranlagung für die Steuerjahre 1914/16, Einblick bringt. 


Die Tabelle zeigt, wie groß die abſolute Zahl der Einzelſteuernden und 
Haushaltungsvorſtände allein und einſchließlich der Angehörigen in neun ver⸗ 
ſchiedenen Vermögensklaſſen iſt. Außerdem ſind noch diejenigen, deren Vermögen 
den Betrag von 6000 A nicht überſchreitet und die trotz eines höheren Ver⸗ 
mögens Freigeſtellten, berückſichtigt worden. 

Weiterhin ſind die Zahlen nach Stadt und Land getrennt angegeben und 
beim Land zwei Untergruppen für die Gemeinden über und bis 2000 Einwohner 
gebildet. Ferner iſt für unſere Provinz und des Vergleiches wegen auch für 
das Staatsganze der Anteil dieſer eben angegebenen Bevölkerungsteile an der 
ganzen Bevölkerung und ebenſo die Verteilung der Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtände allein auf all die erwähnten Klaſſen angeführt. 

Wir gehen zunächſt auf die Verteilung der Haushaltungsvorſtände und 
Einzelſteuernden ein, die 35,01 (39,43) % der Geſamtbevölkerung bilden. Von 
den 712356 Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden in Oſtpreußen 
haben 629 453 — 88,36 (86,57) % höchſtens ein ſteuerbares Vermögen bis 
6000 A und 10 027 = 1,41 (1,50) % find auf Grund der ſchon früher be⸗ 
ſprochenen SS 17 Nr. 2 und 3 und 19 Abſ. 2 von der Ergänzungsſteuer trotz 
eines höheren Vermögens freigeblieben. Die letztere Zahl muß bei einer volks⸗ 
wirtſchaftlichen Behandlung der Vermögensverhältniſſe zu den eigentlichen 
Zenſiten hinzugezählt werden, ſo daß bei uns 82 903 Perſonen ein Vermögen 
über 6000 / beſitzen — 11,64 (13,44) % der Einzelſteuernden und Haushal⸗ 
tungsvorſtände oder 4,07 (5,30) % der Geſamtbevölkerung. Oſtpreußen a 
nach all dieſen Zahlen ungünſtiger da, als der Staatsdurchſchnitt. 


Bei einer Betrachtung des Anteils der Einzelſteuernden uſw. in den ein⸗ 
zelnen Vermögensklaſſen ergibt ſich, daß auch in ihnen der Prozentſatz hinter 
dem preußiſchen zurückbleibt. Nur auf eine Gruppe und zwar die mit 32 000 
bis 52 000 % Vermögen entfallen bei uns etwas mehr der Einzelſteuernden uſw. 
als im Staate. 

Zählen wir zu den Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtänden die 
Angehörigen und betrachten ihre Verteilung auf die Vermögensgruppen, fo 
können wir dabei einen Einblick in den Familienwohlſtand gewinnen. Wir 
müſſen aber dabei ſtets bedenken, daß mehr oder weniger hohe Zahl der Ange⸗ 
hörigen in den verſchiedenen Klaſſen die hier gegebenen Werte erheblich beein⸗ 
flußt. Hierauf iſt weiter oben bereits eingegangen worden. 

Leider ſind aus der Statiſtik die Zahlen für die Gruppen mit Vermögen 
bis 6000 M und die Freigeſtellten getrennt für Oſtpreußen nicht zu entnehmen. 
Nur die ergänzungsſteuerfreien Bevölkerungsgruppen zuſammen ſind feſtzu⸗ 
ſtellen. 1746 946 Perſonen entfallen hierauf = 85,87 (83,11) % aller. In der 
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Vermögensgruppe über 6000 % (ohne die Freigeſtellten) find 287 553 Perſonen 
— 14,13 (16,89) % der Bevölkerung. Auch bei dieſer Einteilung ſchneidet Oſt— 
preußen im Vergleich zu Preußen ungünſtig ab. Die Gruppe mit 32 000 bis 
52 000 M Vermögen hat aber einen größeren Anteil der Geſamtbevölkerung als 
im Staatsdurchſchnitt inne, eine Erſcheinung, die ſich auch ſchon bei der Ver— 
teilung der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände allein ergibt. Nur die 
Hauptergebniſſe können hier geſchildert werden, ein näheres Eingehen auf weitere 
Einzelheiten, die aus der Tabelle 12 zu entnehmen ſind, würde zu weit führen. 

Das veranlagte. Geſamtvermögen der Zenſiten beträgt 3 335 504 966 
Mark in Oſtpreußen. Das Durchſchnittsvermögen eines veranlagten Zenſiten 
demnach 45 800 A gegenüber 59 400 / in Preußen. Von den oſtpreußiſchen 
Regierungsbezirken hat Königsberg, wie aus Tabelle 13 S. 64 erſichtlich iſt, das 
größte Vermögen. Es folgt Gumbinnen vor Allenſtein. 

In die Vermögensverhältniſſe der 19298 Ergänzungsſteuerzen— 
ſiten, die gleichzeitig mehr als 3000 M Einkommen haben, cr: 
möglicht Tabelle 13 weitergehende Einblicke. Das Geſamtbruttovermögen dieſer 
Zenſiten beträgt 2 984 238 138 //. Um das Aktivvermögen zu erhalten, find die 
beträchtlichen Schulden abzuziehen, deren Kapitalwert 1 035 711 172 M beträgt. 
Es bleibt alſo ein ſteuerbares Vermögen von 1 948 526 966 M übrig. 

Ferner zeigt folgende Aufſtellung, wieviel Hundertteile des Geſamtbrutto— 
vermögens dieſer Zenſiten auf die einzelnen Vermögensarten in unſeren Re⸗ 
gierungsbezirken, der Provinz und dem Staate entfallen. Da der Kapitalwert 
der Schulden aber einen außerordentlich hohen Prozentſatz einnimmt — in 


Von dem Geſamtbrutto- (Brutto)⸗Bermögen!) der Zenfiten mit über 3000 % 
Einkommen entfallen im Jahre 1914 Hundertteile: 


im Reg.⸗Bezirk 


in Oſt⸗ in 
auf 
Könige: | Gum⸗ Allen⸗ breußen . 
berg binnen ſtein 
eee 36,77 28,25 T 29,23 33,67 46,52 
2. Grundvermögen einſchl. Betriebs- 
kapital. € 53,31 58,43 57,53 55,13 40,99 
3. Wert des Anlage⸗ lab Betriebs⸗ 
kapitals in Handel, Gewerbe und 
Bergbau 9,65 12,95 13,15 10,94 12,28 
4. Wert der fndigeh Beste ı en aan 0m | own 
Gerechtigkeiten a 0,27 0,37 0,08 0,27 0,22 
100,00 100,00 100,00 un a 100,00 | 100,00 
5. Kapitalwert der Schulden. . . . 33,31 35,46 39,52 34,71 23,36 
6. Steuerbares Vermögen. . 66,69 66,69 6454 | 6048 | 6520 | 7664 64,54 | 60,48 65,29 | 76,64 


1) Statiſtik der Ergänzungsſteuer⸗Veranlagung für die Steuerjahre 1914/16. 
S. XXXXIII-XXXIV. 
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Tabelle 12. Die Verteilung des Vermögens in Oſtpreußen nach der Veranlagung 
für die Steuerjahre 1914/16. 


Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 


Geſamte Bevölkerung 


St = in den Städten, vorſtände 

L 1 ben ber 0 0 nach dem Vermögen geordnet 13 

LII - in den ländl. Gemein⸗ vom Hundert vom Hundert aller Hundertteile 
den bis 2000 Einw., über⸗ der eee Anzahl der 


shaltungs⸗ 3 
inte | der Köpfe 
Oſt⸗ )] überhaupt 

Wee Preußen 


Bevölkerung 


Oſt⸗ 
preußen | Preußen 


Bevölkerung 
Oſt⸗ 1 


2 auf dem Lande zuſammen, 


| 
ü = überhaupt | 


haupt 


preußen Preußen 
A. Ergänzungsſteuerfrei | 
St 268 668 || 38,67 39,99 89,53 | 89,31 — — 85,92 
a) weil das Vermögen LI 13 207 || 83,25 33,07 90,86 | 89,15 — — 84,81 
den Betrag von 6000 4 2 III 347 578 26,73 26,75 87,41 80,40 — — 72,43 
nicht überſchreitet 2 360 785 || 26,93 | 28,65 || 87,51 | 83,23 — — 76,15 
; ü 629 453 || 30,94 | 34,13 || 88,36 | 86,57 — — 80,87 
Miß nes 2678 039 0,37 0,89 084 a 40 
u. § 19 Abſ. 2 des Er⸗ 
2 LJ 132 0,33 O,35 0,90 0,94 — — 1,32 
gänzungsſteuergeſetzes f 5 181 295 
freigeſtellt (einſchl. der LI ö eee, e 5 Air 4,15 
IR 7349 9,585 Gio, 4,481 ©30 — — 3,30 
Perſonen, deren Ver⸗ ” 5 
anlagung ausgeſetztiſt) U 1002 | 0,291 0.59 141 15 — — | 2,24 10 027 0,49 0,59 10027 |) "0,49 | 0,59], 1217 LEO ee 1,41| 1,50 — — 2,24 
St 271346 39,06 40,36 | 90,42 90,14] 612 406 88,16 | 87,02 
|: I ö 13339 | 33,58 | 33,42 || 91,26 | 90,09 35 490 89,34 | 86,13 
Zuſammen A XII! 354795 || 27,29, 27,73 || 89,22 83,35] 1099050 84,54 | 76,57 
F 368 134 || 27,48 | 29,44 || 89,29 85,53] 1134540 84,68 | 79,45 
u 639 480 31,43 34,72 89,77 88,06] 1 746 946 85,87 | 83,11 
B. Zur Ergänzungsſteuer ver⸗ 
anlagt in der Vermögens⸗ 
gruppe von mehr als 
St 11 946 1,73 1,83 3,99 4,09 36139 5,20 5,82 
L1 648 1,63 1,96 4,43 5,29 2303 5,81 7,87 
6000—20000 M LI 20 909 1,61 5,25 899 102 143 7,85 13,24 
L 21 557 1,61 2.68 523 104 451 7,80 11,63 
U 33 503 1,651 7227 go, 140 590 6,90 8,82 
St 5 094 %s ee e, 41.61 13 890 200 2,05 
1 229 0,58 0,58|| 1,57 1,56 722 182 209 
20000 - 32000 AM L II 8265 0,64 1,05 207 315 38 284 2,93 4,30 
x L 8494 0,63 |: 90,91 206 2,63 39 006 2,91 3,64 
ü 13 588 0,67 0,82 191 207 52 896 2,60 2,87 
St 4 572 0,66 0,64|| 1,53 1,44 12 362 1778 1,78 
L 175 0,44 0,47 1,20 1,28 560 1441 1,68 
32 000 —52 000 % L II 7222 956 9,76 182 229 32 985 2,54 3,07 
L 7 397 0,55 | 0,671 21,791 8 33 545 2,50 2,65 
ü 11969 O, 9 0,66 | 168 150% | 45 907 2261. 2,28 


1) Statiſtik der Ergänzungsſteuerveranlagung für die Steuerjahre 1914/16, Seite XXVII, 
XXX, XXXI. 


St = in den Städten, 

LJ = in den ländl. Gemein⸗ 
den über 2000 Einw., 

LI in den ländl. Gemein⸗ 
den bis 2000 Einw., 

Lauf dem Lande zuſammen, 

U überhaupt 


52000 100000 % 
100000 —- 200000 #% 
200000 500000 & 

5000001000000 % 
1000 000-2000000 % 
2000000 / 
Zuſammen B 


Zuſammen A u. B 


| 
| 
1 
| 
| 
| 


Einzelſteuernde und Haushaltungs⸗ 
vorſtände 


über⸗ 
haupt 


4.025 

141 
4 482 
4 623 
8 648 


2035 | 
54 

1261 
1315 

3350 | 


32 
32 
43 


28 737 

1277 
42 862 
44 139 
12 876 


800 083 

14 616 
397 657 
412 273 
712 356 
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nach dem Vermögen geordnet 
vom Hundert vom Hundert aller 


der 
Bevölkerung 
Oſt⸗ 5 


Einzelſteuernden 
u. Haushaltungs⸗ 
vorſtände 


Oſt⸗ 2) 


preußen Preußen preußen Preußen 


0,58 0,58 1,34 1,30 
0,35 0,37 0,96 1,00 
0,34 0,50 1,13 1,50 
0,35 0,46 1,12 1,34 
0,43 0,52 1,21 1,32 
0,29 0,34 0,68 0,76 
0,14 0,17 0,37 0,46 
0,10 0,16 | % 00,48 
0,10 0,16 0,32 0,48 
0,16 0,25 0,47 0,63 
0,12 0,20 0,28 0,45 
0,07 0,08|| 0,18 0,22 
0,% 0,05 0,13 0,16 
0,04| 0,06 0,18| 0,18 
0,07| 0,18|| 0,19| 0,83 
0,02| 0,06 0,05 0,13 
0,01 0,02|| 0,02| 0,06 
0,01| 0,01|| 0,08) 0,04 
0,01) 0,2 0,08| 0,05 
0,01 0,04|| 0,04| 0,09 
0,01] 0,02|| 0,01! 0,05 
2 
0, 0,01 0,02| 0,02 
0,00| 0,01|| 0% 2 0,02 
0,00| 0,02|| 0,02 0,04 
0,c0| 0,01|| 0,00| 0,08 
RN RR 00. 
0,00| 0,01|| 0,01| 0,02 
0,00| 0,01|| 0,01! 0,02 
3 0,00| %%% 90 1 0 132 9011 00 0,02 
wm au au 4,41 55e 8s ere 11840 1208 9,86 
3,21 3,67 8,74 9,91 
3,30 5,54 10,78 16,65 
3,29 4,98 10,71 14,47 
3,58 4,71 10,28 e e 
43,20 | 44,78 100 | 100 
36,79 37,10 100 | 100 
30,59 33,27 100 | 100 
30,77 34,42 100 | 100 
35,01| 89,43 | 100 


100 | 


Anzahl 
der Köpfe 
überhaupt 


11186 

408 
13 986 
20 394 
31 580 


5 780 
166 

5 204 
5 370 
11150 


2 336 

61 
1 756 
1817 
4153 


425 

8 
381 
389 
814 


132 


103 
132 


82 279 
4233 
201 041 
205 274 
287 553 


694 685 
39 723 
1300 091 
1339 814 
2 034 499 


Hundertteile 
der 
e 

Oſt⸗ 
pen | en 
1,61 1,60 
1,03 1,29 
154 1.95 
15 175 
1,55 1,68 
0,83 0,94 
0,42 0,57 
0,40 0,59 
0,40 0,59 
0,55 0,76 
0,34 0,54 
0,15 0,26 
0,14 0,18 
0,14 021 
0,20 0,37 
0,06 0,16 
0,02 0,07 
0,03 0,05 
0,03 0,05 
0,04 0,10 
| 0,02| 0,06 
— 0,03 
0,02 | 0,02 
0,01 0,02 
0,02 | 0,04 
0,00 | 0,03 
— 0,01 
0,01 0,02 
0,01| 0,02 
0,01] 0,02 
11,84 | 12,98 
10,66 13,87 
15,46 | 23,43 
15,32 | 20,55 
| 14,13 | 16,89 
Pe a ae ar 100 100 
100 100 
100 100 
100 100 
100 | 100 


| Geſamte Bevölkerung 
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Oſtpreußen 34,71 %, in Preußen 23,36 % des Geſamtbruttovermögens — fo 
iſt damit noch keineswegs eine Verteilung des wirklichen Vermögens der Zen— 
ſiten mit über 3000 % Einkommen gegeben. Immerhin wird erſichtlich, daß 
bei uns im Gegenſatz zu Preußen das Grundvermögen den größten Teil, 55,13 
(40,99) %, des Geſamtbruttovermögens bildet. 33,67 (46,52) % entfallen 
auf das Kapitalvermögen, 10,94 (12,28) % auf den Wert des Anlage- und Be⸗ 
triebskapitals in Handel, Gewerbe und Bergbau und 0,27 (0,22) % auf ſelb— 
ſtändige Rechte und Gerechtigkeiten. 

Vergleicht man den Anteil, den jede Vermögensart in den drei oſtpreußi⸗ 
ſchen Regierungsbezirken inne hat, ſo ergibt ſich, daß das Kapitalvermögen mit 
36,77 % in Königsberg, das Grundvermögen mit 58,43 % in Gumbinnen, das 
Anlage- und Betriebskapital in Handel, Gewerbe und Bergbau mit 13,15 % 
in Allenſtein und der Wert ſelbſtändiger Werte und Gerechtigkeiten mit 0,37 % 
in Gumbinnen am ſtärkſten vertreten iſt. Beſonders auffallend erſcheint 
dabei, daß der größte Anteil für den Wert des Anlage- und Betriebskapitals in 
Handel, Gewerbe und Bergbau auf Allenſtein entfällt. Es iſt dies ein Zeichen 
dafür, daß es ſich bei der Erfaſſung der Ergänzungsſteuerzenſiten, die gleich— 
zeitig über 3000 / Einkommen verſteuern, in Oſtpreußen um eine verhältnis⸗ 
mäßig dünne Oberſchicht handelt, und daß die gewonnenen Ergebniſſe ſchlecht 
geeignet ſind, Schlüſſe auf die Geſamtlage der Ergänzungsſteuerzenſiten zu 
ziehen. 


III. Vermögen und Einkommen. 


Es erhebt ſich die Frage nach den Beziehungen, die zwiſchen Vermögen 
und Einkommen beſtehen. 

Aus den Zahlen der Tabelle 14 iſt zu erſehen, daß 458 = 0,63 % der zur 
Ergänzungsſteuer in Oſtpreußen herangezogenen Zenſiten ein Einkommen unter 
900 AH haben. Auf die folgende Klaſſe mit über 900 / bis 3000 M entfällt 
aber gleich der bei weitem größte Anteil, 72,88 %. Auch die Ergänzungsſteuer⸗ 
pflichtigen mit über 3000 bis 6500 % Einkommen nehmen noch einen bemer- 
kenswerten Prozentſatz ein, 17,74. Höhere Einkommen genießen im ganzen 
nur 8,75 % . Rechnet man zu den Zenſiten die Angehörigen, fo ergibt ſich eine 
ähnliche Verteilung, wenn auch hier die tiefſte Einkommensklaſſe noch ſchwächer 
als vorher beſetzt iſt, 0,51%. Die Gruppe mit über 900 bis 3000 // iſt bei 
Mitberückſichtigung der Angehörigen ſtärker vertreten, 77,04 %), ſämtliche 
übrigen aber ſchwächer. Es ergibt ſich hieraus, daß gerade die Ergänzungsſteuer⸗ 
pflichtigen mit dem geringen Einkommen von 900 bis 3000 / durchſchnittlich 
beſonders viele Angehörige haben. 

In den letzten Spalten der obigen Aufſtellung ſind weiter Zahlen gebracht, 
die von einer anderen Seite aus Einblick in Beziehungen zwiſchen Vermögen 
und Einkommen bieten. Es iſt angegeben, wieviel Prozent der Einkommen⸗ 
ſteuerzenſiten in den einzelnen Einkommensklaſſen gleichzeitig Ergänzungsſteuer⸗ 
zenſiten find, d. h. ein ſteuerpflichtiges Vermögen von über 6000 / beſitzen. Im 


Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 5 
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Tabelle 14. Vermögen und Einkommen in Oſtpreußen.“) 


Es ſind 1914/16 zur Ergänzungsſteuer veranlagt: Von den 1914 zur 


——Einkommenſteuer 
veranlagten Zenſiten 
1 i i Zenſiten und ſind gleichzeitig zur 
mit einem Einkommen Zenſiten Angehörige Egan 
bon veranlagt / in 
Zahl % Zahl | ah Oſtpreußen Preußen 


in den Städten 


900 & und weniger 173 0,60 413 | 0,50 “ a 
über 900—- 3 000 % 15064 | 5242 | 41074 4992 17,35 | 10,13 
„ 3000 — 6 500 „| 8413 | 2928 | 25537 | 3104 | 5792 | 5619 
VVV 797 | 6999 851 | 83,06 85,87 
"9500 00% % Fire 2449 8:0 | 7234 879 | 95,65 9525 
„ 30 500-100 000 „ 316 1,10 921 1,2 | 9875 | 99,19 
über 100.000 „ 38 0,18 101 0,12 | 100,00 99,62 


28 737 | 100,00 | 82 279 


100,00 | 26,69 | 17,84 


auf dem Lande 


900 A. und weniger 285 0,65 1065 0,52 — — 
über 900 — 3000 % | 38056 86,22 | 180 468 87,92 65,43 33,83 


8/8 000 6 500 „ 4513 10,22 | 19234 9,37 73,02 70,71 
„ 6500 9500 584 1,32 2154 1,05 91,67 | 88,86 
„..9500— 30 500 „ 552 1,25 1855 0,90 98,04 95,60 
„ 30 500-100 000 „ 128 0,29 428 021 | 100,00 | 98,95 
über 100000 „ 21 0,05 70 0,03 | 100,00 | 99,42 


139 | 100,00 | 205 274 | 100,00 | 66,67 | 37,27 


überhaupt 


458 0,63 1478 0,51 2 5 
53 120 72,88 221 542 77,04 36,64 19,15 


900 #4 und weniger 
über 900— 3 000 % 


3 00018500 „12926 17,74 44771 15,58 62,43 | 60,36 
6 500 9500 2 875 3.959153 3,18 84,68 86,40 
„ 9500 30 500 „ 2994 4,11 9.089 3,16 96,08 | 95,86 
„ 30 500 - 100 000 „ 444 0,61 1349 0,47 99,11 | 99,15 

über 100000 „ 59 0,08 171 0,06 | 100,00 99,58 


72 876 | 100,00 | 287553 | 100,00 | 41,94 | 24,96 


I 


1) Errechnet aus Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung für das 
Steuerjahr 1914 uſw. Berlin 1914. S. 46—49. 
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ganzen haben 72418 Ergänzungsſteuerzenſiten ein Einkommen über 900 /, 
d. ſ. 41,94 % der Einkommenſteuerzenſiten. In der Einkommensklaſſe über 
900 bis 3000 % find 36,64 % Beſitzer von ſteuerpflichtigem Vermögen. In 
den folgenden Klaſſen ſteigt der Anteil dauernd an, aber erſt bei über 100 000 MH 
Einkommen ſind alle Einkommenſteuerzenſiten auch ergänzungsſteuerpflichtig. 
Es gibt alſo in unſerer Provinz immerhin einige Perſonen, die ſehr erhebliche 
Einkünfte ohne ergänzungsſteuerpflichtiges Vermögen beziehen. 

Im Geſamtſtaat ſind die Vermögensverhältniſſe der Einkommenſteuer⸗ 
zenſiten ſchlechter. Nur 24,96 %% von ihnen haben über 6000 N Vermögen 
und von denen mit über 900 bis 3000 % Einkommen find es gar nur 19,15%, 
Dann ſteigt der Anteil allerdings erheblich an und gleicht dem oſtpreußiſchen 
faſt vollkommen. Es iſt bei dieſen Anteilen aber zu bedenken, daß in unſerer 
Provinz 8,49 %, in Preußen dagegen 18,64 % der Bevölkerung Einkommen— 
ſteuerzenſiten ſind. Die niedrigen Werte für Preußen in dieſem Sonderfalle 
bedeuten alſo keineswegs ſchlechtere Vermögensverhältniſſe an und für ſich. Es 
zeigt ſich aber, daß die Einkommenſteuerzenſiten mit Einkommen von 900 bis 
3000 AH ſich bei uns durchſchnittlich in erheblich beſſerer Lage befinden als in 
Preußen. Von den zur Ergänzungsſteuer Veranlagten haben in Oſtpreußen 
53 578 ein Einkommen bis 3000 / und nur 19 298 = 26,48 „% aller ver— 
ſteuern ein höheres Einkommen. Selbſt von den 5168 Beſitzern mit über 
100 000 é Vermögen gehören 208 — 4,02 % zu der zuerſt genannten Kategorie. 
Eigentlich müßte man annehmen, daß der Beſitzer eines Vermögens von über 
100 000 M ſtets ein Einkommen von mehr als 3000 MH hat, da ſchon eine 
Sprozentige Verzinſung ihn ohne jeden beſonderen ſonſtigen Arbeitsverdienſt in 
dieſe Einkommensklaſſe verſetzt. Ein ſolches Einkommen fehlt aber ſelbſt bei 
noch höherem Vermögen in einzelnen Fällen, wie die folgenden Zahlen beweiſen. 

Es haben in Oſtpreußen ein Einkommen von nicht mehr als 3000 M: 


bei einem Vermögen von über Zenſiten 

e, 166 
rl e eee Be ee Veen 21 
BIER 300 0001 RE. et 10 
eee ADOODD = isn ae 4 
nee EL. 3 
e = LE OOO UOOKT AB SEN SE 3 

ooh 1 


| 208 


Demnach beſitzen ſogar 4 Perſonen mit über 500 000 % Vermögen in 
Oſtpreußen nur ein Einkommen bis 3000 M. Es dürfte ſich hier aber um 
ſteuertechniſch beſonders eigenartig liegende Fälle handeln oder um Anlage von 
Vermögen in zunächſt unrentablen Unternehmungen. 

5* 
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Tabelle 15. Die Vermögensverhältniſſe 


Im Fahresdurch⸗Von den Haushaltungsvorſtänden und 
ſchnitt 1905/07 be⸗ſelbſtändigen Einzelperſonen hatten im 
trug das auf die Jahresdurchſchnitt 1905/9 zum Tauſend 
phyſiſchen Zenſiten [der „Bevölkerung in Beziehung en 


insgeſamt veran⸗ ein Vermögen von über 6000 
Gebiet lagte ſteuerbare en Bermögen de 
Vermögen in den Städten auf dem Lande 
W W dN ausschließlich einschließlich ausſchließlich einschließlich 
Millionen Mark der ee 
1. Memel 0 28,2 18,1 36 109 26 118 
2. Königsberg⸗ Stadtkreis } 508,1 41 98 — — 
3. o — 84,6 — — 27 99 
4. Fiſchhauſen 6,1 40,0 27 85 27 96 
5. Labiau 3,X 20,3 29 107 16 61 
6. Wehlau 10,9 27,2 35 108 21 84 
7. Gerdauen . 5,2 28,8 39 131 25 97 
8. Raftenburg 19,4 24,0 36 112 21 83 
9. Friedland . 13,7 29,7 36 115 25 103 
10. Pr.⸗Eylau 6,8 42,7 58 194 36 148 
11. Heiligenbeil . 11,0 47,4 51 192 32 136 
12. Braunsberg 26,8 | 34,6 46 181 52 26⁵ 
13. Heilsberg 13,1 36,2 50 167 41 209 
14. Mohrungen 10,0 32,5 47 173 24 102 
15. Pr.⸗Holland IM 39,2 47 159 43 183 
I. Reg.-Bez. Königsberg 670,4 505,3] 41 115 29 124 
16. Heydekrug . — 20,6 — — 25 114 
17. Niederung . g — 42,3 — — 28 149 
18. Tilſit⸗Stadtkreis 77.1 — 54 150 1 5 Er 
19. Tilfit-Landfreis. — 30,3 — — 37 155 
20. Ragnit. . 3,8 37119 81 101 a 
21. Pillkallen ö 78 36,0 39 121 30 125 
22. Stallupönen . 9,4 34,7 47 133 30 135 
23. Gumbinnen N 23,5 30,4 51 153 34 153 
24. Inſterburg⸗Stadtkreis . 39,9 — 41 129 — ee 
25. Sul en . — 32,4 — — 28 127 
26. Darkehmen . 4,1 27,0 47 145 32 136 
27. Angerburg ; 5,3 18,2 30 96 23 98 
28. Goldap 5 5,6 13,6 24 82 20 98 
29. Oletzko. 8 15 „ 897 I 
II. Reg.⸗Bez. een 180,8 “Ts 338,2 44 “| m ı 2 0 132 29 | 131 
8 ok n 15,1 23,0 36 113 28 129 
al, Lügen BR 5 . 10,0 17,3 37 127 23 112 
82. Johannisburg . . 5,8 11,5 33 118 19 114 
33. Sensburg . 6,7 20,9 32 115 22 115 
34 Ne . 8,4 117 31 106 11 61 
55 A 8 Sia 15,2 25,0 47 176 38 192 
Allenſtein⸗Stadtkreis 0 

37. Allenſtein⸗ e . } 32.6 18,9 31 105 — 138 
38. Neidenburg . . Be 9,3 18,1 37 118 15 83 
39. Iſterodds 18,5 31,0 35 123 25 133 
III. Reg.⸗Bez. Allenſtein i 12² 22 48 
Provinz Oftpreußen . . . 973,1 1 021,0 41 120 27 124 
Staat Preuß; 6021217 | 30 288,6 46 | 140 | 48 198 


in den oſtpreußiſchen Kreifen.!) 


Nach dem Veranlagungsergebnis für den Zeitraum 1914/16 entfielen von Tauſend 


der Geſamtbevölkerung 
(alſo Angehörige eingeſchloſſen) 


aller Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändigen 
Einzelperſonen (alſo ohne Angehörige) 


auf die Vermögensgruppe 


| 81 


über über 

6000 4 über über über 6000 % über über über 
einſchließlich 20 000 #4 52 000 #6 100 000 % einſchließlich 20 000 , 52 000 #4 | 100000 / 
der Frei⸗ der Frei⸗ 
geſtellten geſtellten 

169 66 14 4,6 109 42 11 | 4,1 
102 64 33 174 90 57 28 14,1 
125 59 31 122 102 49 27 11,3 
100 54 22 9,3 88 48 19 7 
99 46 13 4,3 82 39 11 4,3 
115 53 20 5,8 98 44 16 4,9 
110 57 16 72 99 52 15 6,7 
98 46 17 7.4 79 39 | 14 61 
105 59 22 8,8 83 46 17 6,5 
144 62 24 5,9 121 46 18 5,3 
151 83 26 74 114 60 20 6,4 
269 146 69 18,4 188 93 40 11,4 
232 172 54 11,5 168 110 31 6,3 
138 60 18 61 99 42 | 13 4,5 
235 12³ 37 6.5 176 88 26 5,6 
137 74 29 10,9 106 57 23 9,1 
102 54 10 19 77 40 8 22 
139 64 18 4,6 113 45 14 3,8 
148 85 36 13,9 156 8⁴ 36 13,9 
236 77 16 4,2 154 48 10 2,7 
180 e : 6,4 128 65 17 5,3 
194 110 36 11,9 148 81 27 8,7 
182 119 33 8,6 136 83 24 7,1 
146 71 26 8,9 122 57 21 73 
122 65 33 14,3 107 52 24 102 
233 76 23 6,2 188 58 19 4,9 
166 77 22 8,0 124 57 18 6,9 
163 90 20 5,5 125 71 18 5,8 
139 56 15 5,0 114 45 12 4,7 
83 16 2218 . 
171 80 24 73 132 60 | 19 6,3 
168 62 19 52 117 48 15 4,5 
110 40 10 4,3 80 32 10 42 
126 56 11 2,3 89 39 8 1,9 
131 40 8 2,7 107 38 10 31 
213 58 9 3,0 145 43 8 31 
250 117 30 5,8 171 73 18 357 
95 54 27 11,8 87 48 22 9,6 
228 75 10 1,9 146 49 8 2,0 
133 48 12 3,6 98 34 11 3,8 
162 51 13 | 5,0 120 42 13 5,3 
166 n 4 118 138 4.2 
154 72 24 8,1 116 55 19 73 
182 30 129 14 62 4, |, 102 


1) Statiſt. Jahrbuch für den preußiſchen Staat, 1907, 1909, 1915. 
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IV. Vermögensverhältniſſe in den Kreiſen. 


Schon bei der Beſprechung der Einkommensverhältniſſe iſt auf die Lücken⸗ 
haftigkeit des Materials für die Kreiſe hingewieſen. Es erübrigt ſich hier alſo 
ein weiteres Eingehen darauf. 

In der Tabelle 15 haben wir zunächſt in abſoluten Zahlen das im Jahres⸗ 
durchſchnitt 1905/07 auf die Zenſiten insgeſamt veranlagte ſteuerbare Ver⸗ 
mögen nach Stadt und Land getrennt, für die einzelnen Kreiſe angeführt. Es 
wird erſichtlich, daß das ſteuerbare Vermögen der Zenſiten auf dem Lande in 
allen Landkreiſen den überwiegenden Teil bildet. Eine weitere Abteilung zeigt 
für den Jahresdurchſchnitt 1905/08 gleichfalls nach Stadt und Land getrennt, 
wieviel Haushaltungsvorſtände und ſelbſtändige Einzelperſonen ausſchließlich 
und einſchließlich der Angehörigen aufs Tauſend der Bevölkerung berechnet, ein 
ſteuerbares Vermögen von über 6000 A beſitzen. 

Weiter iſt eine Aufſtellung nach dem Veranlagungsergebnis für den Zeit⸗ 
raum 1914/16 gegeben. Die Tabelle gibt an, wieviel vom Tauſend der Geſamt⸗ 
bevölkerung und ebenſo vom Tauſend aller Haushaltungsvorſtände und Einzel⸗ 
perſonen auf die Vermögensgruppen über 6000, 20 000, 52 000 und 100 000 AH 
entfallen. Ebenſo wie bei den Einkommensverhältniſſen, ſind die Angaben über 
die Vermögensverhältniſſe in den Kreiſen für die Periode 14/16 mit denen der 
früheren Jahre in unſerer Tabelle nicht vergleichbar. 

Auch hier muß wieder hervorgehoben werden, daß Vermögensgruppen, wie 
die hier gebildeten, eine annähernd einheitliche ſoziale Stellung der einer be⸗ 
ſtimmten Gruppe angehörenden nicht bezeichnen. Es bleibt ein erheblicher Un⸗ 
terſchied, ob ein Einzelſteuernder ein beſtimmtes Vermögen beſitzt oder ein 
Haushaltungsvorſtand, der für viele Köpfe zu ſorgen hat, über dasſelbe verfügt. 
Ein gewiſſer Einblick in dieſe Verhältniſſe wird dadurch ermöglicht, daß man 
vergleicht, wie ſich einerſeits die geſamte Bevölkerung und andererſeits die 
Haushaltungsvorſtände und Einzelſteuernden allein nach der Veranlagung auf 
die einzelnen Vermögensgruppen verteilen. Durch die mehr oder weniger große 
Zahl der Angehörigen in den verſchiedenen Gruppen werden ſich die Relativ⸗ 
zahlen von einander unterſcheiden (Tabelle 15). So haben die Einzelſteuernden 
und Haushaltungsvorſtände geringere Anteile in den 4 Gruppen mit über 
6000 N Vermögen inne. Die durchſchnittliche Zahl der Angehörigen auf einen 
Haushaltungsvorſtand muß alſo bei den ſteuerpflichtiges Vermögen Beſitzenden 
größer ſein als bei den weniger Wohlhabenden. Einige Ausnahmen gibt es 
allerdings. In der Vermögensgruppe über 100 000 M in Heydekrug, Anger⸗ 
burg, Sensburg, Ortelsburg, Allenſtein⸗Land, Neidenburg und Oſterode ſind 
geringere Prozentſätze der Bevölkerung als der Einzelſteuernden und Haushal⸗ 
tungsvorſtände. In Sensburg iſt das gleiche auch noch in der Vermögensgruppe 
über 52 000 M der Fall. 

Um einen weiteren Einblick in die Verſchiedenartigkeit der Vermögens⸗ 
verhältniſſe in Oſtpreußen zu bieten, ſind in Tabelle 9 S. 45 die Kreiſe nach 
der Höhe des Anteils der Geſamtbevölkerung in den Gruppen mit über 6000 bis 
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52 000 und über 52 000 % Vermögen geordnet. Mit einem Anteil von 232 bis 
218 %o der Bevölkerung in der niedrigeren Vermögensgruppe ſteht Oletzko, 
Röſſel, Tilſit⸗Land, Allenſtein⸗Land an der Spitze. Am tiefſten ſtehen Raſten— 
burg, Fiſchhauſen, Königsberg-Stadt, Allenſtein-Stadt mit 81 bis 68 %. Auch 
die beiden anderen Stadtkreiſe Tilſit und Inſterburg ſtehen an 27. bzw. 33. Stelle 
unter den 39 oſtpreußiſchen Kreiſen. 

Bei der Vermögensgruppe über 52 000 M haben Braunsberg, Heilsberg, 
Pr.⸗Holland, Pillkallen mit 69 bis 36 % der Bevölkerung die günſtigſten, 
Heydekrug, Lötzen, Ortelsburg, Sensburg mit 10 bis 8 %o die ungünſtigſten 
Verhältniſſe. Die Stadtkreiſe ſtehen hier an erheblich günſtigeren Stellen als in 
der vorher behandelten Gruppe. Tilſit, Inſterburg, Königsberg ſteht an 5. bis. 
7. Stelle mit 36 bis 33 % „ und Allenſtein folgt ſchon an 11. Stelle mit 27%. 

Es iſt nicht unintereſſant, daß in dieſer Gruppe alle 4 Stadtkreiſe günſtigere 
Anteile als ihre zugehörigen Landkreiſe haben, und daß in der Gruppe der 
kleineren Vermögen gerade umgekehrt ſtets die Landkreiſe vor den Stadtkreiſen 
ſtehen. Dieſe Erſcheinung weiſt darauf hin, daß die Stadt für die Beſitzer 
größerer Vermögen günſtigere Bedingungen als das Land bietet, und umgekehrt 
der kleine Vermögensbeſitzer (meiſtens Grundbeſitzer) auf dem Lande zu ſuchen 
iſt. Es muß aber wieder darauf hingewieſen werden, daß die Zahlenreihen kein 
ganz einwandfreies Bild bieten. Das ſtatiſtiſche Ergebnis kann durch die 
Hinzuzählung der Angehörigen einſeitig verſchoben ſein. Es iſt denkbar, daß 
durch größere durchſchnittliche Zahlen der Angehörigen in der Vermögensgruppe 
von über 6000 bis 52 000 % auf dem Lande die Verhältniszahlen gegenüber 
der Stadt erhöht ſind, bzw. daß in den Städten eine beſonders erhebliche Zahl 
von Einzelſteuernden ſich in dieſer niedrigen Vermögensklaſſe befindet. 

Vergleicht man in der Tabelle die Reihenfolge der Kreiſe bei dem Anteil 
der Einkommens- und Vermögensgruppen, ſo zeigt ſich eine beſonders erwähnens— 
werte Verſchiedenartigkeit. Während die Stadtkreiſe beim Einkommen in beiden 
Gruppen an erſter Stelle ſtehen, ſteht in der Gruppe mit über 6000 bis 52 000 MH 
Vermögen der erſte Stadtkreis, Tilſit, an 27. Stelle. Auch bei der Gruppe mit 
über 52 000 / kommt der Stadtkreis Tilſit als beſter erſt an 5. Stelle. 

Die beiden Karten S. 43, die die Vermögensverhältniſſe in den Land: 
kreiſen darſtellen, ermöglichen bei einem Vergleich mit den ſchon erwähnten 
Karten S. 42, die die Einkommensverhältniſſe zum Ausdruck bringen, einen 
Einblick in Beziehungen zwiſchen Vermögen und Einkommen. Durch die Gegen— 
überſtellung der Karten iſt dem Leſer die Vergleichsmöglichkeit erleichtert. Zieht 
man die Karten, die den Anteil der land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebe ver- 
ſchiedener Größe an der landwirtſchaftlich genutzten Fläche in Oſtpreußen!) 
bringen, zum Vergleich heran, jo treten Beziehungen mit der Grundbeſitzvertei— 
lung deutlich hervor. In den Großgrundbeſitzkreiſen z. B. Raſtenburg, Fried⸗ 
land, Gerdauen, Fiſchhauſen iſt im allgemeinen ein nur ſehr kleiner Prozentſatz 


1) A. Heſſe, Der Grundbeſitz in Oſtpreußen, Grundlagen des Wirtſchaftslebens von 
Oſtpreußen, Teil I, Jena 1916, S. 14 und 15. 
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der Bevölkerung in den ergänzungsſteuerpflichtigen Gruppen. In den Streifen 
mit vorwiegend Mittel- und großbäuerlichen Betrieben iſt dagegen z. B. die Be⸗ 
völkerungsgruppe mit über 6000 bis 52 000 % Vermögen ausnahmslos ſtärker 
vertreten. 

Es kann hier nicht mehr all das gebracht werden, was ſchon in früheren 
Teilen der Denkſchrift eine beſondere Behandlung gefunden hat. Es ſei hier 
nur auf die Siedlungsdichtigkeit (Denkſchrift, Teil III, S. 7) hingewieſen, die 
ja mit für alle Fragen von Einkommen und Vermögen von Bedeutung iſt. Die 
Ausſcheidung der 4 oſtpreußiſchen Stadtkreiſe genügt keineswegs zur Teilung 
von dicht und dünn bevölkerten Gebieten. Die Städte Memel und Braunsberg, 
die mit in alle Verhältniſſe der Landkreiſe Memel und Braunsberg eingeſchloſſen 
ſind, weiſen deutlich genug auf dieſen Mangel hin. 


B. Die Städte. 


I, Allgemeines. 


Bei allen Ergänzungsſteuerveranlagungen ſind aufs Hundert der ſtädtiſchen 
Bevölkerung mehr Zenſiten zur Ergänzungsſteuer veranlagt als in Oſtpreußen 
überhaupt. Die Anteilziffer iſt von 3,33 bei der Veranlagung 1895/96 auf 4,14 
bei der letzten Veranlagung angeſtiegen (Tabelle S. 56). Die Differenz zwiſchen 
den Anteilsziffern für die oſtpreußiſchen Städte und Oſtpreußen überhaupt hat 
bei den erſten Veranlagungen bis zu der für die Periode 1905/07 im ganzen bis 
auf 1,01 zugenommen. Weiterhin ſinkt ſie auf 0,56 bei der letzten Veranlagung. 
Das Übergewicht der Städte bleibt alſo beſtehen. In Preußen iſt bei den erſten 
Veranlagungen gleichfalls feſtzuſtellen, daß in den Städten mehr Ergänzungs⸗ 
ſteuerzenſiten aufs Hundert der Bevölkerung entfallen. Dieſe Differenz ver⸗ 
ringert ſich aber ohne jede Unterbrechung von Veranlagung zu Veranlagung, ſo 
daß zum erſten Male für die Zeitſpanne 1911/13 die Anteilsziffern für die 
Städte geringer ſind als die für ganz Preußen und 1914/16 bereits um 0,3 
zurückbleiben. | 

Zählen wir zu den Zenſiten noch ihre Angehörigen und bringen den Pro⸗ 
zentſatz zum Ausdruck, den dieſe Bevölkerungsgruppe von der Geſamtbevölke⸗ 
rung einnimmt (Tabelle S. 59), fo ergibt ſich, daß 1914/16 11,84 (12,98) % 
der ſtädtiſchen Bevölkerung zur Ergänzungsſteuer herangezogen find, 2,29 
weniger als von der oſtpreußiſchen Bevölkerung überhaupt. In Preußen ſind 
die Verhältniſſe ähnliche, der Unterſchied zu Ungunſten der Städte mit 3,91 
iſt allerdings größer. Beſonders bemerkenswert erſcheint, daß bei Einſchluß der 
Angehörigen ſich in den Städten geringere Anteilsziffern als in der Provinz 
überhaupt ergeben, während bei Beachtung der Zenſiten allein das umgekehrte 
Verhältnis beſteht, wie wir ſchon eben geſehen haben. In Preußen haben da⸗ 
gegen in beiden Fällen die Städte die ungünſtigeren Verhältniſſe. 

Vergleichen wir die oſtpreußiſchen Städte mit denen der anderen Pro⸗ 
vinzen (Tabelle S. 59), ſo zeigt ſich zunächſt, daß wir nach dem Stadtkreis 
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Berlin, 6,65°/,, den ungünftigiten Wert haben. Es folgt Schleſien mit 
12,45 % und Weſtpreußen mit 12,57% ergänzungsſteuerpflichtiger ſtädtiſcher 
Bevölkerung. Am günſtigſten ſtehen Hohenzollern, 29,26%), Heſſen-Naſſau, 
18,78% und Hannover, 15,61%, da. In allen preußiſchen Provinzen iſt 
ein geringerer Prozentſatz der ſtädtiſchen als der geſamten Bevölkerung zur 
Ergänzungsſteuer herangezogen. 

Nach der letzten Veranlagung (Tabelle S. 62/63) entfallen auf die Städte 
300 083 Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände — 43,20 (44,78) % der 
ſtädtiſchen Geſamtbevölkerung. Von dieſen haben 268 668 — 89,53 (89,31) %, 
höchſtens ein ſteuerbares Vermögen bis 6000 /, und 2678 — 0,89 (0,84) % 
ſind trotz eines höheren Vermögens freigeblieben. Dieſe letztere Zahl muß zu den 
eigentlichen 28 737 Zenſiten hinzugezählt werden, ſo daß in den oſtpreußiſchen 
Städten 31415 Perſonen ein Vermögen über 6000 % beſitzen — 10,47 
(10,70) % der Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände oder 4,53 
(4,78) % der ſtädtiſchen Bevölkerung. 

Für die verſchiedenen Vermögensklaſſen ergibt ſich, daß in der unterſten 
Klaſſe mit 6000 bis 20 000 / und in denen mit über 100 000 % Vermögen die 
oſtpreußiſchen Städte einen geringeren Anteil der Einzelſteuernden und Haus— 
haltungsvorſtände haben als die Städte Preußens. Die Klaſſen mit 20 000 bis 
32 000, 32 000 bis 52 000 und 52 000 bis 100 000 KH find dagegen bei uns 
ſtärker oder ebenſo ſtark beſetzt. 

Einſchließlich der Angehörigen zeigt ſich bei einer Verteilung auf die Ver: 
mögensklaſſen, daß 612 406 Perſonen — 88,16 (87,02) % der ſtädtiſchen 
Geſamtbevölkerung ergänzungsſteuerfrei ſind. Die trotz eines Vermögens von 
über 6000 / freigeſtellte Bevölkerung läßt ſich leider für unſere Provinz nicht 
ausscheiden. Nur die Vermögensgruppe über 6000 M, (ohne die Freigeſtellten) 
läßt ſich erfaſſen. Auf fie entfallen 82 279 — 11,84 (12,98) % der Stadt— 
bevölkerung. Auch in den einzelnen Vermögensgruppen iſt bei uns ein ge⸗ 
ringerer Prozentſatz als in Preußen vertreten. Nur in der Gruppe mit 32 000 
bis 52 000 iſt der Anteil gleich, und in der Gruppe mit 52 000 bis 100 000 M 
iſt er bei den oſtpreußiſchen Städten ſogar ein klein wenig höher. Die einge— 
klammerten Zahlen zeigen, daß die preußiſchen Städte insgeſamt günſtigere 
Verhältniſſe haben als die oſtpreußiſchen. Doch ſind bei uns die Mittelvermögen 
ſtärker vertreten. 

Das veranlagte Geſamtvermögen aller Zenſiten beträgt in den oſt— 
preußiſchen Städten 1 488 768 304 / = 44,6% des veranlagten Vermögens 
in Oſtpreußen überhaupt. Der bei weitem überwiegende Teil entfällt, wie zu 
erwarten, auf den Regierungsbezirk Königsberg. Es folgt Gumbinnen vor 
Allenſtein. Das Durchſchnittsvermögen eines Zenſiten beträgt 51 800 M gegen- 
über 79 000 / in den preußiſchen Städten. Da bei uns weniger Zenſiten als 
in Preußen aufs Hundert der ſtädtiſchen Bevölkerung entfallen, iſt der große 
Unterſchied der Durchſchnittsvermögen zugunſten der preußiſchen Städte noch 
bemerkenswerter. 
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Das Geſamtbruttovermögen der 13 500 Ergänzungsſteuerzenſiten mit über 
3000 M Einkommen iſt genauer zu erfaſſen und beläuft ſich auf 1609 713 612 M, 
davon iſt der Kapitalwert der Schulden mit 479 212 308 M abzuziehen, jo daß 
ein Vermögen von 1 130 501 304 M bleibt. Die Verteilung auf die Regierungs⸗ 
bezirke iſt aus Tabelle S. 64 erſichtlich. 

Von den in den Städten zur Ergänzungsſteuer veranlagten Zenſiten ſind 
nur 173 = 0,60 % nicht zur Einkommenſteuer herangezogen. Es haben alſo 
99,4% ein ſteuerpflichtiges Einkommen von über 900 M. Auf die Ein- 
kommensklaſſe von mehr als 900 bis 3000 % kommen 15 064 = 52,42 % und 
auf die mit über 3000 bis 6500 % 8413 = 29,28 %. Auch auf die höheren 
Klaſſen entfallen, wie die Aufſtellung 14 S. 66 zeigt, erhebliche Prozentſätze. 

Beſonders deutlich tritt der Unterſchied in den Einkommensverhältniſſen 
der Ergänzungsſteuerzenſiten in den Städten und im oſtpreußiſchen Geſamt⸗ 
gebiet bei der Feſtſtellung hervor, daß der Anteil der 13 500 ſtädtiſchen Er⸗ 
gänzungsſteuerzenſiten mit über 3000 % Einkommen 46,98%, der Prozentſatz 
der Ergänzungsſteuerzenſiten der gleichen Einkommensklaſſe in der Provinz 
überhaupt aber nur 26,49% beträgt. Es beſteht alſo eine Differenz von 
20,49 %. Die Einkommensverhältniſſe der ſteuerpflichtiges Vermögen be⸗ 
ſitzenden Perſonen ſind alſo in den Städten erheblich beſſere. 

Bei Einſchluß der Angehörigen iſt das Bild noch günſtiger. Der Anteil 
der ergänzungsſteuerpflichtigen Bevölkerung mit über 3000 % Einkommen iſt 
in den Städten um 27,13% größer als in der Provinz überhaupt. 

Anders iſt das Bild, wenn man von den ſtädtiſchen Einkommenſteuer⸗ 
zenſiten ausgeht. Von dieſen ſind 26,69 (in Oſtpreußen überhaupt 41,94) %, 
auch zur Ergänzungsſteuer veranlagt. Alſo bedeutend weniger als in Oſt⸗ 
preußen überhaupt. In der Einkommenklaſſe von über 900 bis 3000 / beträgt 
der Prozentſatz ſogar nur 17,35 (36,64 in Oſtpreußen). In den höheren Ein⸗ 
kommensklaſſen ſteigt dieſer Anteil ſchnell an. Schon bei den mit 3000 bis 
6500 M Veranlagten find 57,92 (62,43) % ergänzungsſteuerpflichtig und bei 
noch höherem Einkommen wird ſteuerpflichtiges Vermögen immer mehr zur 
Regel. Wie die Zahlen S. 66 zeigen, iſt von den preußiſchen Einkommenſteuer⸗ 
zenſiten in den Städten aber ein noch erheblich geringerer Teil ergänzungsſteuer⸗ 
pflichtig als bei uns. Dieſe ungünſtigeren Werte beruhen hauptſächlich in der 
beſonders geringen Zahl der Ergänzungsſteuerzenſiten in der Einkommensklaſſe 
über 900 bis 3000 /. Bei Einkommen von über 3000 bis 6500 . iſt der 
preußiſche Anteil ſchon faſt den oſtpreußiſchen gleich und übertrifft in den 
folgenden Klaſſen ſogar teilweiſe den in unſeren Städten. Bei den Einkommen 
über 100 000 % gibt es in den preußiſchen Städten aber einige Ergänzungs⸗ 
ſteuerfreie, während bei uns dies nicht der Fall iſt. 


II. Königsberg (Pr.). 


Bei der Beſprechung der Einkommensverhältniſſe in Königsberg iſt bereits 
auf den erheblichen Anteil hingewieſen, den die Bewohner dieſer Stadt an der 
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oſtpreußiſchen ſtädtiſchen Bevölkerung innehaben. Es ſei hier nun noch ein Ein- 
blick in die Vermögensverhältniſſe der Königsberger gegeben. 


Die in Königsberg i. Pr. zur Ergänzungsſteuer veranlagten Zenſiten und ihre 
Verteilung auf die Vermögensklaſſen 1895 /96— 1914/16. 


Von den Zenſiten entfallen °/, auf die Ver⸗ 


Zenſiten mögensklaſſe von mehr als 
Zeit⸗ v. H. der Bevölkerung 
raum über⸗ an Anfang des jedes⸗ 6000 20000 32000 | 52000 | 100000 
haupt maligen Zeitraumes 2 105 A 555 MN 80 108000 M 9 57 M Be 
Königsberg | Dftpreußen | CC 
1895 / 1896 5 941 3,58 2,47 30,92 | 19,73 17,76 f ek ir 15,92 | 1438 | 1,30 
1896/1897 6145 3,59 2,45 30,92 | 20,73 | 17,49 | 15,62 | 13,96 | 1,28 
1897/1898 6418 3,69 2,47 33,06 | 19,76 | 16,44 15.98 11353... 1,51 
1899/1901 6 958 3,81 2,52 34,54 | 19,68 | 15,81 | 14,99 13,62 | 1,36 
1902/1904 7483 3,95 2,54 37,88 17,17 1582 1465 13,67 7132 
1905/1907 7923 4,05 2,58 37,26 | 18,09 | 15,40 | 14,59 | 1323 | 1,45 
1908/1910 9292 4,02 2,75 36,73 | 18,05 | 1548 | 15,14 13,22 | 1,43 
1911/1913 9985 4,11 321 35,79 17,22 | 15,62 | 16,15 13,68 1,53 
14,56 | 1,48 


1914/1916 10812 4,20 3,58 35,64 | 16,32 | 16,06 | 15,94 


Die obigen Zahlen zeigen die Entwicklung von 1895/96 bis 1914/16. 
Danach iſt die Zahl der Zenſiten von 5941 = 3,58 % im Jahre 1895/96 auf 
10 812 = 24,20 % der Bevölkerung im Veranlagungszeitraum 1914/16 an⸗ 
gewachſen. Die beigefügten Anteile für Oſtpreußen laſſen erkennen, daß die 
Zahl der Ergänzungsſteuerzenſiten in Königsberg in allen Perioden relativ 
größer iſt. Bei einem Vergleich mit den entſprechenden Verhältniſſen in allen 
oſtpreußiſchen Städten ergibt ſich, daß die Provinzialhauptſtadt über dem Durch— 
ſchnitt ſteht, die Mittel- und Landſtädte alſo verhältnismäßig weniger Er— 
gänzungsſteuerpflichtige haben. 

Betrachtet man die Verteilung der Zenſiten auf die Vermögensklaſſen, ſo 
ergibt ſich, daß bei den erſten Veranlagungen bis 1902/04 einſchließlich, die Zahl 
der Zenſiten mit über 6000 bis 20 000 % von 30,92 auf 37,36% aller an⸗ 
gewachſen iſt, ſich dann zwar auf 35,64% in der letzten Periode geſenkt hat, 
immerhin aber eine Erhöhung beſtehen bleibt. Der Anteil der folgenden Klaſſe 
mit über 20 000 bis 32 000 % hat dagegen im allgemeinen eine Minderung 
erfahren. Näheres, auch für die höheren Klaſſen, geht aus der vorſtehenden 
Aufſtellung hervor. 

Über die Verteilung der veranlagten Bevölkerung, d. h. alſo der Zenſiten 
einſchließlich ihrer Angehörigen, liegt für die einzelnen Ergänzungsſteuerveran⸗ 
lagungen kein Material vor, bis auf die letzte Periode 1914/16, in der von den 
25 902 Perſonen, die zu den Gruppen mit über 6000 / ſteuerpflichtigem Vermö— 
gen gehören, 35,98% auf die Gruppe mit über 6000 bis 20 000 %, 15,54 bis 
15,69 % auf die von über 20 000 bis 32 000, 32 000 bis 52 000, 52 000 bis 
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100 000 und 100 000 bis 500 000 % und 1,62% auf die mit über 500 000 % 
Vermögen entfallen.!) Erhebliche Unterſchiede im Vergleich mit der Zenſiten⸗ 
verteilung ergeben ſich alſo nicht. 

Für den Zeitraum 1914/16 iſt in folgender Tabelle die Verteilung der 
Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtände ſowie der Geſamtbevölkerung durch 
abſolute und relative Zahlen eingehend dargelegt, und zum Vergleich ſind auch 
die Anteilziffern für Oſtpreußen überhaupt beigefügt.?) 


Tabelle 16. Die Veranlagung zur Ergänzungsſteuer in Königsberg i. Pr. für 
den Zeitraum 1914/16. 


Einzelſteuernde und Haus⸗ 
haltungsvorſtände 


nach dem Vermögen geordnet 


Geſamte Bevölkerung 


v. H. aller Einzel⸗ 
N v. H. der Be⸗ ſteuernden und üb v. H. der Be⸗ 
über⸗ völkerung Haushaltungs⸗ Uber⸗ völkerung 
haupt vorſtände haupt 
Königs⸗ Oſt⸗ Königs⸗ Oſt⸗ Königs⸗ Oſt⸗ 
preußen berg preußen 


r "| preuben 7 7 ea preußen berg 


ſteuer frei: 

a) weil das Vermö⸗ 
gen den Betrag 
von 6000 & nicht 
überfchreitet . . 112 067 43,54 | 30,94 91,03 | 88,36 

b) nach § 17 Nr. 2 u. 
3 u. § 19 Abſ. 2 
freigeſtellt 226 009 | 08 | 08 141 III 


Zuſammen A |112293 | 43,63 | 31,43 || 91,21 | 89,77 1231479 


A. Ergänzungs⸗ 


89, 112293 | 43,63 | 31,43 | 91,21 | 89,77 281479 89,94 85,87 85,87 


B. Zur Ergän⸗ 
zungsſteuer veran⸗ 
lagt in der Ver⸗ 
mögensgruppe von 
mehr als: 

6 000 — 20 000 % 3 853 1,50 1,65 3,13 4,70 9 320 3,62 6,90 
20 000— 32 000 „ 1 765 0,69 0,67 1,43 1,91 4.025 1,56 2,60 
32 000— 52000 „ 1736 0,68 | 0,59 14 1,68 | 40301 157 2% 


52000—100000 „ 1723 066 | 038 || 140 | 121 | 4044 157 1,55 
100 000—500000 „ 1575 061 0,23 129 | 066 | 4063 158 | 0,75 
500 000 „ 160 0,06 | 001 || 0,18 | 0,07 420 || 0,16 | 007 
Zuſammen B | 10812 | 420 | 3,58 || 8,79 | 10,28 | 25902 || 10,06 | 14,18 
Zuſammen ABB |123105 || 47,83 | 35,01 100,00 100,00 257 381 100,00 | 100,00 


1) Aus Tabelle 16 errechnete Zahlen. 

2) Tabelle 15, S. 68/69 ermöglicht Vergleiche mit den drei anderen oſtpreußiſchen Stadt⸗ 
kreiſen. Dabei iſt zu beachten, daß in der Aufſtellung S. 68/69 in der Vermögensgruppe 
über 20 000 ,s die Freigeſtellten mit enthalten find. 
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Dieſe Tabelle weit auf intereſſante Verhältniſſe hin. Während, wie wir 
ſchon ſahen, in Königsberg der Anteil der Ergänzungsſteuerzenſiten, 4,20, an 
der Bevölkerung größer iſt als in Oſtpreußen überhaupt, 3,58, iſt bei Einſchluß 
der Angehörigen, alſo bei Feſtſtellung der veranlagten Bevölkerungsgruppe das 
Umgekehrte der Fall. Nur 10,06% der Königsberger, dagegen 14,13% der 
Oſtpreußen überhaupt, gehören zu der ergänzungsſteuerpflichtigen Bevölkerungs⸗ 
ſchicht. In Königsberg muß alſo die Zahl der Angehörigen bei den zur Er- 
gänzungsſteuer herangezogenen Zenſiten auffallend gering gegenüber den 
ſonſtigen Gebieten, insbeſondere den ländlichen, unſerer Provinz ſein. 

Weiter unterſcheiden ſich die Vermögensverhältniſſe unſerer Stadt darin 
zunächſt vom oſtpreußiſchen Durchſchnitt, daß die Anteile der Bevölkerung in den 
Gruppen mit über 6000 bis 20 000, 20 000 bis 32 000 und 32 000 bis 52 000 M 
geringer find, die höheren Gruppen aber beſſer daſtehen und in denen von über 
20 000 bis 32 000, 32 000 bis 52 000, 52 000 bis 100 000 und 100 000 bis 
500 000 M überaus gleichmäßige Teile der Bevölkerung, zwiſchen 1,56 und 
1,58 %, ſich befinden, wobei ſogar der höhere Wert in der letztgenannten Gruppe 
erreicht wird. In Oſtpreußen überhaupt iſt dagegen jede höhere Gruppe erheblich 
ſchwächer beſetzt als die vorangehende. Auf weitere Einzelheiten ſei hier nicht 
eingegangen, da Aufſtellung 16 leicht lesbar iſt. 


C. Das Laud. 


Bei allen Veranlagungen find aufs Hundert der Bevölkerung in den land: 
lichen Gemeinden weniger Zenſiten zur Ergänzungsſteuer herangezogen als in 
ganz Oſtpreußen (ſiehe Tabelle S. 56). Der Anteil an und für ſich iſt aber doch 
erheblich angeſtiegen und beträgt ſtatt 2,17 für 1895/96 3,29 bei der letzten 
Veranlagung. Zwiſchendurch iſt dieſer Wert auf 2,14 für 1897/98 geſunken. 
Die Erhöhung hat erſt ſeit 1905/07 bemerkenswert eingeſetzt. Der Unterſchied 
zwiſchen dem oſtpreußiſchen Lande und der Provinz überhaupt ſteigt von 0,30 
bei der erſten fortlaufend bis 0,44 bei der Veranlagung 1908/11 an. Dann 
nähern ſich die Werte wieder bis auf 0,29. 

Für die beiden letzten Veranlagungen ſind die Angaben für ländliche Ge— 
meinden über und bis 2000 Einwohner getrennt gebracht. Es zeigt ſich, daß die 
letzteren in Oſtpreußen und Preußen die höheren Werte innehaben. Da es ſich 
bei den erſteren in Oſtpreußen nur um eine Bevölkerung von 39 723 Perſonen 
handelt, iſt eine Trennung des politiſchen Begriffes Land in dieſe beiden Unter— 
gruppen für uns von geringerer Bedeutung. Auf die Mängel des politiſchen 
Begriffes Land und Stadt an und für ſich iſt bereits in Kapitel IA eingegangen 
worden. 

Zählen wir zu den Zenſiten die Angehörigen und bringen den Prozentſatz 
zum Ausdruck, den dieſe Bevölkerungsgruppe von der Geſamtbevölkerung ein— 
nimmt, fo ergibt ſich, daß 1914/16 15,32 (20,55) „% der ländlichen Bevölkerung 
bei uns zur Ergänzungsſteuer herangezogen ſind, 1,19% mehr als von der 
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oſtpreußiſchen Bevölkerung überhaupt. Für Preußen iſt das Verhältnis ähnlich, 
der Unterſchied allerdings zugunſten des Landes größer. In Verbindung mit 
der vorherigen Feſtſtellung, daß bei Berückſichtigung der Zenſiten allein die An⸗ 
teilsziffern auf dem Lande geringer ſind als in Oſtpreußen überhaupt, ergibt ſich, 
daß eine verhältnismäßig größere Zahl Angehöriger auf den ſteuerpflichtigen 
Einzelſteuernden und Haushaltungsvorſtand (Zenſiten) auf dem oſtpreußiſchen 
Lande als in den Städten entfällt. 

Vergleichen wir die Werte für die oſtpreußiſchen ländlichen Gemeinden mit 
den entſprechenden der anderen Provinzen (Tabelle S. 59), ſo zeigt ſich, daß nur 
in Schleſien, 13,63%, ein geringerer Anteil der ländlichen Bevölkerung zur 
Ergänzungsſteuer herangezogen iſt. Günſtiger, aber uns am nächſten, ſteht das 
Land da in Brandenburg, 18,53%, und Weſtpreußen, 18,81%. Die höchſten 
Werte haben Hohenzollern, 39,59%, Hannover, 28,87% I, und Schleswig⸗ 
Holſtein, 27,09 %. 

Nach der Veranlagung für 1914/16 (Tabelle S. 62/63) gibt es auf dem 
Lande in unſerer Provinz 412 273 Einzelſteuernde und Haushaltungsvorſtände, 
d. ſ. 30,77 (34,42) % der ländlichen Bevölkerung. Von ihnen find 360 785 
— 87,51 (83,23) % nicht ergänzungsſteuerpflichtig, weil ihr Vermögen den 
Betrag von 6000 „% nicht überſteigt und 7349 — 1,78 (2,30) 9% ſind freigeſtellt. 
Zählt man die letzteren zu den 44 139 eigentlichen Zenſiten, ſo ergibt ſich, daß in 
den ländlichen Gemeinden Oſtpreußens 51488 Perſonen ein Vermögen über 
6000 M beſitzen S 12,49 (16,77) % der Einzelſteuernden und Haushaltungs⸗ 
vorſtände oder 3,84 (5,77) % der geſamten ländlichen Bevölkerung. Auch für 
die verſchiedenen Vermögensklaſſen iſt der Anteil der Einzelſteuernden und Haus⸗ 
haltungsvorſtände bei uns geringer als im Durchſchnitt der ländlichen Ge⸗ 
meinden Preußens. 

Bei Einſchluß der Angehörigen ergibt ſich, daß 1 134 540 Perſonen 
— 84,68 (79,45) % der ländlichen Bevölkerung ergänzungsſteuerfrei ſind. In 
die Gruppe mit über 6000 % Vermögen (ohne die Freigeſtellten) entfallen 
205 274 = 15,32 (20,55) % . In allen einzelnen ſteuerpflichtigen Vermögens⸗ 
klaſſen iſt in den oſtpreußiſchen ländlichen Gemeinden ein geringerer Prozent⸗ 
ſatz der Bevölkerung als in denen Preußens. Die Vermögensverhältniſſe auf dem 
Lande bei uns ſind alſo im Vergleich mit dem ländlichen Preußen ungünſtiger. 
In den oſtpreußiſchen Städten treten wenigſtens einzelne Vermögensklaſſen durch 
ihre Beſetzung vorteilhaft hervor. 

Das veranlagte Geſamtvermögen der Zenſiten (Tabelle 13 S. 64) in den oſt⸗ 
preußiſchen Landgemeinden beträgt 1 846 736 662 M = 55,4% des veranlagten 
Vermögens in Oſtpreußen überhaupt. Wieder entfällt die größte Summe auf 
den Bezirk Königsberg und folgt Gumbinnen vor Allenſtein. Das Durchſchnitts⸗ 
vermögen eines Zenſiten beträgt 41 800 M gegenüber 43 200 M auf dem Lande 
in Preußen. 

Das Geſamtbruttovermögen der 5377 ländlichen Ergänzungsſteuerzenſiten 
mit über 3000 / Einkommen beläuft ſich auf 1 374 524 526 M. Davon iſt der 
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Kapitalwert der Schulden mit 556 498 864 / abzuziehen, jo daß 818 025 662 A 
veranlagtes ſteuerbares Vermögen übrig bleiben. 

Wir kommen nun zu den Beziehungen zwiſchen Vermögen und Ein- 
kommen. Vorweg ſei hier noch beſonders auf die Ausführungen in Kapitel IB 
hingewieſen, die einen Einblick in die Schwierigkeiten zu bieten ſuchen, die 
gerade auf dem Lande einer, den wirklichen Verhältniſſen entſprechenden, Ein— 
kommenſteuerveranlagung entgegenſtehen. 

Von den auf dem Lande zur Ergänzungsſteuer veranlagten 44 139 Zenſiten 
ſind 285 = 0,65% zur Einkommenſteuer nicht herangezogen. Auf die Ein- 
kommensklaſſe von über 900 bis 3000 A entfallen dagegen 38 056 — 86,22%, 
und in die mit über 3000 bis 6500 AH 4513 — 10,22%. Die Anteile der 
höheren Einkommensklaſſen ſind, wie die Aufſtellung 14 S. 66 zeigt, ſehr gering. 

Bei Einſchluß der Angehörigen iſt das Bild noch ungünſtiger. Der 
Prozentſatz der nicht zur Einkommenſteuer Herangezogenen iſt allerdings mit 
0,52% etwas geringer als bei der vorigen Betrachtung, aber in die beſcheidene 
Einkommensklaſſe von über 900 bis 3000 // entfallen 87,92% der zur 
Ergänzungsſteuer herangezogenen Bevölkerung. Zu der Einkommensgruppe mit 
3000 bis 6500 A Einkommen gehören noch 9,37 °/, und für die höheren Ein- 
kommen bleiben überhaupt nur 2,19% übrig. Aus dem beſonders hohen Anteil 
der veranlagten Bevölkerung in der Einkommensgruppe von über 900 bis 
3000 AH iſt der Schluß zu ziehen, daß gerade hier die kinderreichſten ergänzungs⸗ 
ſteuerpflichtigen Familien ſich befinden. 

Bei all dieſen Zahlen iſt ein außerordentlich großer Unterſchied zwiſchen 
Land und Stadt feſtſtellbar. Beſonders deutlich treten die ſchlechten Ein— 
kommensverhältniſſe der ländlichen Ergänzungsſteuerzenſiten bei der Feſtſtellung 
hervor, daß auf dem Lande nur 13,13% der zur Ergänzungsſteuer heran— 
gezogenen Zenſiten in die Einkommensgruppe von über 3000 / entfallen, wäh: 
rend es in den oſtpreußiſchen Städten 46,98% ſind. 

Umgekehrt ſind von den Einkommenſteuerzenſiten auf dem Lande 66,77 
(37,27) % gleichzeitig zur Ergänzungsſteuer herangezogen. Schon in der Ein⸗ 
kommensklaſſe über 900 bis 3000 M find es 65,43 (33,83) % „ und bei höherem 
Einkommen wird dieſer Anteil immer überwiegender, ſo daß es bei über 
30 500 / Einkommen auf dem Lande in unſerer Provinz keine Ergänzungs⸗ 
ſteuerfreien mehr gibt. 

Wichtig erſcheint, daß in Oſtpreußen auf dem Lande ſchon die Einkommen⸗ 
ſteuerzenſiten mit dem geringen Einkommen von über 900 bis 3000 / über⸗ 
wiegend zu den Vermögensſteuerpflichtigen gehören, und daß dies in erheblich 
ausgedehnterem Maße der Fall iſt, als bei den gleichen Bevölkerungsſchichten 
des ländlichen Preußens. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Vermögensbildung und Vermögensverfall. 


Erſtes Kapitel. 
Sparkaſſen. 


A. Spargelegenheit und Spartätigkeit. 


Im Jahre 1826 iſt in Oſtpreußen die erſte noch heute beſtehende ſtädtiſche 
Sparkaſſe zu Memel errichtet worden. Es folgt im Jahre 1828 die der Stadt 
Königsberg und 1838 die der Stadt Tilſit. Von den Kreisſparkaſſen iſt als 
erſte die zu Heiligenbeil im Jahre 1842 gegründet. Erſt 1855 werden weitere 
zu Angerburg, Goldap, Gumbinnen, Johannisburg, Marggrabowa (Kreis 
Oletzko) und Sensburg errichtet.!) 1888 find in Oſtpreußen 40 Sparkaſſen und 
im ganzen 141 (3253) Sparſtellen vorhanden. Dieſe Zahl hat ſich 1913, 
alſo in 25 Jahren, auf 67 Kaſſen mit 555 (7033) Stellen vermehrt. 


Da wir die Verhältniſſe vor dem Kriege behandeln wollen, müſſen wir, 
trotzdem Zahlen für weitere Jahre bereits vorliegen, mit 1913 unſere Betrach⸗ 
tungen hier abſchließen. Die Ergebniſſe des Jahres 1914 ſind bereits durch den 
Krieg beeinflußt. Es würde ſich auch ſtörend bemerkbar machen, daß das Ge— 
ſchäftsjahr der Kaſſen, nicht das Kalenderjahr, den Angaben zugrunde gelegt 
iſt. Bei Berückſichtigung der Statiſtik für 1914 wäre bei einigen Sparkaſſen eine 
Kriegszeit von 5, bei anderen wieder von 8 oder gar 11 Monaten einbegriffen, 
da es Kaſſen gibt, die ihr Geſchäftsjahr erſt am 31. März oder 30. Juni ab⸗ 
ſchließen. 

Der Art nach ſetzen ſich die Sparſtellen in Oſtpreußen im Jahre 1913 aus 
33 ſtädtiſchen und 34 Kreisſparkaſſen, 34 Nebenkaſſen und 454 Annahmeſtellen 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Bureaus 1890, S. 105. 
Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 6 
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zuſammen. Vereins- und Privat⸗Sparkaſſen, Provinzial: und ſtändiſche, ſowie 
Landgemeinde⸗Sparkaſſen, wie ſie öfters alle oder doch mehrere Arten neben⸗ 
einander beſonders in den weſtlichen preußiſchen Provinzen beitehen, gibt es bei 
uns nicht, wie folgende Aufſtellung zeigt: 


Die Zahl der Sparkaſſen im Rechnungsjahr 1888, 1900, und 1913.) 


art Sparkaſſen, und zwar 
Wohne 1 Kreis⸗ robin Lereins⸗ | A 1 
REN e= Kreis⸗ ; eres 2 
Gebiet Jahr e 11 nein „und 1 N 1 Neben⸗ ae 15 0 
Spar⸗ \ difche fallen | me⸗ Mi; aupt 
Nine! Sparkaſſen 
Reg.⸗Bez. Königsberg 256 17 — 13 — | — 18 | 230 | 278 
„ „ Gumbinnen an 113 3 — 12 — — 13 89 117 
ente 147 13 — 9 — — 3135 0 
1913| 516 33 — 34 — — 34 454 555 
Ditpreußen . ja 195 13 — 30 — 15 3 159 205 
1888 133 10 — 30 — 7 2 99141 
| 1913 | 5577 810 287 486 6 176 | 926 | 4842 | 7033 
Preußen 1900 | 3518 | 676 | 213 402 6 193 | 557 | 2271 | 4318 
1888 | 2652 | 581 | 155 | 326 | 6 295 | 488 1402] 3253 


Die abſoluten Zahlen ſagen wenig. Erſt durch Verbindung mit Fläche und 
Einwohnerzahl der Provinz (ſiehe Zuſammenſtellung S. 83) wird ein Vergleich 
mit anderen Gebieten möglich. Dabei ergibt ſich, daß im Jahre 1888 erſt auf 
262,29 (107,09) qkm, 1913 dagegen ſchon auf 69,77 (49,84) qkm eine Sparſtelle 
in Oſtpreußen entfällt. Nur in den Provinzen Pommern, 123,00 qkm, Poſen, 
109,82 qkm, und Weſtpreußen, 98,68 qkm, iſt dieſe Durchſchnittsfläche größer. 
Am kleinſten, alſo dem Sparen am günſtigſten, iſt ſie dagegen, abgeſehen vom 
Stadtkreis Berlin, 0,60 qkm, in Heſſen⸗Naſſau, 23,19 qkm, und der Rhein⸗ 
provinz, 25,33 qkm. i 


Zieht man die Einwohnerzahl zum Vergleich heran, ſo kommt 1888 bei 
uns erſt auf 13 897 (8705) Perſonen eine Sparſtelle, während dies 1913 ſchon 
bei 3758 (5987) der Fall iſt. Aus den eingeklammerten Zahlen für Preußen 
iſt zu erſehen, daß neuerdings bei uns weniger Einwohner auf eine Sparſtelle 
entfallen als im Staatsdurchſchnitt. Das geringe Bevölkerungswachstum in 
Oſtpreußen iſt bei der Beurteilung dieſes Ergebniſſes hier mit zu bedenken. Die 
zu einer Sparſtelle gehörige Einwohnerzahl iſt nur noch in Hohenzollern, 2079, 
und Heſſen⸗Naſſau, 3427, geringer. Am größten iſt ſie im Stadtkreis Berlin, 
19723, Weſtfalen 9626, und Poſen, 8230. 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Landesamts. 1890, 1902, 1915. 


83 


Die Entwicklung in den oſtpreußiſchen Regierungsbezirken iſt wegen der 
1905 erfolgten Neueinteilung in drei Bezirke nicht weit zurück zu verfolgen. Im 
Jahre 1913 entfallen die meiſten Sparſtellen, 278, auf den Bezirk Königsberg. 
Es folgt Allenſtein mit 160 und Gumbinnen mit 117. 

Sowohl bei der Fläche als auch der Einwohnerzahl, die auf eine Sparſtelle 
entfällt, weiſt Gumbinnen die der Spargelegenheit ungünſtigſten Werte auf. 


Anteilsziffern für Sparſtellen, Sparbücher, Spareinlagen. !“) 


Es kam eine Es entfallen 


Sparſtelle auf 60 55 Spareinlagen auf 
N wohner . 
ie u Quadrat- Ein⸗ entfallen ein Spar⸗ den Kopf 


f kaſſen⸗ der Be⸗ 
Spar⸗ 
kilometer wohner 110 5 buch völkerung 


Reg.⸗Bezirk Königsberg. 56,59 3335 24,93 564,9 140,82 
1 „ Gumbinnen 1913 93,73 5197 13,08 684,1 89,50 
8 „ Allenſtein 75,16 3 439 11,49 827,3 95,08 


1913 69,77 3 758 17,93 634,7 113,79 

a 1900 180,45 9739 10,72 475,4 50,95 
1888 262,29 | 13897 6,03 399,9 24,13 

1913 49,84 5987 34,24 909,4 311,38 

o f 1900 80,74 7994 25,12 662,6 166,68 
1888 107,09 8705 17,76 574,5 102,03 


Von den Sparkaſſenbüchern entfallen im Jahre 1888 auf 100 
Einwohner 6,03 (17,76), während es Ende 1913, alſo nach 25 Jahren, bereits 
17,98 (34,24) find. Bei uns iſt 1913 alſo noch nicht ein Fünftel der Bevölke⸗ 
rung Beſitzer eines Sparbuches, während von der geſamten preußiſchen Bevölke⸗ 
rung bereits über ein Drittel in der gleichen Lage iſt. Der oſtpreußiſche Wert 
entſpricht heute etwa dem Staatsdurchſchnitt vor 25 Jahren. 

Von erheblichſter Bedeutung iſt weiter der im Durchſchnitt auf 1 Sparbuch 
entfallende Einlagebeſtand. 1888 find es erſt 399,9 (574,5) M, 1913 dagegen 
634,7 (909,4) M. Die Zunahme von 234,8 M bei uns bleibt hinter der preußi⸗ 
ſchen faſt genau um 100 M zurück. 

Geht man auf die Regierungsbezirke ein, ſo zeigt ſich, daß in Königsberg 
24,93 Bücher auf 100 Einwohner entfallen. Es folgt Gumbinnen mit 13,08 
und Allenſtein mit 11,49. Bei der Durchſchnittshöhe des Einlagebeſtandes er- 
gibt ſich die umgekehrte Reihenfolge. Allenſtein mit 827,3 M pro Sparbuch ſteht 
an der Spitze, es folgen Gumbinnen mit 684,1 M und Königsberg mit 564,9 M. 

Über die Zahl und die Bewegung der Sparbücher ſowie den Betrag der 
Einlagen gibt die folgende Tabelle für die Jahre 1900 bis 1913 Auskunft: 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Landesamts. 1902, 1915. 
6* 
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Die Bewegung der Sparbücher und der Einlagenbeſtand in Oſtpreußen 
i von 19001913.) 


Es wurden Bücher Der überſchuß | Beſtande) an 


Der Betrag der 
der neu ausge⸗ 


0 . Sparkaſſen⸗ Einlagen am 
on } gebenen über | büchern am | Schluſſe des 
Sabre neu aus⸗ zurück⸗ die zurückge⸗ Ende des Rechnungs⸗ 
gegeben genommen chen e Jahres jahres 
1 2 3 4 5 6 
1900 36 264 30 978 5286 213 983 101 734 638 
1901 40 618 29 206 11 412 225 379 112 639 677 
1902 42 867 31 197 11 670 237 049 122 618 189 
1903 41 596 32 272 9 324 246 433 130 608 174 
1904 40 621 34129 6492 | 252 965 136 964 277 
1905 46 176 36 365 9811 262 776 150 015 166 
1906 48211 34141 14 070 276 846 160 371 184 
1907 45 613 36 886 8727 285 573 162 872 572 
1908 45 382 39 236 6 146 291 719 164 087 201 
1909 63 714 36 979 26 735 318 463 178 689 279 
1910 57371 40 507 16 864 335 309 192 479 160 
1911 57 387 41 806 15 581 350 891 208 587 431 
1912 57 393 47 488 9 905 360 790 225 917 813 
1913 | 57 905 | 44 793 13112 373 896 237 303 818 


Es wird erſichtlich, daß ein überaus reger Verkehr der Sparbücher ſtatt⸗ 
findet. Der jährliche Überſchuß bleibt in Oſtpreußen in den Jahren 1900, 
1903 bis 1905, 1907, 1908 und 1912 unter 10 000. Im Gegenſatz dazu wird 
der Höhepunkt 1909 mit einer Vermehrung von 26 735 Büchern erreicht. Im 
Jahre 1913 wächſt die Zahl der Bücher um 13 112 an. Im ganzen hat ſich die 
Anzahl von 213 983 Stück 1900 auf 373 896 im Jahre 1913 vermehrt. Das 
iſt eine Steigerung um 74,73 %. 

Berechnet man die Zunahme an Sparbüchern in Zeiträumen von fünf zu 
fünf Jahren, ſo ergibt ſich, daß die Bücher im Jahrfünft 1903/1908 um 18,36 
(21,18) % vom Beſtande des vorangehenden Jahrfünfts ſich vermehrt haben 
und 1908 bis 1913 ſogar um 28,17 (21,74) % . In dieſem letzten Jahrfünft 
iſt die Zunahme nur noch in Weſtfalen, 33,95 %, und der Rheinprovinz, 
33,62 %, größer. 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Bureaus. 1902 — 1915. 

2) Die Angaben ſtimmen in den einzelnen Jahren nicht genau mit den rechnungs⸗ 
mäßig durch Addition der Zahlen in Spalte 4 zu den im Vorjahre vorhandenen Spar⸗ 
büchern gefundenen Werten überein. In nachträglichen Berichtigungen dürften die Urſachen 
hierfür zu ſuchen ſein. 
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Neben der Zahl überhaupt ift aber auch die Verteilung der Sparbücher auf 
die Kontenklaſſen von Wichtigkeit. 


Verteilung der Sparbücher auf die Kontenklaſſen. 


Es entfielen von den Sparbüchern in Hundertteilen der Geſamtzahl 


auf die Konten in Oſtpreußen in Preußen 

mit Einlage 1913 1900 | 1888 | 1913 | 1900 | 1888 

bis zu 60 % 36,19 33,16 38,40 30,15 28,06 28,78 

über 60— 150 „ 18,17 16,59 16,13 13,12 15,35 17,12 

„ 150— 300 „ 1137 13,90 12,74 11,41 13,77 15,10 

„ 300— 600 „ 13,98 14,74 13,32 13,39 15,44 15,44 
„ 600 — 1500 „ 14,79 16,48 

„ 1500 — 3000 „ 6,51 8,53 \ 

2300010000, 3.60 | 21,61 19,40 6.02 | 27,88 23,56 
über 10000 „ 0,39 0,89 


1915 entfällt bei uns von den Büchern ein größerer Prozentſatz als in 
Preußen auf die Einlagehöhen bis 60 M, über 60 bis 150 A und über 300 bis 
600 1. Andererſeits iſt der relative Unterſchied zu Ungunſten Oſtpreußens 
in den Klaſſen mit über 1500 „% Einlage beſonders groß. 

Die eben beſprochene Tabelle bringt auch die gleichen Werte für die Jahre 
1888 und 1900. In dieſen Jahren find aber die Konten mit über 600 / Ein⸗ 
lagen zuſammen aufgeführt. Es ergibt ſich nur bei dem Anteil dieſer an der 
Geſamtheit der Sparbücher eine Entwicklung in gleicher, anſteigender Richtung 
von 19,40 (23,56) % 1888, auf 21,61 (27,38) % 1900 und 25,29 (31,92) % 
im Jahre 1913. 

Wenden wir uns nun den Spareinlagen ſelbſt zu. Sie ſind in Oſt⸗ 
preußen von 47 284 514 M 1888 auf 237 303 819 A im Jahre 1913 angewachſen. 
Die Vermehrung beträgt 402 % gegen 350% im Staate. In der gleichen Zeit 
hat ſich der auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Anteil von 24,13 (102,03) 
Mark auf 113,79 (311,38) / erhöht (Tabelle S. 83). Von unſeren drei Re⸗ 
gierungsbezirken ſteht hier Königsberg mit 140,82 % am günſtigſten, Gum⸗ 
binnen mit 89,50 % am ungünſtigſten da. 

Weiter iſt das etwaige Zuſammenfließen der Einlagen in einzelnen Kaſſen 
von beſonderem Intereſſe. Hierüber geben die folgenden Zahlen Auskunft, die 
die Einteilung der Sparkaſſen nach der Höhe ihres geſamten Einlagebeſtandes 
für die Jahre 1888, 1900 und 1913 bringen. | 

Danach gibt es bei uns Kaſſen mit über 100 Millionen MN überhaupt nicht 
und die Gruppe mit über 30 bis 100 Millionen AH iſt 1913 nur durch die 
ſtädtiſche Sparkaſſe zu Königsberg (Pr.) (56,4 Millionen , Einlagen) vertreten. 
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In der nächſtgrößten Klaſſe mit einem Beſtande zwiſchen 10 und 30 Millionen . 
ſind 2 Sparkaſſen. Weitere Angaben, auch für die oſtpreußiſchen Regierungsbe⸗ 
zirke und Preußen überhaupt ſind aus der Aufſtellung zu entnehmen. 


Die Sparkaſſen nach der Höhe ihres Einlagenbeſtandes 1888, 1900 und 1913.) 


Sparkaſſen mit einem Einlagen⸗ 


Spar⸗ beſtande von 
x kaſſen⸗ | 
Gebiet Jahr 18 J. über 30 über 10 über 3 | über 1 1 Mill. 
uberz über 100 bis 100 bis 30 bis 10 bis 3 und 
haupt ag Mill. Mill. Mill. Mill. darunter 
Mark Mark Mark Mark Mark 
Reg.⸗Bez. Königsberg 304 — 1 1 4 12 12 
„ MOHHIDTEEEN 2, 4. | 1913 15 — — — 8 5 2 
Allenftein . \ 22 — — 1 4 8 9 
1913 67 — 1 2 16 25 23 
Wüpfbiße Le 1900 434 — 1 — 5 18 19 
1888 40 — — 1 — 4 35 
eden 1913 1765 12 46 309 578 424 396 
% 1900 1490 2 17 85 406 445 535 


Hier ſei auch erwähnt, daß im Jahre 1913 in den Regierungsbezirken 
Königsberg und Allenſtein je 1 ſtädtiſche und je 3 Kreisſparkaſſen mit Konto⸗ 
korrentverkehreinrichtung verſehen ſind. Der Kontokorrenteinlagenbeſtand be⸗ 
trägt am Jahresſchluſſe im ganzen 1 242 171 M. 


Die Einlagenbeſtände der einzelnen oſtpreußiſchen Sparkaſſen im Jahre 
1912 und 1913 führt die vom Sparkaſſenverband der Provinz Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen bereitwillig zur Verfügung geſtellte Tabelle 1 vor Augen. 

Es erhebt ſich nun die Frage nach Beruf und Berufsſtellung 
der Sparer. Leider liegt kein Material für die oſtpreußiſchen Sparkaſſen 
insgeſamt über dieſes Problem vor. Eine Rundfrage hat nichts Tatſächliches 
ergeben, wenn auch von vielen Kaſſen hervorgehoben wird, daß vorzugsweiſe 
der kleine Mann, der Handwerker, untere und mittlere Beamte uſw. zu ihren 
Einlegern zählen. Teilweiſe wird der Beruf der Kontoinhaber auch gar nicht 
feſtgeſtellt, weil mancher Sparer argwöhniſch eine ſchädigende Abſicht hinter ſol⸗ 
chen Erkundigungen vermutet. Ein gewiſſer Einblick in die hier zur Erörterung 
geſtellten Verhältniſſe iſt jedoch bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Königsberg (Pr.) 
möglich. Hier beſteht eine Aufnahme des Beſtandes der Sparer nach ihrem 
Berufe, ihrer Berufsſtellung und ihrem Wohnſitz, ob innerhalb oder außerhalb 
der Stadt, für das Jahr 1909. Als Stichtag iſt der 1. Januar gewählt, weil 
an dieſem Tage Ein⸗ und Auszahlungen nicht gemacht werden und wohl die Mehr- 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Landesamts. 1890, 1915. 


87 


Tabelle 1. Die Einlagebeſtände der Sparkaſſen in Oſtpreußen.“) 


N Einlagebeſtand Einlagebeſtand 
Kreisſparkaſſe Stadtſparkaſſe 
| 1912 | 1913 1912 | 1913 

1. Allenſtein 3 140 899 3 194 023 1. Allenſtein. 2 035 807 2 025 534 

2. Angerburg 3 154 866 3211 820 2. Angerbuerg 239 146 247 938 

3. Bartenſtein 5 835 032 5 968 008 Marg, 142 242 195 300 

4. Biſchofsburg. 2 318 434 2 512 056 4. Bartenftein . . 298 003 350 803 

5. Braunsberg .. 2 529 123 2 737 681 . Bial ae 127 585 198 491 

6. Darkehmen 1933 964 1 975 084 6. Bifhofsburg . . 1 697 520 1 757 842 

7. Fiſchhauſen 1971 184 2114 458 7. Brauns berg. 1 968 163 1983 411 

8. Gerdauen 2 516 029 2 697 476 8. Drengfurt 416 761 414 360 

N Gollag 3931 892 4 150 970 9. Gerdauen 644 592 742 085 
10. Gumbinnen 5 852 945 6448128 ||| 10. Guttſtade 535 790 552 977 
11. Deilsbern 2 194 308 2288617 ||| 11. Heiligenbeil . 224 697 238 141 
12. Heiligenbeil .. 2 811 239 2857242 12. Inſterburg 4 042 800 4 216 568 
13. Heinrichswalde. 1171 669 1474036 ||| 13. Sohannisburg . 802 415 802 415 
14. Heydeftug ...| 1251981 | 1428928 ||| 14. Königsberg... 53709163 | 56404 822 
15. Sniterburg . . . 1 560 091 1893 84315. Liebemühl ... 604 090 603 866 
16. Johannisburg. 3 730 109 3927933 ||| 16. Liebſtade 752 606 797 862 
17. Königsberg.. . 13 427 036 | 14818717 17. Lyck 525 316 580 424 
18. cba 2 722 044 2823990 ||| 18. Memel. 6 050 268 6 082 600 
DIEBE N. 2 570 842 2 803 346 19. Mühlhauſen 171 310 3 980 943 
20 % AN. 12 495 281 12495518 ||| 20. Mohrungen 3 728 043 233 125 
21. Marggraboiva . 2 836 650 2 894 852 ||| 21. Neidenburg .. . 107 175 294 100 
22. Mohrungen 870 209 1 234 665 ||| 22. Nordenburg. . ) ? 209 931 
23. Neidenburg . .. . 1 665 315 1833946 [[ 23. Ortelsburg 973 427 1162 500 
24. Ortelsburg 2 571 286 2734815 ||| 24. Oſterode 2 717 350 2 838 308 
25. Oſterode 7117 480 7186 125 25. Paſſenheim 10 018 111 063 
26. Pillkallen 5 975 687 6 523 375 ||| 26. Pillauu 545 043 685 743 
27. Pr.⸗Ehlau 1 813 339 2 000 228 ||| 27. Br.» Holland. . . 631 164 781 180 
28. Pr.⸗ Holland. 9 441 677 9 797 304 [ 28. Raſtenburg 2 211 115 2 310 249 
2 nagt 4 792 261 5 320 680 ||| 29. Saalfeld 698 336 883 058 
30. Raftenburg ... . 1619 671 1879411 ||| 30. Sensburg .. .) 2 2 
31. Sensburg 2811 859 2905428 ||| 31. Soldau . . .) 2 308 844 
32. Stallupönen .. 4 778 260 5 105 031 ||| 32. Tapiau .. ..». 308 820 344 230 
53: Tilſit e 378 872 544 459 [ 38. Tilſit 8 317 861 8 075 598 
34. Wehlau 2 365 000 2 445 003 


1) Die Zahlen find bereitwilligſt vom Sparkaſſenverband der Provinzen Oſt⸗ und Weſt⸗ 
reußen zur Verfügung geſtellt. 
2) Trotz mehrfacher Nachfragen waren die fehlenden Angaben nicht zu erhalten. 
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zahl der Einlagen phyſiſcher Perſonen bis auf die einiger Beamten, die ihr Ge⸗ 
halt ſo zeitig vor dem 1. Januar erhalten haben, daß ſie es noch zur Sparkaſſe 
bringen konnten, Erſparniſſe darſtellen, die hauptſächlich zur Deckung unvorher⸗ 
geſehener Ausgaben dienen ſollen. Weiter iſt günſtig, daß das Weihnachtsfeſt 
vorüber iſt, und daher der Teil des Spargeldes der für Geſchenke und Anſchaf⸗ 
fungen zurückgelegt wird, bereits abgehoben ijt.!) 

Die Statiſtik kann aber keinen Anſpruch auf vollſtändige Genauigkeit er⸗ 
heben, da ſeit der erſten Einzahlung der Sparer eingetretene Berufsänderungen 
im allgemeinen nicht berückſichtigt ſind, und die Berufsangabe daher nicht ohne 
weiteres noch für den Erhebungstag gilt. Auch die Zahl der Konten entſpricht 
nicht der der ſparenden Perſonen. Obgleich nach dem Statut jeder Sparer nur 
ein Sparguthaben beſitzen darf, gehören doch manchmal mehrere Konten einem 
einzelnen.?) 

Von der Statiſtik ſind überhaupt 105 418 Konten mit 50 175 944 M Ein⸗ 
lagen erfaßt. Von dieſen entfallen 102 799 Konten mit 47 860 489 M auf die 
phyſiſchen Sparer, von denen 80,45 % mit 73,90 % der Einlagen ihren Wohn⸗ 
ſitz in Königsberg haben. 

In Tabelle 2 iſt nun die Verteilung der Konten und Einlagen ſowie der 
Durchſchnittsbeträge der letzteren auf die Berufsabteilungen und ⸗ſtellungen an⸗ 
gegeben. Zunächſt iſt hervorzuheben, daß bei 25,71% der Konten mit 27,69 % 
der Einlagen eine Berufsangabe überhaupt nicht vorliegt. Die Anteilsziffern 
der übrigbleibenden ca. 75 9% ſind alſo mit einer gewiſſen Vorſicht zu beurteilen, 
da man nicht weiß, ob die Konten ohne Berufsangabe ſich auf einzelne Berufs⸗ 
abteilungen und ⸗ſtellungen im weſentlichen beſchränken oder gleichmäßig auf alle 
verteilen. g 

Ein beſonders hoher Anteil, 21,71 %%, entfällt auf die Guthaben der Stu⸗ 
dierenden, Seminariſten und Schüler. Der entſprechende Teil der Einlagen be⸗ 
trägt nur 14,66 %. | 

Aus der Tabelle iſt der Anteil ſämtlicher Berufsabteilungen an den Konten 
leicht zu erſehen. Nächſt der Abteilung F, ohne Beruf und Berufsangabe, auf 
die 49,93 % aller Konten entfallen, hat D, Häusliche Dienſte und Lohnarbeit, 
mit 16,16 9% den höchſten Anteil inne. Es folgen Induſtrie, Handel, Militär 
und öffentlicher Dienſt und an letzter Stelle Landwirtſchaft. 


Doch ſoll hier nicht weiter darauf eingegangen werden, weil wir es, auch 
abgeſehen von den nicht zu umgehenden Mängeln, nicht mit Angaben zu tun 
haben, aus denen auf die Berufe der Konteninhaber in der Provinz überhaupt 
geſchloſſen werden kann. Der Kreis der als Sparer für die ſtädtiſche Sparkaſſe 
zu Königsberg in Betracht kommenden Perſonen iſt in ſeiner Berufszuſammen⸗ 
ſetzung ein anderer als der für die oſtpreußiſchen Sparkaſſen insgeſamt. Auch 

1) Neuhaus, Beruf und Berufsſtellung der Konteninhaber bei der ſtädtiſchen Spar⸗ 


kaſſe zu Königsberg i. Pr., Königsberger Statiſtik Nr. 9. Königsberg 1911. 
2) a. a. O. S. 5—8. 
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Tabelle 2. Die Verteilung der Konten und Einlagen der phyſiſchen Sparer 
der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Königsberg i. P. auf die Berufsabteilungen und 
Stellungen ſowie der Durchſchnittsbetrag der Konten am 1. Januar 1909.) 


Die Anzahl der Die Höhe der Einlagen 


Berufsabteilung bzw. . 
⸗Stellun A Durch⸗ 
9 über⸗ v. H. 15 v. H. schnitt auf 
haupt aller aller ein Konto 
A. Land wirtſchaft. | | | 
% V 1735 | 1,69 | 1 364 383 2,85 | 786,39 
Angeſtellte * 1469 1,43 1035 158 2,16 | 704,67 
Zuſammen 3204 3,12 2 399 541 5,01 | 748,92 
B. Induſtrie. 
Selbſtändige 4451 4,32 3 076 351 6,43 691,16 
Angeſtellte 744 0,72 453 880 0,95 601,05 
Gelernte Arbeiter. 1 8208 | 7,98 3707865 | 7,75 451,74 
Zuſammen | 13403 13,04 7 238 096 15,12 540,03 
C. Handel. 
Selbſtändige 3987 388 | 2833814 5,92 | 710,76 
Angeſtellte . 2573 2,50 | 1117733 2,33 434,41 
Handlungsgehilfen uſw. 5 006 4,87 [ 2113479 442 | 422,19 
Zuſammen | 11566 | 11,25 | 6065 026 | 12,67 | 524,38 
D. Häusliche Dienſte und 
Lohnarbeit. 
J 8171 7,95 | 3 147 500 6,58 | 385,20 
eee ee eee 8440 821 4 085 032 8,53 484,01 
Zuſammen | 16611 16,16 7232 532 15,11 435,40 
E. Militär- und öffentlicher 
Dienſt. 
Offiziere und höhere Beamte 2 837 2,76 1445 443 3,02 509,50 
Unteroffiziere und mittlere Beamte 3 206 3,12 1469 293 3,07 485,29 
Niedere Beamte . 836 0,62 313 368 0,65 | 492,72 
Zuſammen 6 679 6,50 3228 104 6,75 | 483,32 
F. Ohne Beruf und Berufs⸗ 
angabe. 
Von eigenem Vermögen Lebende . 2444 2,38 1410 794 2,95 577,25 
Von Unterſtützung Lebende. 6 0,01 1580 0,00 263,33 
Studierende ufm... . 22319 21,71 7015 288 14,66 | 314,32 
Inſaſſen öffentlicher Anſtalten Ne 140 0,14 17209 0,04 123,35 
Ohne Berufsangabte 26427 25,71 | 13 252 319 27,69 | 501,47 _ 
Zuſammen | 51336 49,93 | 21 697 190 45,34 | 422,65 
überhaupt 102 799 100,— [47 860 489 100,— | 465,57 


) Königsberger Statiſtik Nr. 9, S. 9 f. 
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bei den Angaben der Berufsſtellungen der Sparer iſt zu bedenken, daß die be- 
handelte Großſtadtſparkaſſe kein typiſches Beiſpiel für das ländliche Oſtpreußen iſt. 

In derſelben Arbeit!) iſt ein weiterer Verſuch unternommen, der Aufmerk⸗ 
ſamkeit verdient. Es iſt die Anzahl und der Einlagenbeſtand der Sparkonten 
der in Königsberg wohnenden Selbſtändigen, Angeſtellten und gelernten Arbeiter 
in Landwirtſchaft, Induſtrie und Handel, ſowie der Dienſtboten und der gelernten 
Arbeiter zu den betreffenden Erwerbstätigen nach der Berufszählung von 1907 
in Beziehung geſetzt. Die beiden Zählungen liegen zwar 18 Monate auseinander, 
der Wert des vorgenommenen Vergleiches dürfte aber doch wenig darunter leiden, 
da in der Berufszuſammenſetzung von Juni 1907 bis Anfang 1909 in Königsberg 
kaum größere Anderungen eingetreten ſind. 

Um die Spartätigkeit der Königsberger möglichſt vollſtändig zu erfaſſen, 
ſind auch von der Kreisſparkaſſe Königsberg die entſprechenden Angaben ge⸗ 
liefert. Aus der Tabelle 3 ergibt ſich zunächſt, daß die Zahl der 1907 vorhan⸗ 
denen landwirtſchaftlichen Angeſtellten hinter der Anzahl der Sparkonten der 
betreffenden Gruppe erheblich zurückbleibt. Wahrſcheinlich iſt es darauf zurückzu⸗ 
führen, daß Angeſtellte dieſes Berufes bei Stellungswechſel ſich einige Zeit in 
Königsberg aufhalten, ihre Erſparniſſe anlegen und ſie hier belaſſen, auch wenn 
ſie abziehen, da ſie doch ab und zu nach der Provinzialhauptſtadt kommen. Bei 
den übrigen Berufen pflegen die Erſparniſſe beim Verlaſſen der Stadt abgehoben 
zu werden.?) Infolge der beſonderen Verhältniſſe wollen wir alſo im folgenden 
von den landwirtſchaftlichen Angeſtellten abſehen. 

Im Verhältnis zur Geſamtzahl der vorhandenen Perso haben am 
meiſten Konten die ſelbſtändigen Landwirte. Hier dürften ähnliche Verhältniſſe 
wie bei den oben erwähnten Angeſtellten vorliegen. Dann kommen die Ange⸗ 
ſtellten in Handel und Verkehr und weiter die Handlungsgehilfen. Relativ am 
wenigſten Konten haben dagegen die Angeſtellten in der Induſtrie und die unge⸗ 
lernten Arbeiter. In jeder Berufsabteilung und ⸗ſtellung haben aber doch min⸗ 
deſtens ein Viertel der vorhandenen Perſonen ein Sparkonto. 

Das Sparguthaben, das auf eine vorhandene Perſon entfällt, iſt am größ⸗ 
ten bei den ſelbſtändigen Landwirten mit 603,7 HM. Es folgen die Selbſtändigen 
in Handel und Verkehr mit 419,48 / und dann die Selbſtändigen in der In⸗ 
duſtrie. Am geringſten iſt es bei den ungelernten Arbeitern mit 126,45 M. 

Es iſt nochmals zu betonen, daß die an und für ſich intereſſante Statiſtik 
nur als ein Verſuch zur Beantwortung der Frage nach Beruf und Berufsſtellung 
der Sparer anzuſehen iſt. Sie weiſt im Urmaterial liegende, nicht ausſcheidbare 
Mängel auf, die es verbieten, ſichere Schlüſſe aus ihr zu ziehen. Ferner iſt anzu⸗ 
nehmen, daß eine Feſtſtellung der Berufe und der Berufsſtellung der Sparer bei 
den oſtpreußiſchen Sparkaſſen überhaupt ein anderes Reſultat ergeben würde. 
Daß eine ſolche Statiſtik in einigermaßen einwandfreier Form durchzuführen 
iſt, muß aber bezweifelt werden. 


1,0 D . ff. 
a. a. D. 8. 28 
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B. Die oſtpreußiſche Spartätigkeit im Vergleich mit der 
der übrigen Provinzen. 

Wir haben geſehen, daß der Erfolg oſtpreußiſcher Spartätigkeit hinter dem 
Geſamtpreußens zurückbleibt. Es erhebt ſich nun die Frage, wie die Ergebniſſe 
in den einzelnen Provinzen ſich zu dem in unſerer Provinz ſtellen. Erſt dann 
werden wir ſagen können, ob die hieſigen Sparkaſſenverhältniſſe erheblich hinter 
denen anderer Gebiete mit ähnlichen Lebensbedingungen zurückbleiben oder nicht. 


Die Spartätigkeit in den einzelnen Provinzen.“) 


Es entfallen von [Es kommen Ein⸗ Der auf ein Sparbuch 
je 100 # Spar⸗ la Ki auf 1 5 entfallende Durch⸗ 
einlagen des 9 ſchnittsbetrag der 


Gebiet Geſamtſtaates auf Einwohner Spareinlagen beträgt 

1915 1888 1918 1888 1913 1888 

Mb Mb Ab MM Ab MH 

Oſtpreußen 1.81 164 11% T] 634,68 399,94 
Weſtpreüßen 2,00 1,50 150,66 30,85 729,18 464,93 
Stadtkreis Berlin 3,03 3,91 189,78 85,89 516,40 304,58 
Branden bug 9,23 6,18 269,16 76,19 616,31 366,70 
Phun LU N 4,93 4,49 371,89 86,21 911,06 565,87 
Penn 2,10 127 126,92 21,34 847,28 418,74 
Schleſten 7,88 822 | 191,06 | 57,74 604,88 364,53 
Sachſe n; 836 | 1148 | 346,72 | 136,60 694,35 448,64 
Schleswig⸗Holſtein 6,45 1154 | 497,97 | 289,95 | 1196,02 856,35 
Hanne 11,65 14,00 498,82 186,15 1 066,41 667,91 
Deine. a 16,62 17,49 486,74 | 229,17 1 581,14 1 186,84 
SeffenNaffau . . . . 4,89 445 276,24 | 80,76 760,59 | 483,94 
Rheinprovinz 20,88 13,58 361,06 90,28 1153,72 707,76 
Hohenzoll. Lande 0,17 0,26 314,42 | 112,34 803,36 640,85 
im Sag, 100,00 100,00 311,38 102,03 909,39 574,50 


In der Aufſtellung iſt zunächſt der Anteil der Provinzen an den preußi⸗ 
ſchen Spareinlagen aufgeführt. Nur noch Hohenzollern, das wegen ſeiner 
niedrigen abſoluten Bewohnerzahl beim Vergleich ausſcheidet, ſteuert 1913 einen 
geringeren Prozentſatz, 0,17, als unſer Gebiet mit 1,81 zu den preußiſchen Ein⸗ 
lagen hinzu. Am nächſten ſtehen uns Weſtpreußen mit 2,0 % und Poſen mit 
2,1 %, während den größten Anteil die Rheinprovinz, 20,88 %,, Weſtfalen, 
16,62 %, und Hannover, 11,65 % innehaben. Ihre größere Bevölkerungszahl 
iſt dabei mit von ausſchlaggebender Bedeutung. Außer den zuletzt genannten 3 
haben alle Landesteile weniger als je 10% der Spareinlagen im Staate über⸗ 
haupt inne. Um einen Einblick in die Entwicklung dieſer Verhältniſſe zu er⸗ 


1) Zeitſchrift des Preuß. Statiſt. Landesamts 1915. S. 85, 89. 
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halten, find die entſprechenden Zahlen für das Jahr 1888 mit angeführt, aus 
denen ſich ergibt, daß der oſtpreußiſche Anteil, 1,64, zwar noch kleiner als 1913 
iſt. 1888 haben aber außer Hohenzollern auch noch Weſtpreußen und Poſen un— 
günftigere Werte. Am höchſten iſt der Anteil von Weſtfalen, 17,49 %, Han 
nover, 14,00 %, und der Rheinprovinz, 13,58 %. Die Bedeutung der rhein— 
ländiſchen Spareinlagen für das preußiſche Sparkaſſenweſen hat alſo beſonders 
gewonnen, da ſich ihr Anteil in den 25 Jahren um 7,30 vermehrt hat und nun 
überhaupt an erſter Stelle ſteht. 

In der Aufſtellung iſt ferner für die Provinzen die Einlagenhöhe in ] auf 
den Kopf der Bevölkerung für dieſelben Jahre wie vorher angeführt. Hier ſteht 
Oſtpreußen 1913 mit 113,79 M überhaupt am tiefſten. Es folgen Poſen mit 
126,92 / und Weſtpreußen mit 150,66 MN, während die höchſten Zahlen in 
Hannover, 498,82 J, Schleswig⸗Holſtein, 497,97 , Weſtfalen, 486,74 AM, und 
der Rheinprovinz, 361,06 , erreicht werden. 1888 iſt Poſen noch hinter Oſt⸗ 
preußen zurück und ſteht Weſtpreußen uns nach oben am nächſten, während 
Schleswig⸗Holſtein, Weſtfalen, Hannover und Sachſen die günſtigſten Werte auf⸗ 
weiſen. 

Setzen wir die Einlagen zu der Zahl der Sparbücher in Beziehung, ſo ergibt 
ſich der Durchſchnittsbetrag, der auf ein Buch entfällt. Auch bei einer ſolchen 
Grundlage des Vergleiches ſteht Oſtpreußen mit 634,68 M recht ungünſtig da. 
Nur der Stadtkreis Berlin mit 516,40 % und Schleſien mit 604,88 / haben 
geringere Durchſchnittsbeträge. Im Gegenſatz zu dieſen Gebieten ſtehen Weſt— 
falen, 1581,14 , Schleswig-Holſtein, die Rheinprovinz und Hannover, in denen 
über 1000 AH auf ein Buch durchſchnittlich entfallen. 1888 hat bei dieſer Ver- 
gleichsgrundlage der Stadtkreis Berlin, Schleſien und Brandenburg geringere 
Durchſchnittsbeträge als Oſtpreußen und an der Spitze Stehen dieſelben Pro— 
binzen wie 1913 und in der gleichen Reihenfolge. 

Wir ſehen alſo, daß Oſtpreußens Sparkaſſenweſen dem der weſtlichen 
Provinzen nicht nahekommt und auch unter den öſtlichen Gebieten eine ſehr be— 
ſcheidene Stellung einnimmt. Es iſt aber hervorzuheben, daß aus mehr oder 
weniger ſtarkem Steigen der Spareinlagen auf den Kopf der Bevölkerung nur 
mit Vorſicht auf ein Anwachſen des Wohlſtandes in etwa gleichem Tempo zu 
ſchließen iſt. Die Spartätigkeit hängt auch von anderen Faktoren in erheblichem 
Maße ab. 

Das Anwachſen der Einlagen iſt zunächſt allerdings ein ſicheres Zeichen, 
daß Bevölkerungskreiſe über Einkünfte verfügen, die über die Aufwendungen 
für ihren augenblicklichen Lebensunterhalt hinausgehen. Daß dies aber nicht 
unbedingt mit Mehrung des Wohlſtandes zuſammenhängt, zeigt wohl keine Ge— 
legenheit deutlicher, als die jetzige Kriegszeit, in der die Sparguthaben gewaltig 
angewachſen ſind, weil die meiſten Güter und jede verfügbare Arbeitskraft in 
der Kriegswirtſchaft gebraucht und daher vom Staate gut bezahlt werden, und die 
Gelegenheit für die erhaltenen Gelder Neues zu kaufen, erheblich geſunken iſt. 
Hier iſt ſicherlich nicht von wachſendem Wohlſtande zu ſprechen. 
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Es wäre auch der Schluß trügeriſch, aus verſchieden ſtarkem Steigen 
der Einlagen in zwei Gebieten ohne weiteres auf verſchieden ſtark ſteigende Wohl⸗ 
ſtandsverhältniſſe zu ſchließen. Von weſentlicher Bedeutung iſt zunächſt, ob die 
Geld⸗ oder Naturalwirtſchaft mehr oder weniger überwiegt. In Oſtpreußen hat 
die letztere noch eine größere Bedeutung als in den weſtlichen Provinzen. Schon 
hieraus ergibt ſich ein Zurückbleiben der Einlagenbeſtände unſerer Sparkaſſen 
beim Vergleich mit denen des Weſtens. Auch die ganze Lebensauffaſſung der 
Bevölkerung, die mehr oder weniger entwickelte Spargelegenheit, die Höhe des 
Zinsfußes, und beſonders die berufliche Gliederung der Bevölkerung eines Ge⸗ 
bietes ſind von weſentlichem Einfluß auf die Spartätigkeit. Dem Induſtrie⸗ 
arbeiter und kleineren Angeſtellten bleibt beiſpielsweiſe kaum ein anderer Weg 
übrig, ſeine etwaigen, zunächſt doch immer kleinen, Überſchüſſe nutzbringend an⸗ 
zulegen als die Vermittlung der Sparkaſſe. Der kleine Selbſtändige iſt dagegen 
in der Lage, ohne weiteres Erſparniſſe ſeinem Betriebe zugute kommen zu laſſen. 
Der Landwirt z. B. wird ſeine Gebäude verbeſſern, ſeinen Boden meliorieren, 
ſein totes und lebendes Inventar vermehren oder wertvollere und auf die Dauer 
höhere Erträge verſprechende Viehraſſen halten. Für ihn, den kleinen Selb⸗ 
ſtändigen, iſt die Nutzbarmachung etwaiger über den augenblicklichen Lebens⸗ 
unterhalt hinausgehender Einkünfte auch ohne die Sparkaſſen leicht zu bewerk⸗ 
ſtelligen. Erhebliche Kapitalien kann er zu einer allmählichen Verbeſſerung ſeines 
Betriebes verwenden. Und ſicherlich iſt im öſtlichen Preußen der Punkt, an 
dem eine weitere Inveſtierung von Kapital in Betrieben der verſchiedenſten Art 
volkswirtſchaftlich nicht mehr nutzbringend wäre, im ganzen noch lange nicht 
erreicht. | 

Geht der kleine Selbſtändige zur Sparkaſſe, jo tut er dies vorwiegend, um 
einen jederzeit ſchnell greifbaren Sicherheitsfonds zu beſitzen. Bei dem Unſelb⸗ 
ſtändigen ſpielt aber häufig die Unmöglichkeit mit, ſein Geld anders erſprießlich 
zu verwenden 

Die Spartätigkeit unſerer agrariſchen Provinz, ſoweit ſie ſich in Einlagen 
bei den Sparkaſſen zeigt, wird alſo hinter der volkswirtſchaftlich fortgeſchrittenerer 
Gebiete mit Großinduſtrie und vielen Unſelbſtändigen, wie z. B. Rheinland und 
Weſtfalen, zurückbleiben, ſelbſt wenn die über den Lebensunterhalt hinausgehen⸗ 
den Einkünfte, auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, gleich groß wären. 


C. Die Nutzbarmachung der Sparkaſſengelder. 


Das Geſamtvermögen der oſtpreußiſchen Sparkaſſen deckt ſich nicht mit 
dem ſchon beſprochenen Betrage der Einlagen. Es iſt erheblich größer, da noch 
Werte hinzukommen, die leider aus den in der Zeitſchrift des Preußiſchen ſtatiſti⸗ 
ſchen Landesamts 1915, S. 120—125 gebotenen Tabellen nur teilweiſe erſichtlich 
ſind. Immerhin iſt (ſiehe Tabelle 4 S. 96/97) zu erkennen, daß 1913 
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zu dem Einlagenbeſtand von . . . 237 303 819 % 
hinzu kommen: 


Separat⸗ oder Sparf ond 265 174 „ 
JCJJVVJJVVV a 11 986 927 „ 
Eigenes Vermögen der Kaſſen . 271 062 „ 


Der durch Addition dieſer Summen gefundene Betrag von 249 826 982 M bleibt 
aber noch hinter dem zinsbar angelegten Vermögen der Sparkaſſen zurück. Und 
doch iſt ſelbſt mit letzterem Wert das Geſamtvermögen noch nicht voll erfaßt, da 
Teile nicht verzinslich angelegt ſind, wie z. B. Kaſſenbeſtände, Gebäude. 


Über das zinsbar angelegte Vermögen der Sparkaſſen im Betrage von 
255,75 Millionen Mark und die Art der Anlage gibt Tabelle 4 Auskunft. Danach 
nehmen den größten Prozentſatz der angelegten Vermögensteile die ſtädtiſchen 
Grundſtücks⸗Hypotheken mit 42,90 (43,48) % ein. Es folgen die Inhaber— 
papiere mit 21,64 (21,85) % und erſt dann die ländlichen Hypotheken mit 17,07 
(17,20) %). Der übrig bleibende Teil ſetzt ſich nach der Höhe des Anteils geordnet 
aus Anlagen bei öffentlichen Inſtituten und Korporationen, Schuldſcheinen, 
Fauſtpfändern, Wechſel⸗ und ſonſtigen Anlagen zuſammen. Aus der Aufſtellung 
gehen die Einzelheiten hervor. Es iſt auch zu erſehen, daß von den ſtädtiſchen 
Hypotheken etwa ein Fünftel, von den ländlichen über ein Viertel als Amorti- 
ſationshypotheken vergeben ſind.!) 

Bei einem Vergleich mit den Ergebniſſen des Jahres 1900 iſt feſtzuſtellen, 
daß die abſolute Höhe der Anlage bei allen Arten zugenommen hat. Relativ 
haben aber Inhaberpapiere, Wechſel und Fauſtpfand abgenommen, während eine 
beträchtlichere Erhöhung in dem Anteil der Anlagen in ländlichen Hypotheken 
und bei öffentlichen Korporationen eingetreten iſt. In Preußen iſt die relative 
Höhe der Anlagen in ländlichen Hypotheken, Inhaberpapieren, Schuldſcheinen, 
Wechſel und Fauſtpfändern mehr oder weniger geſunken, dafür aber der Anteil 
der ſtädtiſchen Hypotheken von 33,48 % auf 43,43 % und der Anlagen bei 
öffentlichen Korporationen und Inſtituten von 9,65 % auf 13,17 % ange: 
ſtiegen. Es beſteht demnach zwiſchen Oſtpreußen und Preußen ein erheblicher 
Unterſchied in der Entwicklung des Anteils der ſtädtiſchen und ländlichen Hypo⸗ 
theken an dem zinsbar angelegten Sparkaſſenvermögen. Im allgemeinen iſt 
aber die Veränderung bei uns geringer und gerade durch die Fortbildung in 
Preußen iſt der Anteil der einzelnen Arten der Vermögensanlagen in Staat 
und Oſtpreußen einander näher gekommen als es noch im Jahre 1900 der 
Fall war. 

Der Zweck der Anlage iſt die Nutzbarmachung der Gelder. Welches Er⸗ 
gebnis hierbei erzielt wird, wollen wir jetzt feſtzuſtellen ſuchen. 

Nimmt man das arithmetiſche Mittel zwiſchen den Anlagen am Schluſſe 
des Vorjahres und des Berichtsjahres 1913, ſo ergibt ſich für Oſtpreußen eine 


1) Siehe hierzu: von Altrock, Die öffentlichen Sparkaſſen in Preußen, Berlin 1917, 
S. 204 ff., 263 ff., 334ff. 8 
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Tabelle 4. Das Sparkaſſenweſen im 
—— — — — — — — —ę—ẽ ——— A— — — —ͤ—p—p— 


Zuwachs im laufenden 
Jahr 


e Betra 
Baht Mr 5 be 9 
100 inla laufenden en 
Gebiet Jahr Sbar⸗ 1 Schluſe Di durch 8 für am Schluſſe 
f kaſſen Zuſchreibung i 3 F. des | 
über: are neue Ein- Sehe abgelaufenen 
Rechnungs⸗ von In genommene ; 
haupt vorjahres Zinſen 9 Einlagen Rechnungs⸗ 
jahres 
. . 
Reg.⸗Bez. 
Königsberg 308 124 197 772] 4 128 937 62 735 742] 60 505 178] 130 557273 
Gumbinnen . 1913 15 51 380 566] 1 743 046 20 479 842] 19 178 449 54 425 005 
Allenſtein 22 49 971512] 1736293 20 850 075] 20 236 339 52 321 541 
Dftpreußen . . . 11913 67 225 549 850 7608276 104 065 659 99919966 | 237 303 819 
1900 43 99 285 767] 2 914 253 40 488 1811 40 953 563] 101 734 638 
Preußen 19131765 12 432 489 874 406 690 662 4 151 126 084 3 879 038 55713 111 268 063 
1900 ! 1490 | 5 493 610 193 156 812 153 1 402 571 637 |1 307 199 009 5 745 794 974 
Die Anlage des Vermögens der Sparkaſſen 
Von dem Vermögen der Sparkaſſen ſind zinsbar angelegt Millionen 
in Hypotheken auf in 1 | | 
ſtädtiſche || ländliche Nageslurſe Döffen 
Gebiet Jahr Grundſtücke het geh; auf gegen en dice 
hi darunter | % darunter 1 Schuld⸗ Wechſel Fauſt⸗ 
über⸗ Amorti⸗ über⸗ Amorti⸗ hie ſcheine pfand , 
haupt | fations- || Haupt | fations- niedriger Korpo⸗ 
hypotheken pyhotheken] zu dieſem | alone 
Reg.⸗Bez. 1 
Königsberg | | 59,19| 10,66 || 20,301 6,25 38,01 6,68 117 | 817 | 
Gumbinnen ...0.4.41918 1 28921 396.11. 18,11 vol 10,53 0,78 3,00 | 0,49 
Allenſtein | 26.61 ,,20,00 1.030,24 2,19 6,80 3,1 ; 
Oſtpreußen . 11913 109,72 21,17 43,65 12,15 55,34 1 é᷑ . a 
1900 | 46,05 — 16,03 — 29,69 3,77 518 523 | 
Preußen . 11918 5907,20 999,04 2339,48 663,96 | 2971,79 208,28 77,34 1121,44 1790,81 
1950 [2000,20 — 1486,73 — 1553,71 150,46 86,32 80,63 576,61 


Rechnungsjahre 1900 und 1913.) 
Js — —— — —D· ẽ . — 
An Sparbüchern befanden ſich am Jahresſchluſſe im 


Betrag 


Betrag 5 Umlauf mit einer Einlage 
t Bet des Verwal⸗ 
eigenen z über f ö . 
Separat⸗ des g koſten der dis über | über | über über über über über | über: 
„„ Ver⸗ Spar⸗ | co. 00 bis 150 bis 300 bis 600 bis 1500 bis 3000 bis 10000 % 1 0 
Et mögens kaſſen im 150 % 300 600 # 1500 % 3000 10000 # 
f nd fonds der Rech⸗ 
5 Kaſſen | nungs⸗ 
ahr 


e Tauſend Stück 


265 174] 6445322 33 441] 344 770 90,4 29,5 25,5 30,5 32,8 14,4 7,1 0,6 231,1 
. 2 682 406 861] 141055] 25,4 10,8 9,7 12,4 12,5 5,1 3,0 0,3 79,5 
er 2 859 1990 236 760] 165 720 194 88 73 9,2 99 4,7 3,2 0,5 63,2 

265 174 11 986 927 271 062 651 545 135,3 49,2 42,5 52,2 55,2 24,3 184 144 373,8 

— re 
190 683] 6 590 082 2 663] 299813) 70,9] 35,4 29,7 31,5 43,5 2,4 0,2 2139 
6 074 2650622 994 469014 364 100,24 736 88904347, 3 1891,3 16453 1930,0 2376,6 12300 868,1 128,7 14417,6 


—— —A—[t 


8 122 3391364 628 437 3 726 276010 392 68902421,5.1324,11188,41331,7 a 302,8 36,0 | 8627,9 


) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statift. Landesamts 1902, S. 108-110; 1915, S. 120, 121. 


im Jahre 1900 und 1913.2 


Mark Von dem zinsbar angelegten Vermögen der Sparkaſſen entfallen „ auf: 
| Hypotheken auf | | | Anlagen 
5 ſtädtiſche ländliche 4 öffent⸗ 
2 P eU? ſonſtige 
ſonſti⸗ u: Grundſtücke 5 S uld⸗ 5 1 Fauſt⸗ N . 3 9 
Aber⸗ 5 echſe Inſti⸗ n⸗ 
gen ſammen 1 darunter über⸗ darunter 0 ſcheine chf pfand | tuten 
mt 7 Amorti⸗ Uber⸗ Amorti⸗ papiere und lagen 
fagen haupt ſations⸗ haupt ſations⸗ Korpo⸗ 
0 N hypoiheken rationen 


0,77 141,47 41,84 7,53 | 14,35 4,42 | 26,87 | 4,72 0,82 5,77 5,07 ı 0,54 
0,79 57,860 41,34 6,85 || 22,66 6,41 18,20 1,35 5,19 0,85 9,05 1,36 
1,47 56,42] 47,16 | 11,61 || 18,15 3,88 12,06 | 6,58 6,32 1,16 5,97 | 2,60 
3,03 255,75 42,90 8,28 17,07 4,75 21,64 | 4,37 3,03 3,64 918 


0,39 109,09 42,22 = 14,69 — 27,21 3.46 4,75 4,80 2,51 0,36 
184,29 13 600,630 43,43 7,35 || 17,20 4,88 21,85 1,53 0,57 0,89 13,17 | 1,35 
40,39 5975,05] 33,48 . 24,88 — | 26,00 | 2,52 1,44 1,35 9,65 | 0,68 


2) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statift. Landesamts 1902, S. 108 ff.; 1915, S. 123—125 und 
Statift. Jahrbuch für den Preuß. Staat 1914, S. 348, 349. 


Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oſtpreußen. 7 
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Anlage von 249,13 Millionen M. Hierfür wurden 11,46 Millionen „ Zins⸗ 
bruttoeinnahme erzielt = 4,60 (4,29) % des Kapitals. Das arithmetiſche 
Mittel zwiſchen den Einlagen an den gleichen, oben erwähnten Zeitpunkten 
ergibt 231,43 Millionen M, für die 8,77 Millionen / Zinſen an die Sparer 
vergütet find = 3,79 (3,59) %. Es beſteht demnach eine Spannung von 0,81 
(0,70) %. Aus einem Vergleich mit den entſprechenden Verhältniſſen in den 
anderen Provinzen tritt hervor, daß Oſtpreußen die höchſte Verzinſung der An⸗ 
lagen hat und auch bei der der Einlagen nur noch von Weſtfalen, 3,82%, und 
Schleswig⸗Holſtein, 3,95%, übertroffen wird. | 


Aus der Spannung zwiſchen Anlage- und Einlagezinsfuß ergibt ſich der 
größte Teil des Rohüberſchuſſes, wenn auch noch aus den Reſerve⸗ und anderen 
Fonds ſonſtige Einnnahmen hinzutreten. 


Im ganzen betragen 1913 bei uns in Hundertteilen des zinsbar angelegten 
Vermögens: die Zinsüberſchüſſe 1,05 (0,81) und die Verwaltungskoſten 0,25 (0,18). 
Es verbleibt mithin ein Reinüberſchuß von 0,80 (0,63) vom Hundert. Geht man 
auf die gleichen Verhältniſſe in den anderen Provinzen ein, ſo zeigt ſich, daß 
Oſtpreußen nächſt Weſtpreußen relativ die höchſten Zins⸗ und Reinüberſchüſſe 
hat. Die Verwaltungskoſten ſind aber nur in Poſen und Heſſen⸗Naſſau größer 
und in Weſtpreußen gleich hoch.!) 

Außer dem Sparkaſſenweſen ſind als vermögenbildender Faktor auch die 
Betriebsverbeſſerungen,) auf die wir oben nur kurz hingewieſen haben, 
anzuſehen. Statiſtiſch laſſen ſie ſich nicht unmittelbar erfaſſen. Sie ſind aber 
gerade in unſerer Provinz von weſentlicher Bedeutung für die hier behandelte 
Frage. 

Weiter kommen für unſere Abhandlung die Kreditbanken in 
Betracht, auf die jedoch nicht mehr einzugehen iſt, weil ſie bereits im vierten 
Teile der Denkſchrift?) eine ausführliche Behandlung gefunden haben. Kurz 
ſei jedoch noch darauf hingewieſen, daß bei ſämtlichen behandelten Banken in 
Oſtpreußen einſchließlich der Genoſſenſchaften 321 369 235 / Depoſiten und 
Spargelder und 48 192 235 N Bankſchulden und Kreditoren Ende 1913 feſtge⸗ 
ſtellt ſind. Eine Summe alſo, die die Sparkaſſeneinlagen derſelben Zeit erheblich 
übertrifft. Von dieſen geſamten faſt 370 Millionen / betragenden fremden 
Mitteln der oſtpreußiſchen Kreditinſtitute entſtammen etwa 340 Millionen M oſt⸗ 
preußiſchem Kapitalbeſitz und nur 30 Millionen „ anderen deutſchen Landes⸗ 
teilen.“) 


1) Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſt. Bureaus. 1915, S. 98—101. 

2) Siehe dazu Hanſen, Die Landwirtſchaft in Oſtpreußen, Grundlagen des Wirt⸗ 
ſchaftslebens von Oſtpreußen, Teil II, Jena 1916. S. 480 ff. 

3) F. Werner, mit Unterſtützung von E. Hülſe, Der Handel und die Kreditbanken 
in Oſtpreußen, Grundlagen des Wirtſchaftslebens von Oſtpreußen, Teil IV, Jena 1917. 
S. 119 — 148. 


a, a D. ©, 143, 
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Zweites Kapitel. 


Konkurſe und Zwangsverſteigerungen. 


A. Eröffnete und beendete Konkursverfahren. 


Gewiſſe ſtatiſtiſche Nachweiſungen über die Konkurſe im Reiche beſtehen 
bereits ſeit 1881. Höheren Anforderungen genügt aber erſt die nach den Be- 
ſtimmungen des Bundesrats vom 29. November 1894 eingeführte Konkurs⸗ 
ſtatiſtik, die mit dem 1. Januar 1895 beginnt. Für dieſe werden von den Amts⸗ 
gerichten Zählkarten für ein Konkursverfahren bis zum Beſchluß über die Er— 
öffnung und für ein eröffnetes Konkursverfahren bis zur Aufhebung oder Ein⸗ 
ſtellung ausgeſtellt und dem kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amt zur Bearbeitung über⸗ 


ſandt.“) 


Jahr 


1 


1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 


18951918 a2 | m 4586 


Neue und beendete Konkurſe in Oftpreußen.?) 


Neue Konkurſe 


Wegen Spalte 3 vom Hundert] Beendete 
Eröffnete Maſſe⸗ Neue der Spalte 4 Konkurs⸗ 
Konkurs⸗ abgelehnte Konkurſe entſprechend verfahren 
verfahren [ Konkurs⸗ Sp. 2 u. 3 | Oſtpreußen in 
anträge Deutſchland 
e Kae BR BR a A EEE N Be 5 6 7 
177 18 195 9,2 9,6 151 
165 9 174 8,2 8,4 162 
159 20 179 11,2 9,1 178 
206 12 218 5,5 8,5 185 
208 16 224 7,1 8,8 182 
215 18 233 77 9,9 183 
261 26 287 91 10,9 215 
233 19 252 7,5 14,1 | 212 
248 21 269 7,8 15,1 231 
264 20 284 7,0 16,6 249 
194 23 217 10,6 17,6 212 
181 22 203 10,8 17,4 198 
213 21 234 9,0 17,8 193 
259 27 286 9,4 19,0 189 
238 43 281 15,3 21,6 242 
200 42 242 17,4 22,2 179 
235 26 261 10,0 21,3 188 
188 30 218 13,8 23,9 217 
298 e 9,4 23,4 202 
u RER TE Be 6 3768 


1) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs. 1913, III, ©. 1—4. 


2) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 1896-1914. 
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Aus vorſtehender Zuſammenſtellung find die Zahlen für die neuen Konkurſe 
und die beendeten Konkursverfahren in Oſtpreußen von 1895—1913 erſichtlich. 
Die Zahl der erſteren beträgt zwiſchen 174 und 329. Der höchſte Wert wird 
1913 erreicht. Wie die Tabelle zeigt, darf hieraus aber nicht auf eine fort⸗ 
laufende Steigerung der abſoluten Zahl geſchloſſen werden. 

Zu den neuen Konkurſen zählt die Statiſtik die eröffneten Konkursver⸗ 
fahren und die Konkursanträge, die wegen Mangels einer auch nur den Koſten 
des Verfahrens entſprechenden Maſſe, abgelehnt ſind. Letztere bilden einen nicht 
unerheblichen Teil, wenn der Prozentſatz auch mit Ausnahme des Jahres 1897 
in Oſtpreußen ſtets hinter dem entſprechenden Wert für Deutſchland zurückbleibt 
und dieſer Unterſchied in den letzten Jahren beſonders groß iſt. 1913 z. B. ent⸗ 
fallen in Oſtpreußen 9,4%, in Deutſchland dagegen 23,4%, auf dieſe Art. 
Dieſer Anteil an den neuen Konkurſen überhaupt iſt für uns wichtig, weil hier 
die Lage des Gemeinſchuldners eine ſo ſchlechte iſt, daß nicht einmal die Koſten 
für das Gericht und den Konkursverwalter gedeckt werden können und von einer 
Begleichung der Forderungen der Gläubiger überhaupt nicht mehr die Rede iſt. 
Es handelt ſich alſo um ſchwerſten wirtſchaftlichen Zuſammenbruch. 

Im ganzen find von 1895—1913 4586 neue Konkurſe in unſerer Provinz 
zu verzeichnen. Von ihnen entfallen 444 = 9,7 % auf die wegen Maſſemangels 
abgelehnten Konkursanträge. 


Die Arten der Gemeinſchuldner bei den neuen Konkurſen in Oſtpreußen 
1912 und 1913.) 


Neue Konkurſe Wegen Mangels 
—— hinreichend 


v. H. aller neuen abgelehnte Konkurs⸗ 


Art?) überhaupt Konkurſe anträge überhaupt 


1913 | 1912 1913 | 1912 1913 | 1912 


| 

Natürliche 1 m 181 122 55,0 55,9 19 | 18 
Nachläſſe . 37 28 11,2 12,8 8 8 
Einzelfirmen . 97 56 29,6 257 2 2 
Dffene Hande gesehen 6 5 1,8 2,3 — 1 
Kommanditgeſellſchaften . — 1 — 0,5 — — 

Aktiengeſellſchaften, einſchl. 

e 
auf Aktien ; 2 1 0,6 0,5 1 — 
Geſellſchaften m. b. H. 2 4 0,6 1,8 — 1 
Bergbauliche Gewerkſchaften — — — — — — 
Eingetr. Genoſſenſchaften 8 1 0,9 0,5 — — 
Andere Gemeinſchuldner. 1 — 0,3 — 1 — 
Summe | 329 | 218 100,0 | 100,0 31 | 30 


1) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 1913, 1914. 
2) Für frühere Jahre nicht in ſo eingehender Form möglich, weil erſt ſeit 1912 dieſe 
Gruppierung eingeführt iſt. 
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Nach der Art der Gemeinſchuldner entfällt, wie vorstehende Aufſtellung für 
1912 und 191 zeigt, über die Hälfte der neuen Konkurſe auf natürliche Perſonen, 
über ein Viertel auf Einzelfirmen und über ein Zehntel auf Nachläſſe. Auf die 
Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, Aktiengeſellſchaften, Eingetrage— 
nen Genoſſenſchaften uſw. kommen dagegen, wie ja zu erwarten, nur verſchwin— 
dende Anteile. | 

Aus der Aufſtellung S. 99 iſt weiter zu entnehmen, daß in den Jahren 1895 
bis 1913 151—249 Konkursverfahren beendet ſind. Nach der Art der Beendi— 
gung haben wir aber noch Unterſchiede zu machen, wie folgende Zahlen zeigen: 


Beendete Konkursverfahren in Oſtpreußen.“ 


Beendigung infolge 


Schluß⸗ a | Allgemeiner | 
Jahr verteilung e Einwilligung 1 Zu⸗ 
CCC ann 

8 vom 5 vom 5 vom BL vom 

über⸗ Hundert | übers Hundert über⸗ Hundert] über⸗ Hundert 

haupt Spalte 10 haupt Spalte 10 haupt Spalte 10 haupt Spalte 10 

1 2 ENTE N BR 8 9 10 

1895 72 47,7 70 46,4 3 2,0 6 3,9 151 
1900 90 49,2 84 45,9 3 1,6 6 3,3 183 
1905 116 54,7 84 39,6 1 0,5 11 5,2 212 
1910 104 58,1 66 36,9 1 0,5 8 4,5 179 
1911 107 56,9 64 34,1 3 1,6 14 7,4 188 
1912 124 57,1 82 37,8 5 2,3 6 2,8 217 
1913 109 54,0 85 42,1 3 1,4 5 | 2,5 202 


Am häufigſten iſt die Schlußverteilung, die 1913 bei uns 54% der Konkurs— 
verfahren zum Abſchluß gebracht hat. Sie erfolgt nach abgeſchloſſener Veräuße⸗ 
rung der Konkursmaſſe auf Grund der Schlußrechnung. Bei den auf dieſe Weiſe 
beendeten Verfahren kann der ausgefallene Betrag der Forderungen zu jeder 
Zeit nachgefordert werden, falls der Gemeinſchuldner ſpäter wieder zu Vermögen 
gelangt. Die Gläubiger können bei der Schlußverteilung alſo immerhin hoffen, 
ihre Verluſte ſpäter wieder einzutreiben. 

Häufig macht auch der Zwangsvergleich, 1913 bei 42,1%, dem Ver— 
fahren ein Ende, d. h. über einen Vergleichsvorſchlag des Schuldners wird in 
einem Vergleichstermin abgeſtimmt und die Mehrzahl der erſchienenen Gläubiger, 
deren Forderungen mindeſtens drei Viertel der Geſamtſumme aller ſtimmberech— 
tigten Gläubiger ausmachen, erklärt ſich für ihn. 

Weiter gibt es Fälle, 1913 2,5% der beendeten Konkursverfahren, in 
denen das Gericht eine Beendigung beſchließt, weil ſich nachträglich herausſtellt, 
daß eine den Koſten des Verfahrens entſprechende Konkursmaſſe nicht vorhanden 
iſt. Trotz des ſchon erheblichen Anteils, den die wegen Maſſemangels abgelehnten 


1) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reiches 1896 u. entſprechende folgende. 
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Anträge an den neuen Konkurſen inne haben, wird alſo doch noch einigen An⸗ 
trägen ſtattgegeben, die eigentlich aus dem gleichen Grunde hätten abgelehnt 
werden müſſen. 

Ferner kommt, allerdings recht ſelten, eine Beendigung dadurch zuſtande, 
daß ſämtliche Konkursgläubiger, welche ihre Forderungen angemeldet haben, zu 
einem Antrag des Gemeinſchuldners das Verfahren einzuſtellen, ihre Einwilli⸗ 
gung geben. 

Von Wichtigkeit für die Beurteilung der beendeten Konkurſe iſt ferner eine 
Anordnung nach der Höhe der Konkursforderungen. Dieſe bietet nachſtehende 
Aufſtellung für die Jahre 1910/13. 


Die beendeten Konkurſe in Oſtpreußen nach der Höhe der Konkursforderungen 


1910-13.) 

Die Konkursforderungen Abſolute Zahl Vom Hundert aller 
ee 100 * 1918 1912 111 | 1910 | 1913 | 1912 | 1911 | 1910 
Anter Dun en 1 10 1 1 0,5 | 4,6 05 | 0,6 
Ds. unten... ĩ 33 35 17 18 16,3 | 16,2 9,1 101 
„%% ͤ H 33 44 41 39 16,3 20,4 21,9 | 21,8 
ee , Boa 48 61 49 48 | 23,8 28,2 26,2 | 26,8 
)) a ER OPANT IS eg 58 43 55 46 | 28,7 19,9 | 29,5 25,6 
S 16 2 18 7.36 8,0 9,3] 9,6 10,1 
1% DON ar, 11 2 6 7 5,4 097 821 53 
5% DD re 2 — — 2 150 — — 14 
1000 uno mariber u. vr — 1 — — — 0,5 — — 

Konkurſe, bei denen die Schulden⸗ 

maſſe angegeben tft . . . . 1202 216 187 179 100,0 ‚100,0 100,0 | 100,0 


Der Zahl nach überwiegen bei weitem die kleinen Konkurſe. Am häufig⸗ 
ſten ſind die mit Forderungen in Höhe von 10 bis 20 bzw. 20 bis 50 Tauſend 
Mark. Größere Konkurſe kommen in Oſtpreußen wenig häufig vor. Ein 
Millionen-Konkurs iſt überhaupt nur einmal in dem angeführten vierjährigen 
Zeitraum eingetreten. 

Neben der Größe der Konkurſe iſt auch die Dauer der Verfahren von In⸗ 
tereſſe. Durch die Konkurseröffnungen werden Vermögenswerte, ſoweit ſie noch 
nicht zugrunde gegangen ſind, dem Verkehr entzogen. Der Konkursverwalter 
muß erſt die ganze Rechts- und Vermögenslage des Gemeinſchuldners aufklären, 
es müſſen gerichtliche Prüfungstermine über die Rechtmäßigkeit der angemeldeten 
Forderungen ſtattfinden und ſchließlich erfordert auch die Veräußerung der Ver⸗ 
mögensgegenſtände des Gemeinſchuldners viel Zeit. Die Konkursgläubiger 
müſſen alſo, auch wenn ihre Forderungen zum größten Teil doch noch gedeckt 
werden ſollten, längere Zeit auf die Begleichung warten,?) können die ausſtehen⸗ 


) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 1911-1914. 
2) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 1913. III. S. 11—12. 
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den Werte in ihren Betrieben nicht nutzbar machen oder ſie 1 nicht zur 
Verfügung ſtellen. 

Die Zahlen der folgenden Zuſammenſtellung, die über die Dauer der be⸗ 
endeten Konkursverfahren für die Jahre 1910/13 Auskunft geben, ſind alſo von 
volkswirtſchaftlichem Intereſſe. 


Die Dauer der beendeten Konkursverfahren in Oſtpreußen 1910-1913.) 


Von Hundert der beendeten 
Abſolut U 
Beendigung nach einer . Konkurſe 
Dauer von 


1913 | 1912 | 1911 | 1910 | 1913 | 1912 | 1911 | 1910 


unter 6 \ 1 0 1 72 57 59 5535,64 26,27 31,98 30,73 
6 bis unter 12 onaten] 68 73 58 58 33,67 33,64 30,85 232,39 


1 bis unter 2 40 56 38 39 [19,80 25,81 20,21 21,79 
2 8 15 13 19 18 742| 5,99 10,11 10,05 
3 „ 4 Jahren 3 14 5 3 1.49 6,45 2,66 1,68 
„ re u 5 2 2 5 3 0,99 0,92 2,66 1,68 
5 0 2 2 4 3 0,99 0,92] 2,13 1,68 


Summe | 202 | 217 | 188 | 179 5 100,— | 100,— 
| 


Etwa 60 % der Verfahren werden danach in 12 Monaten zum Abſchluß 
gebracht und bei etwa 30 % beträgt die Dauer ſogar weniger als 6 Monate. 
Immerhin werden danach aber 30—40 °/,, ein weſentlicher Teil, erſt nach ein- 
oder mehrjähriger Dauer abgeſchloſſen. Zur gleichen Zeit eröffnete Konkurs⸗ 
verfahren können alſo zu ſehr verſchiedenen Zeitpunkten abgeſchloſſen werden. 
Die Anzahl der jährlich beendeten Konkursverfahren bietet demnach ein un— 
klareres Bild der jedesmaligen wirtſchaftlichen Lage als die Zahl der eröffneten. 


B. Finanzielle Ergebniſſe. 


Die Tabelle 5 bringt Angaben über die finanziellen Ergebniſſe der be— 
endeten Konkursverfahren in verſchiedenen Jahren zwiſchen 1895 und 1913. 

Zunächſt iſt die abſolute Höhe der Teilungsmaſſe, alſo der Erlös des 
Konkursverwalters aus der Veräußerung der Vermögensgegenſtände des Gemein⸗ 
ſchuldners, angegeben, dann ſind die Konkursforderungen gegenübergeſtellt. Es iſt 
zu erſehen, daß dieſe beiden Summen keineswegs in Einklang mit einander ſtehen. 
Weiter ſind die bevorrechtigten und nichtbevorrechtigten Konkursforderungen 
aufgeführt und die abſolute und relative Höhe der ausgefallenen Beträge ver⸗ 
zeichnet. Bei den bevorrechtigten Forderungen iſt der Ausfall gering, nur in 


1) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 19111914. 
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beſonders ungünstigen Jahren überſchreitet er in Oſtpreußen 10 %. Von den 
nichtbevorrechtigten Forderungen betragen die Verluſte aber 73,4— 87,4%. Im 
Reichsdurchſchnitt ergeben ſich in beiden Fällen noch höhere Anteile der ausge⸗ 
fallenen Beträge. 

Genauere Auskünfte über die Paſſiv- und Aktivpoſten ſämtlicher beendeten 
Konkursverfahren in unſerer Provinz gibt Tabelle 6 für die Jahre 1910—1913. 
Neben den abſoluten Zahlen iſt auch der Betrag, der auf ein beendetes Konkurs⸗ 
verfahren entfällt, für die einzelnen Aktiv- und Paſſippoſten berechnet. 


Bemerkenswert iſt, daß eine unbedingt ſichere Sonderung zwiſchen Maſſe⸗ 
koſten und Maſſeſchulden nicht durchführbar iſt. Infolge verſchiedenartiger Aus⸗ 
legung des Geſetzes fehlt es bei den Gerichten an Übereinſtimmung hinſichtlich 
der Zurechnung der verſchiedenen Beträge zu den genannten Poſten. Auch die 
Trennung zwiſchen den Auslagen und der Vergütung des Verwalters bzw. des 
Gläubigerausſchuſſes wird ungleichmäßig gehandhabt.“) 

Dieſe Mängel ſind auch bei Tabelle 7 zu berückſichtigen, die angibt, bei wie 
vielen von den beendeten Konkursverfahren in den letzten 4 Jahren von den 
Maſſekoſten bzw. Maſſeſchulden weniger als 50%, über 50 bis 100 % und 
über 100 9% gedeckt worden find. 

Außerdem ſind in dieſer Zuſammenſtellung die Konkursverfahren noch 
nach der Höhe des gedeckten Anteils der bevorrechtigten und nichtbevorrechtigten 
Konkursforderungen geordnet. 

Es geht aus allem hervor, daß das finanzielle Ergebnis bei den beendeten 
Konkursverfahren in Oſtpreußen wenig erfreulich iſt. Erhebliche Verluſte ſind 
jährlich zu verzeichnen, die beiſpielsweiſe 1913 5 595 714 ,, 1912 5 855 982 M 
betragen. 
Aus Tabelle 5 iſt ſchließlich noch zu erſehen, daß die Koſten der Konkurs⸗ 
verfahren in den letzten 4 Jahren 10,8 bis 12,3% der Teilungsmaſſe betragen. 
Dieſe erheblichen Unkoſten verſtärken weſentlich den Wunſch der Gläubiger ein 
Konkursverfahren nach Möglichkeit zu vermeiden. 

So wird ein förmliches Konkursverfahren gewöhnlich nicht beantragt, wenn 
der Gemeinſchuldner ein Arbeiter, Handwerker oder kleiner Gewerbetreibender 
iſt, da die Gläubiger die Koſten des Konkursverfahrens, die, wie wir geſehen 
haben, einen nicht unweſentlichen Prozentſatz der vorhandenen Teilungsmaſſe 
ausmachen, ſcheuen und auch die Ablehnung des Antrages auf Eröffnung wegen 
Maſſemangels ſich vergegenwärtigen müſſen. Bei dieſen kleinen Schuldnern 
genügt im allgemeinen die Mobiliar- oder Lohnpfändung durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher bzw. das Gericht. 

Wir haben es in der Konkursſtatiſtik?) alſo nicht mit der Geſamtzahl der 
wirtſchaftlichen Zuſammenbrüche in unſerer Provinz zu tun; nur die Fälle 

1) Vierteljahrsheft zur Statiſtik des Deutſchen Reichs. 1913, III, S. 14. 


2) A. Heſſe, Konkursſtatiſtik, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik, 
III. Folge, Bd. 35, S. 65 f. 
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dauernder Zahlungsunfähigkeit, die der Entſcheidung des Konkursgerichts vor⸗ 
gelegen haben, ſind erfaßt. Ein großer Teil dagegen, der Zahl nach ſicherlich 
weit überwiegend, kommt hier überhaupt nicht zum Ausdruck. 


C. Zwangsverſteigerungen. 


Beſonders bei dem vorwiegend agrariſchen Charakter unſerer Provinz iſt 
zu bedenken, daß ſich der Vermögensverfall in der Landwirtſchaft in der Regel 
nicht in der Form des Konkurſes äußert.!) Ein Schuldner, deſſen Vermögen 
hauptſächlich aus Grundbeſitz beſteht, iſt einem Konkursverfahren weniger aus⸗ 
geſetzt, weil ſich die Gläubiger hier im allgemeinen auf die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen und auf Mobiliarpfändung beſchränken. 

Es ſei deshalb hier ein Überblick über die Zwangsverſteigerungen?) der haupt⸗ 
ſächlich land- und forſtwirtſchaftlichen Zwecken dienenden Grundſtücke mit Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft als Hauptberuf des Beſitzers in Oſtpreußen gegeben. 


Der verſteigerten Grundſtücke 


Vahr Geſamtzahl Geſamtfläche 
ha 
1904 227 10 282 
1905 17.2 5803 
1906 107 4 906 
1907 112 5334 
1908 203 4 165 
1909 179 4 835 
1910 170 3 903 
1911 133 2 924 
1912 87 3039 
1913 76 3198 


Summe 1465 48 389 


Danach find in den letzten 10 Jahren 1465 folder ländlichen Grundſtücke mit 
einer Fläche von 48 389 ha in unſerer Provinz verſteigert worden. Es iſt aller⸗ 
dings anzunehmen, daß ein Teil dieſer Verſteigerungen auch im Wege des 
Konkursverfahrens erfolgt iſt. Die Fälle von Zwangsverſteigerungen dürfen 
der Zahl der Konkurſe alſo nicht ohne weiteres zugezählt werden. Näheres über 
den Umfang der Zwangsverſteigerung iſt aus Teil! dieſer Denkſchrift, A. H ef ie, 
Der Grundbeſitz in Oſtpreußen, Jena 1916, zu entnehmen. 


1) Wirminghaus, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, III. Aufl. Bd. VI. S. 104. 
2) Statiſtiſches Jahrbuch für den Preußiſchen Staat 1906-1915. 
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Tabelle 7. Finanzielles Ergebnis der beendeten Konkursverfahren 
in Oftpreußen.!) 


Zahl der Konkursverfahren, in denen gedeckt wurden 


von den 


Maſſekoſten 


Maſſeſchulden 


bevorrechtigten 
Konkursforderungen 


nicht bevorrechtigten 
Konkursforderungen 


vom Hundert 


0— 50 
über 50—100 
100 
0— 50 
über 50—100 
100 
0— 25 
über 25— 50 
„ 80— 75 
„ 75-100 
100 
0 
über 0— 5 
„ 51 
5 10 20 
„ 20— 30 
173302 0 
„ 40— 50 
„ 50— 60 
„ 60— 70 
„ 70— 80 
„ 80-100 
100 


SS 


im Jahre 


1) Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs 1911—1914. 


Dritter Abſchnitt. 


Verſicherungsweſen. 


Erſtes Kapitel. 
Lebensverſicherung. 


A. Organiſation. 


In Oſtpreußen beſteht die öffentliche „Lebensverſicherungsanſtalt der Oſt— 
preußiſchen Landſchaft“,1) der als Geſchäftsbezirk unſere Provinz, einſchließlich 
der Städte, und ein Teil des weſtpreußiſchen Kreiſes Roſenberg zugewieſen ſind. 
In die Geſchäftsergebniſſe dieſer Anſtalt können wir Einblicke gewinnen. An— 
gaben über die Geſamtausdehnung der Lebensverſicherung in Oſtpreußen laſſen 
ſich aber nicht beibringen, da die privaten deutſchen und auch ausländiſchen Ver— 
ſicherungsanſtalten, deren Tätigkeitsgebiet ganz Deutſchland, teilweiſe ſogar alle 
Erdteile umfaßt, Zahlen über ihr oſtpreußiſches Geſchäft allein nicht veröffent— 
lichen. Sicherlich haben ſie heute den Hauptanteil an der Lebensverſicherung in 
unſerer Provinz inne. 

Da bei uns die öffentliche Lebensverſicherung ihren Ausgang genommen 
hat, iſt es beſonders intereſſant, einen Einblick in die bisherigen oſtpreußiſchen 
Erfolge zu gewinnen. Jetzt haben bereits die meiſten Provinzen eigene Ein— 
richtungen gleicher oder ſehr ähnlicher Art. | 

Einer der Hauptgedanken bei dieſer Gründung in unferer Provinz iſt der 
der Entſchuldung des ländlichen Grundbeſitzes durch die Lebensverſicherung. 


1) Siehe hierzu: v. Altrock, Der landwirtſchaftliche Kredit in Preußen, I. Die Dft- 
preußiſche Landſchaft, Berlin 1914. — Errichtung einer Lebensverſicherungsanſtalt der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft als Mittel zur Entſchuldung des ländlichen Grundbeſitzes, Königsberg 
1912. — Holtſchmidt, Die öffentliche Lebens verſicherung in Deutſchland unter Würdigung 
ihrer Bedeutung für die Entſchuldung und unter beſonderer Berückſichtigung der Volksver— 
ſicherung, Königsberg 1917. — Leweck, Oſtpr. Landſchaft 17881913, Königsberg, Oſtpr. 
Druckerei. — Verwaltungsberichte der Lebensverſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen Land» 
ſchaft, 1911, 1912, 1913. 
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Ohne Beſchränkung der Verſchuldungsfreiheit und ohne zwangsweiſe erhöhte 
Tilgung ſoll eine Kapitalanſammlung ſichergeſtellt werden. Die Landſchaft ſtellt 
die bei Pfandbriefkredit von über ½ bis / des Taxwertes pflichtmäßigen 
Yoprozentigen Tilgungsbeiträge ihren Pfandbriefſchuldnern zur Prämienzahlung 
für eine Lebensverſicherung bei ihrer Anſtalt zur Verfügung, wenn ihr die Rechte 
aus der Lebensverſicherung abgetreten werden. Der Schuldner kann auch frei⸗ 
willig eine höhere Verſicherung abſchließen, indem er ſich zu erhöhter Tilgung 
verpflichtet und den Betrag gleichfalls zur Prämienzahlung benutzt. 

Auf dieſe Weiſe ſteht beſtimmt eine wenn auch im allgemeinen auf einen 
Teil der Schuldt) beſchränkte Summe bei Eintritt des Verſicherungsfalles (Tod 
oder Erreichung eines beſtimmten Lebensalters) zur Verfügung, die den Emp⸗ 
fangsberechtigten herausgegeben wird, wenn nicht ganz beſondere Umſtände die 
Landſchaft im Intereſſe der Sicherheit ihres Darlehns dagegen Einſpruch erheben 
laſſen. 

Ununterbrochene Zwangstilgung iſt allerdings für den lange Lebenden 
billiger. Das landſchaftliche Tilgungsguthaben hat aber allmählich den Charakter 
eines Sparkaſſenguthabens angenommen, das abgehoben wird, ſobald die Heraus⸗ 
gabe ſatzungsmäßig möglich wird. Bei der Lebensverſicherung iſt der Verſicherte 
dagegen zu fortgeſetzter Entrichtung der Prämien gezwungen. Es ſteht daher im 
Endfalle gewöhnlich doch ein größerer Betrag zur augenblicklichen Verfügung als 
bei der Tilgung. 

Vom Generallandtag der Oſtpreußiſchen Landſchaft iſt die Errichtung des 
genannten Inſtituts am 7. Februar 1910 beſchloſſen worden. Das Statut der 
Lebensverſicherungsanſtalt, die eine gemeinnützige Anſtalt des öffentlichen 
Rechtes iſt, iſt am 21. September genehmigt und der Betrieb am 15. November 
1910 aufgenommen worden. 

Die Landſchaft hat ein für die erſten 5 Jahre zinsfreies Stammkapital von 
1 Million Mark in 3 prozentigen oſtpreußiſchen Pfandbriefen und einen 
Organiſationszuſchuß von 25 000 M gewährt. 

Um etwaige Nachteile, die durch die enge geographiſche Begrenzung des 
Tätigkeitsgebiets ſich ergeben könnten, aufzuheben oder zu mildern, iſt der Verband 
öffentlicher Lebensverſicherungsanſtalten in Deutſchland 1911 gebildet, dem An⸗ 
fang 1914 die öffentlichen Lebensverſicherungsanſtalten in den Provinzen Oſt⸗ 
preußen, Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Pommern, Brandenburg und im 
Regierungsbezirk Wiesbaden angehören. 

Durch den Verband wird jede einzelne Anſtalt an den Abſchlüſſen der 
übrigen beteiligt und ein Riſikoausgleich ſowohl geographiſch wie auch materiell 
nach Berufs- und Erwerbsſtänden herbeigeführt. Weiter übernimmt der Verband 
Arbeiten, die ſonſt von jeder Anſtalt einzeln ausgeführt werden müßten und die 
Verwaltung verteuern würden. Er trifft die ganze ärztliche Ausleſe und nimmt 


1) Siehe hierzu: Goeldel, Verſchuldung und Entſchuldung des größeren Grund⸗ 
beſitzes in Weſtpreußen. Tübinger Staatswiſſenſchaftliche Abhandlungen, Neue Folge Heft 12, 
Stuttgart 1915 S. 111f. 
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die verſicherungstechniſchen Arbeiten vor, wie Berechnung der Prämienreſerven, 
Führung der Statiſtiken und dergleichen mehr. Außerdem hat er das Recht in 
den Landesteilen, in denen noch keine öffentliche Lebensverſicherung beſteht, ſolche 
Tätigkeit ausüben. 

Das Anwerbegeſchäft und die Verwaltung der zuſammenfließenden Gelder 
bleibt aber den einzelnen Anſtalten überlaſſen. Weiter iſt die Lebensverſiche⸗ 
rungsanſtalt der Oſtpreußiſchen Landſchaft berechtigt, die Mitwirkung anderer 
Behörden in Anſpruch zu nehmen. Es können alſo die beſtehenden Organiſationen 
öffentlicher Körperſchaften benutzt und die einkommenden Gelder in der Heimat— 
provinz angelegt werden. 

Von dem Verband iſt eine Rückverſicherungsanſtalt, die „Deutſchland“, mit 
3 Millionen Mark Kapital gegründet, die auch den Anſchluß an das internatio- 
nale Rückverſicherungsnetz ermöglicht. 

Die Anſtalt der oſtpreußiſchen Landſchaft ſchließt alle Arten von Lebens⸗ 
verſicherungen ſowie Rentenverſicherungen ab, nicht nur ſolche, die einer Ent— 
ſchuldung des Grundbeſitzes dienen ſollen. 

Seit 1913 iſt das Tätigkeitsgebiet auch auf die öffentliche Volksverſicherung, 
d. h. Verſicherungen unter 2000 M und ohne ärztliche Unterſuchung, ausgedehnt 
worden. Die Landſchaft hat 50 000 % Zuſchuß unter Verzicht der Zurück— 
zahlung zur Durchführung der Organiſation zur Verfügung geſtellt. Dieſer 
Betrieb iſt am 26. März 1913 genehmigt worden, iſt aber anders geregelt als 
der der großen Lebensverſicherung, da ſämtliche Verſicherungen von vornherein 
auf gemeinſchaftliches Riſiko der dem Verbande öffentlicher Lebensverſicherungs⸗ 
anſtalten angehörenden Inſtitute abgeſchloſſen werden. 

Bereits 1910 hat ſich der Landtag der Oſtpreußiſchen Landſchaft mit dem 
Problem der Volksverſicherung befaßt. Es kam aber nicht zur Durchführung, 
weil man eine finanzielle Erſtarkung der Lebensverſicherungsanſtalt abwarten 
wollte. Bei der nun doch ſchon ſobald erfolgten Gründung ſprechen politiſche 
Geſichtspunkte mit. Am 16. Dezember 1912 iſt unter dem Namen „Volks⸗ 
fürſorge“ eine gewerkſchaftlich-genoſſenſchaftliche Volksverſicherung gegründet 
worden, die eine erhebliche Erweiterung des ſozialdemokratiſchen Einfluſſes auf 
die Landarbeiter und kleinen Bauern befürchten ließ. Die öffentliche Lebens 
verſicherung glaubte nur durch eigene Übernahme der Volksverſicherung dieſe 
Gefahr abwehren bzw. mildern zu können. 

Es beſtehen auch Gegenſätze zu der „Deutſchen Volksverſicherungs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft“ in Berlin, die von 26 deutſchen Privatverſicherungsgeſellſchaften 
am 25. Januar 1913 gegründet iſt und am 20. Juni 1913 die Erlaubnis zur 
Aufnahme des Geſchäftsbetriebes erhalten hat. Die öffentliche Volksverſicherung 
hat alfo erheblich zu kämpfen.!) Sie hofft aber durch im Vergleich zu den Privat— 


1) Stenographiſcher Bericht der Verhandlungen vom 25. November 1912 über die 
Organiſation einer gemeinnützigen nationalen Volksverſicherung. Berlin, Verlag Julius 
Sittenfeld. — Bericht des Generallandſchafts⸗-Direktors Kapp an das Plenarkollegium der 
oſtpreußiſchen Landſchaft über den Kampf um die Volksverſicherung. Königsberg 1914. 
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geſellſchaften geringere Verwaltungskoſten und niedrigere Inkaſſogebühren 
Vorteile zu erringen ſowie durch entgegenkommende Beſtimmungen über die 
Karenzzeit und die Umwandlung der Policen in prämienfreie, eine erhebliche 
Verminderung des Verfalls von Verſicherungen im Vergleich zu dem jetzt bei 
den Privatgeſellſchaften durchſchnittlich vorhandenen herbeizuführen. Weiter 
gibt man ſich der Erwartung hin, durch Verbreitung der Volksverſicherung 
unter der Landbevölkerung die Seßhaftmachung zu fördern. Der Arbeiter kann 
ſich durch abgekürzte Verſicherung bis zur Zurücklegung eines Alters von 
45 bis 50 Jahren ein Kapital anſammeln, das ihn in den Stand ſetzt, 
ſich eine eigene Wirtſchaft anzukaufen, der kleine Beſitzer kann die Summe 
zur Tilgung von Reſthypotheken verwenden.!) Es dürfte nicht leicht ſein, 
größere Erfolge bei der Einführung der Volksverſicherung in unſerer Provinz 
zu erzielen, da Oſtpreußen nur dünn bevölkert iſt und wenig induſtrielle 
Arbeiterſchaft beſitzt. Der Landbevölkerung iſt der Gedanke der Lebensverſiche⸗ 
rung auch noch etwas Neues. Dem Landarbeiter und kleinen Beſitzer müſſen 
daher die Fälle noch beſonders eindringlich vor Augen geführt werden, in denen 
der Abſchluß der Verſicherung vorteilhaft erſcheint. 


B. Erfolge. 


Aus ſchon oben angeführten Gründen können wir die Geſamtergebniſſe des 
Lebensverſicherungsgeſchäftes in Oſtpreußen nicht erfaſſen. Wir müſſen uns auf 
die Darſtellung der Erfolge der Lebensverſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft beſchränken. 

Da es unſere Aufgabe iſt, die Verhältniſſe vor dem Kriege zu ſchildern, iſt 
mit dem bis zum 31. Dezember 1913 reichenden dritten Geſchäftsjahre abzu⸗ 
ſchließen, obgleich für weitere Jahre Zahlen bereits vorliegen. 


Die Verſicherungsanträge bei der Lebensverſicherungsanſtalt der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft.?) 


Es ſind Anträge: 


Inn i 
x unerledigt ge⸗ N 
Jahre geſtellt angenommen blieben oder zurückgezogen abgelehnt 
zurückgeſtellt 
55 Zahl! Zahl Zahl! Zahl! Zahl! 


| 
1911 | 1032 112683000) 708 8 713 700] 183 2 231950] 64 791800] 77 945 550 


1912 | 836 9 062 450 609 6 755 800] 158 |1859650| 173 1838 050] 79 840 900 
1913 | 852 10 490 600] 524 6 312 450] 257 3 482 200] 102 1 188 700] 91 1099 300 


1) Leweck, a. a. O. S. 33 
2) Zuſammengeſtellt nach den Verwaltungsberichten. 
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Bei der Anſtalt ſind vom 15. November 1910 (das erſte Geſchäfts— 
jahr 1911 umfaßt alſo 13% Monate) bis Ende 1913 2720 Lebens- 
verſicherungsanträge auf 32 236 050 M Verſicherungsſumme geſtellt. 
Davon ſind 1841 mit 21781 950 % angenommen worden; zurückgezogen find 
339 mit 3 818 550 M und abgelehnt 247 mit 2 885 750 M. Ein weiterer Teil 
iſt unerledigt geblieben. 


Im ſelben Zeitraum find noch 65 Rentenanträge über 40 750 M Jahres- 
rente geſtellt, von denen nur einer mit 145 M Rente abgelehnt iſt. 

Die Anträge laſſen ſich in 3 Gruppen trennen: in Tilgungsverſicherungen, 
freie Verſicherungen von Landwirten und Verſicherungen von Nichtlandwirten. 
Die folgende Tabelle zeigt uns, wie ſich der Anteil dieſer 3 Arten an der 
Zahl der Anträge und ihrer Verſicherungsſumme ſtellt und wie hoch durch— 
ſchnittlich die beantragte Summe iſt. 5 


Art und durchſchnittliche Höhe der Verſicherungsanträge bei der Lebens- 
verſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen Landſchaft.!“) 


Es entfallen von den Anträgen f Hure 
Prozent auf: Die PL 
f beantragten 
Art der Verſicherung der Verſicherun i 
gs⸗Verſicherungsſumme 
der Zahl nach ſumme nach beträgt 
1911 | 1912 | 1918 | 1911 | 1912 | 1913 | 1911 | 1912 1913 
Tilgungsverſicherung . 71 63 71 78 67 79 113 452 11618 13 729 
Freie Verſicherung von | 
Landwirten 14 22 13 13 24 13 11 931 11 648| 12 500 
Verſicherungen von Nicht⸗ | 
I 8 15 15 16 9 9 8 7312 6421| 5 832 


| 


Danach hat die Tilgungsverſicherung in allen Fällen die höchſten Werte 
inne, nur im Jahre 1912 bleibt ſie in der Höhe der durchſchnittlich beantragten 
Verſicherungsſumme hinter der der Anträge von Landwirten in freier Ver— 
ſicherung um ein kleines zurück. Die niedrigſten Werte haben ſtets die Ver⸗ 
ſicherungen der Nichtlandwirte inne. Es iſt anzunehmen, daß ſich dieſe Anteils— 
zahlen nach längerem Beſtehen der Anſtalt nicht unweſentlich ändern werden. 

Die angenommenen Verſicherungsanträge entſprechen aber noch keineswegs 
dem wirklichen Verſicherungsbeſtand. Mitunter entſprechen mehrere 
Policen einem Verſicherungsantrag, z. B. wenn auf das Leben einer Perſon 
mehrere Verſicherungen abgeſchloſſen werden. So find 1911 für die 708 ange- 
nommenen Verſicherungsanträge über 8713700 M 724 Verſicherungsſcheine 
über die gleiche Summe ausgeſtellt; eingelöſt ſind hiervon aber im ſelben Jahre 
nur 569 mit 7084900 M. Von den übrig bleibenden Scheinen iſt der eine Teil 
verfallen, bei den anderen iſt dagegen die Friſt zur Einlöſung am Ende des 


1) Zuſammengeſtellt nach den Verwaltungsberichten. 
Goeldel, Wohlſtandsverhältniſſe in Oftpreußen. 8 
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Jahres 1911 noch nicht abgelaufen. Im ganzen find bis Ende 1913 1781 Ver⸗ 
ſicherungsſcheine über 20 377 750 M eingelöft. 

Von diefen find durch 8 Todesfälle 9 Policen über 84 000 M, von denen 
36 000 % auf eigenes Riſiko der Anſtalt entfallen, ausgeſchieden. Weiter ſind 
mehrere Verſicherungsſcheine verfallen und aufgehoben, und bei einigen iſt die 
Verſicherungsſumme herabgeſetzt. 

Wie ſich der Verſicherungsbeſtand am Ende der einzelnen Geſchäftsjahre 
tatſächlich ſtellt, zeigen folgende Zahlen: 


Verſicherungsbeſtand bei der Lebensverſicherungsanſtalt der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Verſicherungen auf ‚ Kapital: Renten⸗ 
Ende des Jahres den Todesfall . b verſicherungen 
Anzahl Anzahl! M Anzahl! 4 
1911 562 6 996 500 8 111 500 14 9522 
1912 1204 13 688 400 35 217 500 34 24 525 
1913 1706 | 19 664 150 41 220 390 54 31 716 


Ende 1913 find 1747 Verſicherungen über 19 884 540 M in der großen 
Lebensverſicherung vorhanden. Außerdem beſtehen noch 54 Rentenverſicherungen 
mit 31716 , Jahresrente. 

Über das Ergebnis der Volks verſiche rung iſt wenig zu ſagen, weil 
fie Ende 1913 noch nicht einmal 1 Jahr beſteht. Immerhin ſind 277 Ver⸗ 
ſicherungen über 147 851 M abgeſchloſſen. | 

Beſonders wichtig für unſere Betrachtung über die Wohlſtandsverhältniſſe 
iſt die Verteilung der von unſerer Lebensverſicherungsanſtalt vergebenen 
Hypotheken, wie ſie Aufſtellung 1 zeigt. 

Bis Ende 1913 find 208 ländliche Hypotheken über 1089800 M und 
10 ſtädtiſche Hypotheken über 123025 M vergeben. Die Durchſchnittsgröße der 
ländlichen Hypotheken beträgt 5239 M, die der ſtädtiſchen 12 303 . Von den 
erſteren entfallen der Zahl nach 85%, der Summe nach 57% auf die Beſitz⸗ 
größen bis 100 Hektar. 

In der eben erwähnten Tabelle ſind auch die Hypotheken nach ländlichen 
und ſtädtiſchen getrennt und ihrer Größe nach in 19 Gruppen, von denen die 
niedrigſte bis 1000 M und die höchſte 30001 bis 35 000 MH beträgt, aufgeführt. 
Die überwiegende Berückſichtigung der kleinen Kreditſuchenden tritt deutlich hervor. 

In der Anlage der Gelder iſt ein erheblicher Unterſchied zwiſchen der öffent⸗ 
lichen und der privaten Lebensverſicherung zu ſehen. Es iſt genügend bekannt, 
daß letztere ihre Gelder faſt ausſchließlich in den Städten anlegt und dabei auch 
noch beſonders Berlin und die anderen Großſtädte und verhältnismäßig hohe 
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Tabelle 1. Verteilung der von der Lebensverſicherungsanſtalt der 
Oſtpr. Landſchaft bis zum 31. Dezember 1913 vergebenen Hypotheken.) 


Beſitzgröße Zahl Geſamtſumme Durchſchnitt 
N., MN 
I. Ländliche Hypotheken. 
Bis 50 Hektar | 129 298 800 2316 
50—100 „ 48 321 450 6 697 
100-200 „ 23 287 850 12 515 
über 200 „ — 8 181 700 22713 
Zuſammen 208 1089 8000 5239 
II. Städtiſche Hypotheken. 
19 123025 ſ 12303 
Insgeſamt i eise, 5 563 
Anzahl der 
Höhe der Hypotheken ländlichen ſtädtiſchen 
Hypotheken 
Bis 1000 A | 29 1 
bon 1001— 1500 „ 21 — 
„ 1501 — 2000 „ 25 — 
„ 2001 — 2 500 „ 18 — 
ene en 13 — 
„ 3 001 — 4000 „ 18 — 
„ 4001 — 5000 „ 24 25 
„ 5001 — 6000 „ 8 — 
„ 6001 — 7000 „ 7 — 
„ 7001 — 8000 „ 7 1 
„ 8001 — 9000 „ 3 — 
„ 9001 —10 000 „ 7 1 
„ 10 001—11 000 „ 2 1 
„ 1100112 000 „ 2 1 
„ 12001-15000 „ 8 3 
„ 15 001-20 000 „ 10 2 
„ 20 001 25 000 „ 2 — 
„ 25 001-30 000 „ 1 —— 
„ 30 001-35 000 „ 3 8 
Summe 208 | 10 


1) Verwaltungsbericht der Lebensverſicherungsanſtalt der Oſtpr. Land⸗ 
ſchaft für das 3. Rechnungsjahr 1913. 
8² 
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Durchſchnittsſummen bevorzugt. Dem tritt die öffentliche Lebensverſicherung 
entgegen. Sie verhindert die Abwanderung der bei ihr zuſammenfließenden 
Gelder in andere Provinzen und führt die Summen, die durch die Prämien⸗ 
zahlungen aufkommen, den Gebieten wieder zu, aus denen ſie fließen. 

Auf die Mark der angelegten Gelder berechnet, dürften die Verwaltungs⸗ 
koſten bei kleineren Hypotheken, wie ſie unſere Anſtalt ausgibt, und keiner ört⸗ 
lichen Zuſammenballung allerdings höher ſein oder werden, als bei großen 
Hypotheken auf räumlich verhältnismäßig enger begrenztem Gebiete. Die Her⸗ 
gabe der Gelder in kleineren Hypotheken iſt aber vom volkswirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte ſehr zu begrüßen, da auf dieſe Weiſe beſonders das Kreditbedürfnis 
des kleinen Mannes in Land und Stadt berückſichtigt wird. 


Zweites Kapitel. 
Feuerverſicherung. 
A. Brandſchäden und ihre Urſachen. 


Nach der preußiſchen Brandſchaden-Statiſtik hat Oſtpreußen folgende 
Brandſchäden von 1881 bis 191 erlitten: 


Die Brandſchäden in Oſtpreußen während der Jahre 1881-1913.) 


Schaden in Tauſend . ä Schaden in Tauſend . 
Jahr n Jahr ; 

Städte | Land Städte | Land 
1881 727 3315 1898 1256 4020 
1882 678 4325 1899 1173 3894 
1883 836 3954 1900 2312 3827 
1884 515 5110 1901 2334 3628 
1885 1431 4741 1902 1736 2873 
1886 757 5029 1903 931 4126 
1887 2431 3071 1904 1095 4193 
1888 719 3119 1905 1001 4049 
1889 1351 3195 1906 1228 4545 
1890 1081 2987 1907 1416 4465 
1891 718 3284 1908 1820 5006 
1892 966 3474 1909 1580 4177 
1893 949 3466 1910 1028 5022 
1894 954 4060 1911 1467 4905 
1895 1105 2950 1912 1064 3972 
1896 1816 3568 1913 1103 4605 
1897 1343 5010 


1) Statiſtiſche Korreſpondenz, 37. Jahrgang. Sondernummer vom 31. Mai 1911 und 
Statiſt. Jahrbuch für den Preuß. Staat 1912-1915. 
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Für die Beurteilung dieſer Statiſtik iſt bemerkenswert, daß der Mindeſt⸗ 
betrag für den anzumeldenden Brandfall zunächſt 1 M beträgt, ſpäter aber auf 
3 erhöht iſt, und daß das Urmaterial von den Ortsbehörden aufgeſtellt, von 
den Kreisbehörden bzw. den Magiſtraten der kreisfreien Städte geſammelt und 
dem Statiſtiſchen Amt überſandt wird. 


Der Brandſchaden unſerer Provinz überſteigt mit verſchwindenden Aus⸗ 
nahmen 4 Millionen Mark jährlich; in einzelnen Jahren werden ſogar 6 Mil⸗ 
lionen Mark überſchritten. Für die Periode 1904/13 ergibt ſich ein Jahres⸗ 
durchſchnitt von 5784000 . Aus der vorſtehenden Aufſtellung iſt zu ent— 
nehmen, daß der Schaden auf dem Lande dem abſoluten Betrage nach den in den 
Städten ſtets bei weitem übertrifft. Das Überwiegen der ländlichen Bevölkerung 
in unſerer Provinz und ſchlechtere Löſchvorrichtungen in den Landbezirken laſſen 
das erklärlich erſcheinen. 

Berechnet man den Brandſchaden auf den Kopf der Bevölkerung, ſo ergibt 
ſich bei uns für das Jahrzehnt 1890/99 ein ſolcher von 2,40 / und 1900/09 
von 2,78 M. Im Staatsdurchſchnitt find es 2,45 / für das erſtgenannte und 
2,58 M für das letzte Jahrzehnt. Unter den Provinzen haben im Jahresdurch⸗ 
ſchnitt 1900/09 auf den Kopf der Bevölkerung berechnet Berlin mit 1,71 M und 
Schleſien mit 1,85 / den geringſten Schaden, während den höchſten Schleswig⸗ 
Holſtein mit 4,52 % und Weſtpreußen mit 4,22 M aufweiſen.!) 


Aus der Tabelle 2 iſt auch die Zahl der Brände für die Jahre 1910 bis 
1913 zu entnehmen. Danach ſind in Oſtpreußen im Jahresdurchſchnitt 1910/13 
3702 Brände gemeldet. 1913 iſt die Zahl beſonders gering mit 2484 Fällen. 


Die eben erwähnte Zuſammenſtellung bringt auch die Zahl der Brände und 
die Höhe des entſtandenen Schadens nach den Brandurſachen getrennt. 


Dabei unterſcheidet fie 39 Brandurſachen und trennt bei jeder weiter nach 
feſtgeſtellten und nur gemutmaßten Urſachen. Es iſt verſtändlich, daß häufig 
das Entſtehen der Brände nur durch Annahmen geklärt werden kann. Beſonders 
bei Brandſtiftung wird nur ein kleiner Teil der Fälle wirklich feſtgeſtellt und der 
überwiegende gemutmaßt. Ebenſo iſt es bei Fahrläſſigkeit. 

Die zur gerichtlichen Ahndung kommenden Fälle in Oſtpreußen begangener 
vorſätzlicher und fahrläſſiger Brandſtiftung ſind jedenfalls nicht zahlreich, wie 
Tabelle 3 S. 123 beweiſt. Dieſe Zuſammenſtellung bietet auch einen Einblick in 
das Alter, Geſchlecht und die Konfeſſion der Verurteilten. Beſonders fällt dabei 
auf, daß unter den 26 im Jahre 1912 wegen vorſätzlicher Brandſtiftung Verur⸗ 
teilten nur eine weibliche Perſon iſt. 

Die Aufſtellung S. 122 bringt aus den Zahlen des Statiſtiſchen Landes— 
amts zuſammenfaſſende Angaben für das Jahr 1913. Die Untergruppen der 
Urſachen ſind fortgelaſſen und Anteilsziffern berechnet. 


1) Statiſt. Korreſpondenz, Sondernummer vom 31. Mai 1911. 
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Tabelle 2. Urſachen der Brände und der dadurch entſtandene 


Urſachen Brände 


(* gemutmaßt) | ——— en 
1910 | 1911 | 1912 | 1913 


1 Bliße, indeed — — — — 
5 3 ))%%VCCCC VL le SR 108 49 94 85 
DR THIEL LE RENNEN — — — — 
1 1 VTV N 13 9 11 22 

3. Exploſion von Dampfkeſſelʒ . . . — — — — 
1 1 x „ N 2 1 2 2 

4. u e e RE 1 2 — — 
" hr Ri RENNEN SR 9 6 8 8 

5. 5 „ Asehlenn — — — — 
1 71 70 1 . 2 x N 7 1 1 — — 1 

6. 5 hh er AR Ri 15 ER 
1 10 5% 3 BR RR RL * 1 — — 

7 5 %%% — In = 5 
Be 5 Ri % 11 16 6 3 

8. 5 „ Spirituslampen u. Apparaten“ — 2 1 1 
" 5 5 5 10 25 32 45 27 

9. f T 1 1 26 13 
5 17 = RE AN 148 156 160 115 

10. 4 e ee = — — 1 
1 10 5 N 5 10 7 5 

45 > e ee — Eon — — 
" 1 E „ 4 1 re — 

12. . eee, we — — n = 
13. x „eich ler) — — 1 — 
" # 1 3 — — 1 1 

14. 1 andere offen 1 — 2 — 
1 5 9 „ 10 9 9 — 

15. > „ Penblecumnn ee 7 2 4 1 
1 5 R „ 70 62 59 28 

16. Selbſtentzündung der elektr. Leitung..“ 2 4 — 1 
1 1 77 1 i 17 14 15 14 

IR. 5 „ Futtervorräte Ns 2 4 2 12 
" 1 1 . — 1 1 2 

18. „ d. Warmlaufen v. Maſchinen uſw.“ — 2 — 2 
1 0 5 1 1 1 1 3 — 4 

19. 1 , u — — — — 
20. %%% ² ĩ J 5 8 12 9 
" a 5 5 „% 9 14 15 10 

Seite | 451 404 | 481 367 
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Schaden in der Provinz Oſtpreußen für die Jahre 1910 bis 1913.9) 


Schaden 4% 
1913 


1911 1912 
3 il. Immob. Mobil. 3 Mobil. J 


Immob. | Mobil. J Immob. | Mobil. 
Z—— eee 


400 823 205 162 229 276 134 545 371 595 254 805 326 193 183 010 


4 842 2090 21 710 6 272 1987 1722 4922 | 5683 
— 575 = 27 540 Bag 500 83 
— 200 3 000 12 066 — — — — 
1500 1372 148 124 75 121 30 335 
— — — — — — — 106 
. . na 15 id 2 Has a 
10 278 332 111 | 969 — 102 — 52 
— 20 28 6 13 | 5 13 
134 752 18 1162 190 2 091 115 986 
25 — 71 — 1424 30 591 105 
7947 312 1834 246 823 997 6773 670 
u a 2 — u ne — 315 
— 514 1150 5 917 6 800 8 558 345 2 935 
130 34 non; 45 — — 5 — 
575 5 — 3 420 5 309 nn — 
* — Fr — — 10 — 35 
3 500 2 781 7 as: 3275 3170 — — 
Tr 593 42 3 586 4192 5 878 — — 
203 232 4.000 882 1651 4 269 . 12 
7000 3 365 21089 16 477 7 703 8 269 43 433 42 990 
41 201 4136 11 442 43 646 re == 65 517 4.866 
287 1843 6871 5 869 72 1422 409 1215 
24 000 26 281 29 665 115 090 1700 1420 83 452 93 064 
— — 11 600 4 500 26 000 20 300 160 2 960 
— — 33 000 6 913 en am 2580 5 040 
4 500 100 40 188 21 047 urn — 1810 756 
100 680 58 150 101 155 70181 15 072 13 360 23 392 22 611 


14 289 12 028 
379 870 


29400 12308 208316 | 18093 U 25656 | 38362 || 14259 | 1aUEoO 18 093 25 656 3 362 


616 450 | 321132 542 706 467 200 574 516 


479 663 ee 335 208 


1) Bereitwilligſt zur Verfügung geſtelltes unveröffentlichtes Material des Königl. 
Preuß. Statiſt. Landesamts. 
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JFortſetzung Tabelle 2. 


Urſachen Brände 
(* gemutmaßt) „„ 
1910 | 1911 | 1912 | 1913 
Übertrag 451 404 | 481 367 
21. Mangelhafte Feuerungsanlage 52 68 65 ‚64 
A 5 le, 62 68 55 40 
22. Fahrläſſigkeit im Umgange mit: | 
Streichhölz. durch Erwachſene“ 31 30 26 31 
1 1 1 4 0 292 258 229 124 
23, 1 Streichhölzern durch Kinder .* 23 23 9 16 
1 5 . 1 N 44 61 51 47 
24. ® Beleuchtung m.offenem Licht .“ 7 6 4 4 
4 > . 3 . 193 185 169 116 
25. A Petroleumlampen.“ — — 2 1 
1 N . 83 41 53 35 
26. „% deiii N an — 1 — — 
„ ir RO 1 1 2 1 
27. A Spitihiälampen >: ......* — — . 5 
5 5 5 N 10 6 10 2 
28. 1 Ather landen — — ae — 
29. 1 ek, ann — — —_ — 
5 N •„„„ 1 2 — 3 
30. 5 Gasen — — 1 — 
10 San. % ne 16 16 19 16 
31: 2 Raupen Du. 2 4 5 3 
N %%%ͤͤͤÄ* 313 307 262 127 
32. 2 aii ee 2 3 5 3 
5 Ri „%% 2 5 4 5 
HR 5 Lampen — — — — 
= “= %%% Ba 1 — 1 1 
34. 5 Maeiylenliht ... nam... e — — — — 
35, Sonſtige Fahrläſſigtee ttt. 72 87 105 54 
a 5 „%% a 2088 1937 1832 933 
36, Loo moihſun fen 4 2 1 — 
5 %%% DE 6 9 3 5 
ohne,, 0 me — 5 — 2 
55 . „„ — 1 1 1 
. Wande, 185 133 140 146 
5 % ͥ .., 16 15 20 21 
39, Unhelannt. u 0 ame. a 378 374 381 316 
40. von anderen Gemeinden übertragen ). 1 — — 1 


Zuſammen 4335 | 4052 | 3936 | 2484 


) Die Übertragungen von anderen Gemeinden find nicht als ſelbſtändige Brände zu 
betrachten. 1 
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Schaden 


1912 1813 
Immob. Mobil. Immob. Mobil. Immob. | ee Immob. | Mobil. 


616 450 321132 542 706 467 200 479 663 335 208 || 574516 379 870 


158 173 91 608 215 574 134 500 108 026 90 540 125 974 142 577 
41 720 40 082 42 632 23 444 59198 49 012 80 993 65 297 


93 125 97 119 65 348 93 119 36 875 23 027 18 530 12 728 


— — — — — — 


1954 | 14047 17459 32 900 2324 4825 14846 10 516 
80 818 62 548 65 105 40262 13231 9867 39508 44 140 
75 767 108 241 64463 86387 71129 | 91907 || 30 766 41 110 

8480 11251 7181 2 762 5148 1516 27580 364 

5900 | 21046 | 85424 | 19664 3627 | 10921 6.029 13 619 

= — 5 en 800 200 — 63 

3.642 4214 1231 2355 8 288 4914 9887 11448 
— — 5120 1250 = — es ee 
= 23 — 115 38 221 1 25 14 
— 202 — 161 295 491 33 104 
5 85 2 en Zus Ki NEN EN hg 
in 40 — 80 — — = 228 
ha Alan = — — 10 — — 

En 426 38 384 126 642 20 978 
10 500 2913 — 586 3 396 1217 5 318 2817 
767 6 966 2215 13105 5 289 7771 661 5 065 

3 900 1210 5 300 5872 13 150 10490 || 17100 10 202 

900 20 1719 8303 8749 7818 13 659 31 653 

— 80 — — — 130 — 10 

174595 | 122 193 238 762 178699 | 175983 108 478 80 057 69 034 

52 370 | 83298 | 34 803 61732 68 350 93 459 70484 83 476 
11198 5201 4 878 3379 2 500 5 000 = — 

4940 5 578 500 1182 — 73 — 203 
— — 30420 | 53807 — — 12 250 8 706 
— — — 60 = 10 35 000 12 000 


823 230 633 679 638 631 692 724 473 329 421 412 667 827 614 495 
67 487 41 654 50 466 14 524 149 156 116 474 38 186 28 867 
1318410 816 520 1 204 387 | 1083461 || 1041511 909 726 1 182 433 | 1065221 
2890 1570 — — 87 — 800 800 


3 557 166 [2 492 871 | 3289 838 3 081 517 || 2730 171 | 2 305 359 || 3 051 907 2655 605 
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Der Anteil der verſchiedenen Brandurſachen an den Bränden und dem 
entſtandenen Schaden in Oſtpreußen im Jahre 1913. 


Urſachen Brände in 8 Schaden in Oſtpreußen 
(feſtgeſtellte und gemutmaßte) Dftpreußen | Preußen Immobiliar Mobiliar 
Oo Oo 2 —2 

1. Bim a 431 3,40 10,85 7,11 
2. ie 1 8,29 6,54 1,70 1,83 
3, Selbſtentzün dünn . „in 2,17 2,28 6,28 5 
4. Mangelhafte Feuerungsanlage . 4,18 2,89 6,78 7,83 
„/ „net uch, 61,28 68,66 10,95 12,71 
6. Lokomotivfunken und Lokomobilen 0,32 0,24 1,55 0,79 
7 e,, none 2 ie 6,72 3,74 23,14 24,24 
c 12,73 12,25 38,75 40,12 

Zahl der Brände bzw. Schaden in . 2484 84 987 3 051 907 2 655 605 


Danach beruht der bei weitem überwiegende Teil der Brände, 61,28 
(68,66) %, auf Fahrläſſigkeit. Es folgt die Kategorie, bei der die Urſache 
gänzlich unbekannt bleibt, mit 12,73 (12,25) %. Weiter haben verhältnismäßig 
hohe Anteile Exploſion, 8,29 (6,54) %, und Brandſtiftung, 6,72 (3,74) %, inne. 


Bei dem entſtandenen Schaden iſt die Verteilung anders. 38,75 % des 
Immobiliar- und 40,12% des Mobiliarbrandſchadens find ihrer Urſache nach 
nicht einmal mutmaßlich feſtzuſtellen und 23,14% des erſteren und 24,24% 
des letzteren beruhen auf Brandſtiftung. Bedeutenden Anteil an der Geſamt⸗ 
ſumme haben auch noch die Schäden, die durch Fahrläſſigkeit und Blitzſchlag ver⸗ 
urſacht ſind. Näheres ſagen die Tabellen, auf die hier weiter einzugehen ſich 
erübrigt. 


B. Verſicherungsanſtalten. 


In Oſtpreußen nimmt die öffentliche Feuerverſicherung ihren Ausgang 
von der 1768 errichteten adligen Feuer-Sozietät des platten Landes, die 1809 
mit der Oſtpreußiſchen Litt. Dom. Feuer⸗Sozietät zu der Vereinigten Oſtpreußi⸗ 
ſchen Landfeuer⸗Sozietät verſchmolzen wird. 1837 bilden ſich hieraus aber drei 
getrennte Sozietäten: eine landſchaftliche und zwei andere ländliche. !) 


Bis zum 1. Januar 1901 beſtehen in Oſtpreußen 4 öffentliche Feuerver⸗ 
ſicherungen: die oſtpreußiſche Land⸗Feuerſozietät, die oſtpreußiſche Städte⸗Feuer⸗ 
ſozietät, die Feuerſozietät der Stadt Königsberg und die der oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft. Die erſten zwei ſind ſeit 1901 zu der oſtpreußiſchen Feuerſozietät ver⸗ 
ſchmolzen. 1907 tritt auch die Organiſation der Stadt Königsberg hinzu. Weiter 
ſchließt ſich am 1. Juli 1908 die landſchaftliche Feuerſozietät an und wird die 
Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen gebildet. 


1) v. Altrock, Die Oſtpreußiſche Landſchaft. Berlin, 1914, S. 97. 
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Es gibt alſo jetzt bei uns nur eine öffentliche Feuerverſicherung. Ihr Ge⸗ 
biet umfaßt die Provinz Oſtpreußen und einen Teil des platten Landes des weſt⸗ 
preußiſchen Kreiſes Roſenberg, der zum Mohrunger landſchaftlichen Bezirk gehört. 

Schon ſeit 1856 ſind die der Landſchaft angehörigen Grundbeſitzer ver⸗ 
pflichtet, ihre Gebäude bei der Landſchafts⸗Feuerſozietät zu verſichern, wenn fie 
nicht bei einer der beiden anderen damals noch beſtehenden Sozietäten verſichert 
ſind. 1895 wird auch im letzteren Falle ein Übergang zu der Landſchaftsſozietät 
verlangt. Dieſes Recht iſt auf die Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen über⸗ 
gegangen. Bei ihr müſſen die Gebäude bepfandbriefter Güter angemeſſen ver⸗ 
ſichert ſein. Nur wenn die Verſicherung von der Sozietät abgelehnt, aufgehoben 
oder außerordentlich herabgeſetzt wird, kann ſie bei einer anderen Geſellſchaft 
durch die Generallandſchaftsdirektion zugelaſſen werden. Im allgemeinen beſteht 
ſonſt aber kein Verſicherungszwang zugunſten der Feuerſozietät. 

a Anſtalt ihrerſeits iſt geſetzlich verpflichtet:“) 

1. den in ihrem Wirkungskreis belegenen Gebäuden Verſicherung gegen 
Feuersgefahr zu gewähren; 

. zur Sicherung des Grundkredites die Gebäu derer auch im 
Falle des Beſitzwechſels und nicht pünktlicher Zahlung der Verſicherungs⸗ 
beiträge fortzuſetzen; 

3. die Verſicherung nur zum Zweck der Schadenvergütung zu betreiben; 

4. die Feuerſicherheit in ihrem Gebiete zu fördern. 

Über den Umfang der Gebäude- und Mobiliarverſicherung der Anſtalt gibt 
die folgende Tabelle für die Jahre 1908—1913 Auskunft. Schon in dieſem 
fünfjährigen Zeitraum tritt eine erhebliche Steigerung der Verſicherungsſummen 
hervor. 

Gehen wir zunächſt auf die Immobiliar verſicherung ein. 1913 be⸗ 
ſtehen 125 717 Gebäudeverſicherungen mit einer Verſicherungsſumme von 
1375 443 857 M. Die Beitragszahlungen hierfür betragen 3 055 054 M und 
ſind 2151 591 A Brandſchaden vergütet. 


1 


Gebäude⸗ und Mobiliarverſicherung der 


Gebäudeverſicherung 
Ende des Jahres Verſicherungs⸗ Beitrags⸗ Brand⸗ 
Verſicherungen ſumme einnahme vergütung 
. . M 
1908 117 798 | 1.006 730 450 2512283 2 220 846 
1909 119 521 1 070 747 671 2 629 026 1 985 212 
1910 120 905 1 140 201 785 2727 685 2 383 001 
1911 122 521 1 216 120 338 2 811 799 2 083 819 
1912 124 179 1 295 867 780 2 910 525 2 160 247 
1913 125717 1375 443857 3 055 054 2 151 591 


1) Hanſen, Die Landwirtſchaft in Oſtpreußen. Jena 1916. S. 443. 
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Bei der Mobiliar verſicherung beſtehen 88 340 Verſicherungen mit 
829 896 696 Q Verſicherungsſumme. Die Beitragszahlungen betragen 2 363 372 
Mark und die Leiſtungen für eingetretene Verſicherungsfälle 1092 858 . In 
den Zahlen für die Mobiliarverſicherung ſind die Nebenverſicherungszweige ein⸗ 
geſchloſſen, wie Glasverſicherung, Verſicherung gegen Waſſerleitungsſchäden, Ein⸗ 
bruch und Mietverluſt infolge Brand, Blitzſchlag oder Exploſion. Die Bedeutung 
dieſer Verſicherungszweige iſt aber zahlenmäßig gering. 


Anteilszahlen über Verſicherungsbeiträge, Schadenvergütung und 
Rückverſicherung.“) 


Die Beiträge Die Schadenvergütung beträgt Rückverſichert 


betragen vom ſind vom 
Jahr Tauſend der [vom Tauſend om Hundert vom Hundert Hundert der 


Verſicherungs⸗ der Ver⸗ der des vorjährigen Verſicherungs⸗ 
ſumme ſicherungs⸗ Beiträge Brandſchadens ſumme 
ſumme (Tabelle S. 116) 
1911 2,01 1,67 64,1 | 50,9 49,8 
1912 2,57 1,49 57,9 46,3 48,4 
1913 2,05 1:53 60,0 | 64,4 54,7 


Die obige Aufſtellung bringt noch einen Einblick in das Verhältnis, in dem 
die Verſicherungsbeiträge und Schadenvergütungen zueinander und zu der Ver— 
ſicherungsſumme ſtehen. 1913 betragen die Beiträge 2,55% von der Geſamt— 
ſumme der Immobiliar- und Mobilarverſicherung; die Schadenvergütung macht 
1,53 % „ der Verſicherungsſumme und 60 % der Beiträge aus. Rückverſichert 
ſind 54,7% der geſamten Feuerverſicherungsſumme. 

Es iſt auch der Verſuch gemacht, einen Einblick in die Höhe des Anteils, 
der vom oſtpreußiſchen Geſamtbrandſchaden durch Leiſtungen unſerer Anſtalt 


Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen.“) 


Mobiliarverſicherung und Nebenzweige 


SUCH Rück⸗ Sicherheits⸗ 
Ver⸗ Verſicherungs⸗. Beitrags⸗ Brandver⸗ verſicherung fonds 
ſich 5 gen ſumme einnahme gütung uſw. 8 
Mb M M M M 
65.115 529 498 140 | 1 518 688 1 066 713 706 545 252 | 5.089 126 
70 141 
74 957 635 101 941 1 832 166 932 687 873 316 856 6 074 260 


999 359 951 728 983 6 698 232 
791 943 997 626 062 7 219 824 
1092 858 1 205 139 030 7 706 016 


84 892 767 170421 2199 322 


579681247 | 1671059 780 260 776885374 | 5717534 
| 
88 340 829 896 696 2363372 


79 880 699 677 457 2 000 383 


) Den Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 1913—1915 
entnommen bzw. nach deren Zahlenangaben berechnet. 
2) Verwaltungsberichte der Direktion der Feuerſozietät 1909 —1914. 
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Tabelle 3. Verwaltungsergebniſſe der Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen 
im Jahre 1913 einſchließlich der Nebenzweige.“) 


Einnahme MN Ausgabe MN 
Beit a0 | 5414533 | Schadenvergütungen . . | 3244448 
Anteil der Rückverſicherer Schadenerhebungskoſten . 54 875 

an den Schäden. , 1951909 | Rückverſicherungsbeiträge . | 2294 161 
Zinſen. 381182 Für das Feuerlöſchweſen 50 000 
Sonſtiges „„ 16 731 Für Einzel⸗ und Nach⸗ 

Summe 7764355 ſchät zungen. 32 540 
Sonſtige Verwaltungskoſten 883 639 
Sonſtiges a 189 475 


Summe | 6749138 


Anlegung der Vermögensbeſtände der Feuerſozietät für die Provinz 
Oſtpreußen im Jahre 1913.2) 


Aktiva N Paſſiva N,. 
end 9892 | Noch nicht fällige Schaden⸗ 
Rückſtändige Beiträge 31189 vergütungen . 688 041 
Sonſt. Einnahmerückſtände 4978 [ Sonſtige Ausgaberückſtände 7 305 


Wertpapiere zumBilanzwert 5 591482] Aufgenommene Darlehen, 
Hypothekar. Ausleihungen. 2114534 Hypotheken und Sonſtiges 122 716 


Sonſtige Ausleihungen 150 000 Summe 818 062 

Guthaben bei Banken und | 
Solſtigess 19083 729 

Wert der Grundſtücke . 458 715 

Wert des Inventars. 1 


Summe 9369 520 


1) Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 1915, S. 486, 487. 
(Die Zahlen weiſen teilweiſe unerhebliche Differenzen mit denen der Tabelle S. 125 f. au 
die den Verwaltungsberichten der Direktion entnommen ſind.) 


2) Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 1915, S. 490, 491. 
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gedeckt wird, zu gewinnen. Hierbei iſt zu bedenken, daß die Entſchädigung bei 
Brandfällen immer einige Zeit in Anſpruch nimmt. Nach den allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen iſt die Entſchädigung zwar mit dem Ablauf eines 
Monats nach vollſtändiger Feſtſtellung des Schadens fällig. Es beſtehen aber 
weitere Beſtimmungen, die im allgemeinen erhebliche Abweichungen von dieſer 
Hauptregel herbeiführen. Wenn z. B. Gebäude mit Hypotheken, Reallaſten uſw. 
belaſtet ſind, was doch gewöhnlich der Fall iſt, kann der Verſicherungsnehmer 
die Entſchädigung nur zur Wiederherſtellung und erſt dann verlangen, wenn die 
beſtimmungsmäßige Verwendung des Geldes geſichert iſt. Die Zahlung erfolgt 
bei Vollſchäden in zwei Teilbeträgen. Der erſte wird bezahlt, wenn mit dem 
Aufbau der Umfaſſungswände begonnen iſt, der zweite, wenn der Bau angemeſſen 
gefördert und zu ſeiner Ausführung eine der ganzen Entſchädigung gleich— 
kommende Summe verwendet iſt. Bei Teilſchäden erfolgt die Zahlung, wenn 
der Schaden geringfügig iſt, nach der Feſtſetzung, ſonſt in zwei Teilbeträgen, von 
denen der erſte, wenn mit der Wiederherſtellung begonnen, der zweite, wenn der 
Bau vollendet iſt, geleiſtet wird. Es wird alſo in der Regel eine längere Zeit 
bis zur Auszahlung der Entſchädigung vergehen. Deshalb iſt in der Aufitel- 
lung S. 125 die jährliche Schadenvergütung zu dem vor jährigen Brand⸗ 
ſchaden in Beziehung geſetzt. Dabei ergibt ſich, daß von den oſtpreußiſchen 
Brandſchäden 1910 bis 1912 allein durch Leiſtungen der Feuerſozietät für die 
Provinz Oſtpreußen 46,3 bis 64,4% in den Jahren 1911 bis 1913 gedeckt ſind. 
Dieſem gefundenen Prozentſatz kann wegen der oben erwähnten Ungenauigkeit 
zwar kein abſoluter, wohl aber relativer Wert zugeſprochen werden. 

Über die Verwaltungsergebniſſe und die Anlegung der Vermögensbeſtände 
der Feuerſozietät im Jahre 1913 ſagt Tabelle 3 das Nötigſte. 

Von Privatfeuerverſicherungsanſtalten ſind ausreichende Angaben über ihr 
oſtpreußiſches Geſchäft allein nicht zu bekommen. Ihre Bedeutung für die Ver- 
ſicherung in unſerer Provinz darf aber nicht unterſchätzt werden. Auch mehrere 
kleine Privatverſicherungsvereine, die ihre Wirkſamkeit auf Teile der Provinz 
beſchränken und beſonders in Litauen und Ermland beſtehen, find nicht zu 
vergeſſen.!) 

Nach Hanſen ſind faſt ſämtliche Baulichkeiten in der Provinz, wenn auch 
bisweilen nicht nach ihrem vollen Werte, gegen Feuersgefahr verſichert. Die 
Notwendigkeit zur Verſicherung der beweglichen Sachen hat dagegen noch nicht 
in ausreichendem Maße Verſtändnis gefunden. Insbeſondere iſt das ländliche 
lebende Inventar in vielen Fällen weit unter dem Werte verſichert. Auch von 
den beweglichen Sachen in der Landwirtſchaft find etwa 30% unverſichert ge— 
blieben. 


) Hanſen, a. a. O. S. 442 ff. 
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Be 5 Die moderne demokratie. Eine politiſche Beſchreibung. Von Dr. Wilhelm 


Verlag von Guſtav Fischer in Jena. 


Hasbach, ordentlicher Profeſſor an der Univerſität 
Kiel. Preis: 16 Mark, gebunden 17 Mark 50 Pf. 


Inhalt: Einleitung: Demokratiſche und liberale Ideen vom 16. bis zum 18. Jahr⸗ 


hundert. — L Buch: Die geſchichtliche Entwicklung der modernen Demokratie. — II. Buch: 
8 ne Arten, Begriff und Weſen der modernen Demokratie. 1. Die Formen der modernen 


emokratie. 2. Das Beamtentum der modernen Demokratie. 3. Die Selbſtverwaltung der 
modernen Demokratie. 4. Demokratie und Freiheit. 5. Die politiſche Demokratie. 6. Die 


ſoziale Demokratie. 7. Sozialismus und Sozialdemokratie. 8. Die griechiſche Demokratie. 


9. Die Hanſaſtädte, Andorra und Marino. 10. Katholiſche Kirche und Demokratie. — 
III. Buch: Der Mechanismus der modernen Demokratie. 1. Das Wahl⸗ und Stimmrecht 


in der Demokratie. 2. Die Partei. 3. Die Berufspolitiker. — Schluß. 
Berner Bund Nr. 14, 1913: 


„Politiſche Beſchreibung“ iſt eine beſcheidene Bezeichnung für ein Werk von fo un⸗ 


gewöhnlichem Gehalt, ein Werk gründlichſter Sammlung und ſtrengſter Sichtung, das 


Überall das Wichtigſte in den Mittelpunkt, ins ſchärfſte Licht rückt, bei allem Streben nach 
Vollſtändigkeit ohne ermüdende Längen, und außerordentlich ſtark dokumentiert iſt, ein Werk, 


das den wohltuenden Eindruck der „Materialechtheit in ſeltenem Maße erweckt 


Soſeben erſchien: 
6 7 5 Ä überblick über die Maßnahmen 
Handelskrieg und Wirtſchaftsexpanſion. ud yeirckungen des ſenndlichen 
Auslandes zur Bekämpfung des deutſchen Handels und zur Förderung des eigenen 
Wirtſchaftslebens. Von Dr. Ing. Dr. Waldemar Koch, zurzeit ſtellvertretender Direktor 


des Kgl. Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Stiftung. (VIII, 283 S. gr. 80.) 1917. N Preis: 5 Mark 50 Pf. 


Die Ariegsbeſchlagnahme als Mittel der ET: ar N und Lebens: 


| mittelverſorgung. Heinrich Lehmann, 
9. 6. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Jena und akademiſchem Rat am Gemein⸗ 
ſchaftlichen Oberlandesgericht. (VI, 110 S. gr. 80.) 1916. Preis: 2 Mark 40 Pf. 


vierundzwanzig oſtpreußiſche Arbeiter und Arbeiterfamilien. 


Ein Vergleich ihrer ländlichen und ſtädtiſchen Lebensverhältniſſe. Von Oskar Mulert, 
Dx. jur. et phil. (VIII, 228 ©. gr. 8°.) 1908. ö Preis: 7 Mark. 
Volkswirtſchaftliche Blätter Nr. 11/12 vom 16. Juni 1909: a 
Ein Kabinettſtück ſtatiſtiſcher Miniaturmalerei iſt Oskar Mulerts Buch: Vier⸗ 
undzwanzig oſtpreußiſche Arbeiter und Arbeiterfamilien. Der Verfaſſer hat die Lebens⸗ 
verhältmiſſe feiner 24 Arbeiter und Arbeiterfamilien auf dem Lande dargeſtellt, indem er für 
eine große Anzahl von Familien eingehende ſtatiſtiſche Darſtellungen ihrer Budgets gibt 


und über den Arbeitsvertrag, über die Lohn⸗ und Einkommensarten der Arbeiter, über die 


Einnahmen und Ausgaben der Unverheirateten und Verheirateten und endlich über die Ab⸗ 
wanderungsgründe wertvolle Ausführungen gibt. Im zweiten Teil der Arbeit finden wir die⸗ 


ſelben Arbeiter in der Stadt wieder und können ihre Lebensbedingungen mit den früheren auf dem 
Lande vergleichen. Das Wertvollſte iſt in dieſem Abſchnitt die mit unendlicher Mühe zuſammen⸗ 
ar getragene ſtatiſtiſche Darſtellung der Haushaltungen von 20 Arbeiterfamilien in der Stadt. 


b = 5 V P t 2 2 ; d G N t n der 
De ate, dean die Gegenwart forke 


geführte Auflage. 2 Bände. 1916. Erſter Band: Mittelalter. Zweiter Band: 
Neuzeit. Preis: beide Bände broſchiert 17 Mark, gebunden 21 Mark. 


Deutſche Revue, März 1911: 


Wer dieſe beiden Bände, in die Profeſſor Schäfer das Ergebnis ſeiner reichen 


und tiefgründenden Forſchungen niedergelegt hat, mit Ernſt und Liebe durchlas, wird zu⸗ 


geſtehen, daß der Beruf und die Sendung dieſes bedeutſamen Werkes ein weit anderer iſt, 
als trockene Geſchichte zu dozieren und kauſendmal Geſagtes in andere Worte gekleidet, 


wiederzukäuen .. Mit viel fachlicher Objektivität vorgetragen wie hier, bietet dieſe deutſche 


Geſchichte eine ſchier unerſchöpfliche Fülle wertvollſter Genüſſe und Anregungen und eröffnet 
den um die Zukunft ſeines Vaterlandes intereſſierten Deutſchen Hoffnungsmöglichkeiten von 
ungeahnter Tragweite. Der wiſſenſchaftliche Ruf des Verfaſſers und die glänzende Vortrags⸗ 


weiſe ſeines gewaltigen Stoffes ſichern dem Werke vor allen Dingen den Reſpekt, den man 
dieſem imponierenden Stück deutſcher Geiſtesarbeit ſchuldig iſt. 
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